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Raus Wahlkampf Strategie: 
Verbrüderung der Christen

Unter dem Motto "Soziale und ökolo­
gische Erneuerung in Frieden" be­
schrieb Johannes Rau in Ahlen den 
Kurs, für den sich die Partei hinter 
"Bruder Johannes" einmütig versam­
meln und Wählerschaft mobilisieren 
soll. Der einstimmige Beschluß des 
SPD-Parteivorstands für Rau und die 
Ausrichtung der SPD-Mannschaft auf 
die Inhalte des Wahlkampfes noch vor 
der Verabschiedung des neuen SPD- 
Programms sind absichtsvoll. Wer 
jetzt noch auf Arbeiterforderungen 
besteht, lehnt den Kanzlerkandidaten 
ab, seinen Grundsatz "Versöhnen statt 
Spalten". Einen Wahlsieg wollen Rau 
und die SPD angesichts des gefestig­
ten Rückhalts der Kohl-Regierung bei 
den Kapitalisten erreichen mit dem 
Konzept, als die wahrhaft christliche 
Partei CDU-Mitglieder und -Anhän­
ger für die SPD zu gewinnen und die 
Arbeiter in der SPD mit dem Ver­
sprechen von Gerechtigkeit bei der 
Stange zu halten. Diese Absicht 
kommt auch im Tagungsort Ahlen für 
die Präsentation von Kanzlerkandidat 
und -zielen zum Ausdruck. Zur Zeit 
des Ahlener Programm mußte die 
CDU auf antifaschistische Interessen 
der Arbeiter, aber auch breiter Mit­
telschichten Rücksicht nehmen. An 
Konkretem kündigte Rau an, im Zuge 
einer zweiten Stufe der Steuerreform 
sollten Einkommen bis 80000 DM ent­
lastet werden, dafür sollen die Lohn­
abhängigen ab 60000/120000 DM eine 
Ergänzungsabgabe zahlen. — (düb)

Grüne wollen staatstragenden 
Volksentscheid

Die achte ordentliche Bundesver­
sammlung der Grünen, die vom 13. bis 
15. Dezember stattfand, legte mit ih­
rem Beschluß für ein Bundesabstim­
mungsgesetz einen Schwerpunkt für 
die Bundestagswahlen 1987 fest. Die 
Beschlußfassung über eventuelle Koa­
litionen nach der Bundestagswahl 
1987 wurde auf den Herbst 1986 ver­
tagt. Wahlen zum Bundesvorstand sol­
len im Frühjahr 1985 stattfinden. Die 
Grünen wollen in Unterschriften­
sammlungen, Anzeigen usw. für den 
Volksentscheid kämpfen. Die Ver­
sammlung unterstützte einen "Ent­
wurf eines Gesetzes zur Verwirkli­
chung des Abstimmungsrechtes der 
Bürger-innen der Bundesrepublik 
Deutschland in Ausführung des Grund­
gesetz-Artikels 20 Absatz 2 Satz 2: 
'Alle Staatsgewalt geht vom Volke 
aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und 
Abstimmungen ... ausgeübt’". Den 
Entwurf hatten die Grünen übernom­
men der "Aktion Volksentscheid", in 
der u.a. liberale und christliche Kräf­
te wirken und deren Einfluß dem Ent­
wurf deutlich anzumerken ist. Danach 
soll möglich sein, dem Bundestag mit 
Hilfe von Unterschriftensammlungen 
und Volksbegehren Gesetzesinitiati­

ven vorzulegen und bei Ablehnung 
oder Änderung im Parlament in Volks­
entscheiden darüber zu entscheiden. 
Die Grünen schwächen jedoch ihr Ein­
treten für Gesetzesinitiativen, die 
keine parlamentarische Mehrheit fin­
den oder gefunden haben, ab: Der Ent­
wurf sieht vor: "8. Die Volksgesetzge­
bung ist — an die verfassungsmäßige 
Ordnung, wie das Grundgesetz ... sie 
festlegt (GG Art. 79 Abs. 3), gebun­
den. 9. Ob ein von einer Volksinitiati­
ve angestrebtes Gesetz als verfas-

Bundesverfassungsgericht — oberster 
Rechtssprecher über Volksent­
scheide?

sungswidrig anzusehen ist, entschei­
det im Streitfall das Bundesverfas­
sungsgericht." Den Grünen müßte be­
kannt sein, welche reaktionäre Aufga­
be das Bundesverfassungsgericht von 
den Verfassern des Grundgesetzes zu­
gewiesen ist und wie getreulich das 
Gericht diese Aufgabe bis heute er­
füllt hat: allen fortschrittlichen Be­
strebungen den Knebel der Verfas­
sungswidrigkeit zu verpassen. Die 
Bundesversammlung behandelte den 
Gesetzentwurf als eine Konkreti­
sierung der Grünen-Program Oppositio­
nen über die Basisdemokratie. Die ist 
nun staatstragend gewendet. — (uld)

Volksfront Arbeitsgruppe 
Ausländer im Januar

Am 25. Januar 1986 hat die Ar­
beitsgruppe Ausländer beim Bun­
desvorstand der Volksfront ihr 
nächstes Treffen.

Tagesordnung wird sein: a.) Aus­
länderpolitik der Europäischen 
Gemeinschaft / Das Vorgehen der 
BRD; b.) Frankfurter Appell; c.) 
Faschistische Ausländerpolitik und 
Bundesregierung.

Die Sitzung beginnt um 14 Uhr. 
Ort zu erfragen bei der Bundes­
geschäftsstelle der Volksfront, 
Tel. 0221/517457.
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Protest gegen 
Coop-Verkauf

200 Beschäftigte protestierten An­
fang Dezember auf der Aufsichtsrats­
sitzung coop Rhein-Neckar gegen die 
Herausnahme der co op Kurpfalz aus 
der AG. Co op Kurpfalz, die bisher 
einen Anteil von 52% hält, soll dann 
unter eigener Regie geführt werden. 
Der Frankfurter Konzernvorstand 
will ab 1986 anfallende Verluste nicht 
übernehmen. Er plant eine Aufteilung 
der übrigen Filialen. Die Beschäftig­
ten fürchten eine Entlassungswelle, 
wenn die Geschäfte von Plaza und 
ähnlichen Märkten, die mit erheblich 
weniger Personal arbeiten, übernom­
men werden. Die Gewerkschaft HBV 
fordert dagegen, daß die co op Ge­
schäfte in der Region Rhein-Neckar 
unter einheitlicher Leitung bleiben. 
Der coop-Vorstand plant darüber hin­
aus tiefgehende Veränderungen in der 
Struktur von co op. Er hat eine Sat­
zungsänderung vorgeschlagen. Durch 
Umwandlung von Namens- in Inhaber­
aktien könnten die Aktien der Gesell­
schaft frei an der Börse gehandelt 
werden. — (anl)

Delegiertenkonferenz 
der GIM

Am 30.11./1.12. führte die Gruppe In­
ternationale Marxisten, IV. Interna­
tionale (GIM) ihre Delegiertenkonfe­
renz durch. Als Gäste hatte die GIM 
Vertreter von ausländischen Organi­
sationen der IV. Internationale und de­
ren Leitung (Ernest Mandel) sowie 
Vertreter des ZK der KPD eingeladen. 
Der Konferenz lagen drei Resoluti­
onsentwürfe vor. Mit 53% der Stim­
men wurde der Entwurf der Tendenz 1 
verabschiedet. In einem Bericht über 
die Konferenz bemerkt "was tun": 
"Obwohl drei verschiedene Entwürfe 
einer politischen Resolution’ zur De­
batte und zur Abstimmung standen, 

Zum siebten Mal seit 1978 wählten die Kapitalisten am 12. Dezember Otto 
Esser (Bild), persönlich haftender Gesellschafter des Chemiekonzerns Merck, 
zum Präsidenten der Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände. 
Esser betonte, daß die BDA auch 1986 Lohnsenkungsabschlüsse anstrebt. Die 
“verteilungspolitischen Fehlentwicklungen der 70er Jahre, die mit der un­
vergessenen ’Kluncker-Runde’ im öffentlichen Dienst im Jahre 1974 ihren Aus­
gang nahmen", dürften sich "nicht wiederholen". — (rül)

gab es große Übereinstimmung über 
die grundlegenden Merkmale der poli­
tischen Situation." Sie bestehen u.a. 
darin, den Sturz der Kohl-Regierung 
zu betreiben und und gegen "Zauderer 
und Abwiegler" in den Reihen von Ge­
werkschaften und SPD durchzuset­
zen, denn "sie fürchten die nötigen 
Mobilisierungen und Kämpfe für die 
unmittelbaren Arbeiterinteressen, 
weil diese umschlagen und sich gegen 
jede Variante kapitalistischer Krisen­
bewältigung richten könnten", "was 
tun" bewertet die unterschiedlichen 
Tendenzen nur als taktische Differen­
zen darüber, ob bei den Bundestags­
wahlen 1987 mehr Gewicht auf Zu­
sammenarbeit mit sozialistischen 
Kräften gelegt wird (Tendenz 1), auf 
die Errichtung einer Bündnisliste der 
Grünen mit Sozialisten (Tendenz 2) 
oder darauf, in den Grünen zu arbeiten 
(Tendenz 3). In der Diskussion über 
strittige Fragen ist es bei der GIM üb­
lich, Tendenzen zu bilden. Üblich ist 
es auch, in anderen Parteien zu arbei­
ten. So arbeiten bzw. arbeiteten GIM- 
Mitglieder in der SPD, den Demokra­
tischen Sozialisten und den Grünen 
mit. Mit großer Mehrheit verabschie­
dete die GIM-Konferenz zur Vereini­
gung mit der KPD einen Beschluß, der 
dafür eintritt, die Vereinigung im 
nächsten Jahr zu vollziehen. Die GIM 
ist Mitglied der IV. Internationale und 
an deren Beschlüsse gebunden. Dazu 
stellte die Konferenz fest: "Die Dele­
giertenkonferenz erklärt hierzu, daß 
sich die Mitglieder der IV. Internatio­
nale in der neuen Organisation dafür 
einsetzen werden, daß die neue Orga­
nisation Sektion der IV. Internationale 
wird. In einem demokratischen Dis­
kussionsprozeß soll diese Frage von 
der neuen Organisation innerhalb von 
zwei Jahren entschieden werden." Die 
Konferenz wählte eine weitgehend 
neubesetzte Leitung und Redaktion 
der Zeitung "was tun". — (jöd)
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§ 116 Arbeitsförderungsgesetz
Regierungskoalition nimmt Arbeiterproteste in Kauf 

Tarifflexibilisierung soll Gefolgschaftsdenken erzeugen

Die Änderung des Arbeitsförderungs­
gesetzes (AfG) stößt auf spontane, 
breite Ablehnung in der Arbeiterbe­
völkerung. In Kundgebungen, nicht 
selten mit Arbeitsniederlegungen ver­
bunden, protestierten mehrere Hun­
derttausend. Aus den CDU-Arbeit­
nehmerorganisationen bleibt Kritik 
laut. Der § 116 bleibt auch nach dem 
Beschluß des Kabinetts vom 18.12. 
1986 umstritten. Die Sozialdemokra­
tie zielt darauf, die CDU als Partei 
des Kapitals, der politischen Reaktion 
dingfest zu machen und ihren Einfluß 
in der Arbeitnehmerschaft zu min­
dern. Die sozialdemokratische Pro­
paganda klagt die Koalitionsregierung 
an, die bisherige Übereinstimmung 
der großen Parteien in wesentlichen 
Verfassungsfragen aufzugeben. So be­
gründet sie die schwarz-rot-goldenen 
Fahnen, unter denen der Protest al­
lenthalben abläuft. Der politische 
Status Quo wird zum Kampfziel erho­
ben. Das ist Reformismus auf klein­
ster Flamme, auf niedrigstem Niveau. 
Wie kann eine solche Politik, der es ja 
wirklich an Perspektive fehlt, breite 
Kreise ziehen? Das verlangt nach ei­
ner Erklärung. Man findet sie in der 
Sache.

Was ist die Grundlage der spontanen 
Ablehnung der Regierungspläne auf so 
breiter Front? Das sind die prakti­
schen Erfahrungen, die während des 
Streiks um die 35-Stundenwoche so 
viele gemacht haben. Hunderttausen­
de hätten nämlich, wäre das Gesetz 
bereits wie jetzt vorgesehen gefaßt 
gewesen, kein Arbeitslosengeld erhal­
ten. Arbeiter wären auf einen Schlag

und nach Belieben der Kapitalisten 
ohne jeglichen Rechtsanspruch auf 
Geld dagestanden, hätten ihren wirt­
schaftlichen Verpflichtungen nicht 
genügen könne, wären auf die Gnade 
der Banken, der Vermieter angewie­
sen, hätten versuchen müssen, Le­
bensmittel auf Pump zu erhalten. 
Denn so viel dürfte ja klar sein, wenn 
die Arbeitslosenversicherung aus 
Gründen der Neutralität nicht zahlen 
darf, dann kann die Sozialhilfe aus den 
selben Gründen nicht herangezogen 
werden. Betrachtet man die Sache 
praktisch, so würde das so gefaßte Ge­
setz den Kapitalisten ermöglicht ha­
ben, die Arbeiter mit dem Verlust ei­
ner auch nur bescheiden geordneten 
Existenz zu bedrohen. Der soziale

X Kein 
Politischer Streik 
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BUNDESVEREINIGUNG
DER DEUTSCHEN ARBEITGEBERVERBÄNDE

Rechtsstaat würde-- ganz neutral — 
dem Untergang der Uneinsichtigen 
zusehen können, ja müssen. Es käme 
darauf hinaus, daß gegen Streikende 
alles erlaubt ist. Das ist der Grund für 
die Popularität der Proteste, das ist 
ein Ziel der Kampagne zur Änderung 
des AfG, daraus erklärt sich die. Mög­
lichkeit, den Kampf gegen die Ände­
rung des AfG als Kampf zur Bekräfti­
gung des politischen Status Quo zu 
führen.

Aus welchen Gründen macht sich 
nun die Christlich-demokratische Ar­
beitnehmerschaft gegen die AfG-Än- 
derung stark? Würde praktisch jeder 
Lohnabhängige vor solche Risiken ge­
stellt, wo sollte er Schutz suchen, 
wenn nicht in den Gewerkschaften, 
den einzigen Organisationen, die ihm 
in so einer Lage überhaupt was zu­
kommen lassen dürfen? Das war der 
Grund, aus dem man sich früher für 
die Zahlung von Arbeitslosengeld an 
nur mittelbar von Streiks Betroffene 
stark gemacht hat. Man will den Ar­
beiter nicht geradezu in die Gewerk­
schaft zwingen.

Warum schätzt die Regierungskoa­
lition diese Gefahr inzwischen gering 
ein und gewährt den Sozialausschüs­
sen nicht Rückhalt? Warum scheut sie 
nicht die Gefahr, als Kapitalistenre­
gierung, rücksichtslos gegen Arbei­
terinteressen, dazustehen und Rück­
halt in der Bevölkerung, hin bis zum 
Verlust der Wählermehrheit, zu ver­
lieren? Für die Regierungskoalition 
ist die Neufassung des § 116 nicht nur 
eine Sache ums Prinzip. Sie hat auch 
einen aktuellen Zweck. Sie soll gerade

NJPD-” Weihnachtsfeier" 
fand nicht statt

Nachdem das Verwaltungsgericht 
Frankfurt die Verweigerung öffentli­
cher Räume für die NPD mit Bezug 
auf Artikel 139 Grundgesetz (Gültig­
keit der Gesetze der Militärregierung 
zur Befreiung vom Faschismus) für 
rechtens erklärt hatte, hatte die VVN- 
BdA zu einem Antifa-Treffen eingela­
den, zu dem unaufgefordert auch KB, 
Libertäres Zentrum und Volksfront 
erschienen waren. In Erwartung, daß 
der Verwaltungsgerichtshof Kassel 
das Frankfurter Urteil aufheben wer­
de— was auch geschah; der Verwal­
tungsgerichtshof berief sich auf das 
“Dritte Gesetz zur Aufhebung des Be­
satzungsrechts“, wodurch das Gesetz 
Nr. 5 der Militärregierung aufgehoben 
worden sei — wurde beschlossen, die 
NPD-Weihnachtsfeier am 15.12.85 zu 
verhindern. Durch eine Abgrenzung 
gegenüber "gewaltsamen Auseinan­

dersetzungen“ blockierte die VVN- 
BdA allerdings ein gemeinsames Vor­
gehen. Ergebnis: Die VVN-BdA betei­
ligte sich nicht an einer Besetzung des 
NPD-Saales, stieß aber nach erfolg­
reichem Verlauf der Besetzung zu den 
Besetzern und gab Bekenntnisse zur 
Aktionseinheit der Antifaschisten 
ab. — (thz)

Ausländer!eindliche Post 
muß zugestellt werden

Postboten müssen Postwurfsendungen 
mit rassistischem und ausländerfeind­
lichem Inhalt zustellen. Dies hat die 
Bundesregierung betont. Die Fraktion 
der Grünen hatte angefragt, ob solche 
Sendungen gegen das “öffentliche 
Wohl bzw. die Sittlichkeit“ lt. § 13 der 
Postordnung verstießen und Postboten 
deshalb die Zustellung ablehnen dürf­
ten. Antwort des Staatssekretärs Ra- 
we vom Postministerium: Solange sol­
che Sendungen nicht per Gericht als 
strafbar bzw. als verfassungsfeindlich 

beurteilt seien, bilde “die Meinungs­
freiheit hier das höherrangige Rechts­
gut". Vor einiger Zeit hatten sich in 
Kiel Postboten geweigert, Sendungen 
der neonazistischen “Kieler Liste 
Ausländerstopp“ zu verteilen, worauf 
sie die Postdirektion mit der Andro­
hung disziplinarischer Verfolgung zur 
Verteilung zwang. Diese Förderung 
rassistischer und ausländerfeindlicher 
Propaganda hat die Bundesregierung 
nunmehr ausdrücklich unterstützt. 
(BT-Protokoll vom 4.12.— rül)

Großversuch zum 
Ladenschluß

“Beabsichtigt die Bundesregierung, 
den Appell des Bundesverbandes der 
Deutschen Industrie zu befolgen, 
einen Großversuch mit längeren La­
denöffnungszeiten zu ermöglichen?“, 
fragte kürzlich der SPD-Abgeordnete 
Dr. Kübler die Bundesregierung. Am 
6.12. antwortete die Bundesregierung, 
sie prüfe, “während der allgemeinen
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Kohl über die Gewerkschaftsaktionen: ein unzulässiger "Druck der Straße"

verhindern helfen, daß sich bei den 
Lohnabhängigen ein breites, sozial ge­
bundenes politisches Interesse bildet. 
Bereits in der letzten Ausgabe dieser 
Zeitschrift haben wir darauf hinge­
wiesen, daß ein wesentliches Ziel der 
reaktionären § 116 Kampagne sein 
dürfte, für die nächsten Tarifbewe­
gungen stark unterschiedliche Forde­
rungen aufzustellen. Inzwischen fand 
die Jahrestagung der Bundesvereini­
gung der Arbeitgeberverbände statt. 
Dort sagte deren Vorsitzender Esser:

"Wir bekennen uns zur Tarifauto­
nomie, d.h. zur eigenverantwortlichen 
Gestaltung der Lohn- und Arbeits­
bedingungen durch Gewerkschaften 
und Arbeitgeberverbände. Wir be­
kennen uns zur Ordnungs- und Schutz­
funktion, die diese Regelung auch für 
den einzelnen Arbeitnehmer bedeu­
tet. Wir sind mit dieser Aussage auf 
Kritik gestoßen, auch in den eigenen 

Reihen. Dennoch wiederhole ich: Es 
gibt in der modernen Industriegesell­
schaft keine realistische freiheitliche 
Alternative zu dieser Regelungsform. 
Weder der Einzelvertrag zwischen 
Unternehmer und Arbeitnehmer noch 
die staatliche Reglementierung sind 
praktikable oder freiheitliche Alter­
nativen hierzu. Differenzierung nach 
Branchen und Regionen— ja— Aushe- 
belung der tarifvertraglichen Ord­
nungsfunktion— nein— so muß unsere 
Handlungsmaxime lauten."

Damit ist es amtlich. Die Lohnflexi­
bilisierung nach Regionen ist damit in 
den Rang einer Maxime, eines Prinzi- 
pes also, erhoben. Die Einkommen sol­
len an den Geschäftserfolg gebunden 
werden, der im Ausmaß der Arbeitslo­
sigkeit gemessen würde. Die Bildung 
von Betriebsbewußtsein, Gefolg­
schaftsbewußtsein soll als großes Mit­
tel gegen die Bildung des Klassenbe­

wußtseins wirken. Der Regierungsent­
wurf zum AfG ist insofern eine unter­
geordnete, abstützende Maßnahme. 
Die Union spielt mit den Sozialdemo­
kraten. Diese sind an einer Verschär­
fung des Kampfes nicht interessiert. 
Das würde sie nur in Begründungs­
schwierigkeiten stürzen. Also rechnet 
die Regierung fest damit, daß in den 
nächsten Monaten z.B. die IGM beson­
ders unterschiedliche Forderungen 
aufstellen und bei unterschiedlichen 
Abschlüssen landen wird. Solche Ab­
schlüsse würden insgesamt niedrig 
ausfallen und weitere unterschiedli­
che, der Geschäftslage angepaßte Zu­
satzabkommen auf betrieblicher Ebe­
ne nötig und möglich machen. Für all 
dies gibt es bereits Pläne, über die 
auch schon diskutiert wird.

Bei der Arbeitszeit bringen Kapi­
talistenvertreter die Forderung auf 
den Tisch, daß der Ausgleichszeit­
raum für die Bestimmung der Arbeits­
zeit im Manteltarifvertrag von der­
zeit zwei Monaten verlängert werden 
soll. Der Daimler-Benz-Personalchef 
Manfred Gentz verlangte auf einem 
"Symposium Analytik" in Hamburg die 
Ausdehnung auf sechs und möglicher­
weise sogar 12 Monate. ("Handels­
blatt", 3.12. 85) Das wäre dann die fle­
xible Jahresarbeitszeit mit erhebli­
chen Lohnverlusten durch Wegfall von 
Mehrarbeitszuschlägen.

Bei den Löhnen forderte derselbe 
Gentz den Übergang von Leistungs­
lohnsystemen zu Prämienlohnsyste­
men. Das macht nur einen Sinn, wenn 
der Übergang von Löhnen bezogen auf 
die Tätigkeiten zu Löhnen bezogen 
auf den Betriebserfolg gemeint ist. 
Das Thema wird in der bürgerlichen 
Strategiediskussion gegenwärtig mit 
Nachdruck aufgeworfen. So spricht 
z.B. Späth in "Wende in die Zukunft" 
von einem wünschenswerten "Ge­
haltssplitting in Form von Grundlohn

Ladenschlußzeiten Verkaufsstellen in 
unmittelbarer Nähe von Bahnhöfen 
offenzuhalten" und das Sortiment in 
Flughäfen auszuweiten. Mehr beab­
sichtige sie "zur Zeit nicht." Dem Ap­
pell des BDI soll also gefolgt werden. 
- (rül)

Grüne: Fahrpreissenkung 
bei der Bahn!

Die Fraktion der Grünen im Bundestag 
hat einen Antrag vorgelegt, in dem sie 
verlangt, die Fahrpreise bei der Bun­
desbahn zum 1.5.1986 um durch­
schnittlich 20% zu senken. "Hierbei 
sind die Fahrpreise im Nahverkehr 
überdurchschnittlich zu senken", 
heißt es in ihrem Antrag. Zur Begrün­
dung verweisen die Grünen u.a. da­
rauf, daß die Bundesbahn ihre Fahr­
preise seit 1975 um 68%, im Personen­
nahverkehr sogar um 112% gesteigert 
habe (Anstieg der allgemeinen Le­
benshaltungskosten seit 1975: 43,3%). 
"Eine Senkung der Nahverkehrspreise 

ist insbesondere auch aus sozialpoliti­
schen Gründen unabdingbar", heißt es 
weiter in der Begründung. Der Antrag 
ist vernünftig, würde er doch vor al­
lem für die zahlreichen Pendler mit 
geringen Einkommen wie Rentner, 
Schüler usw. eine Senkung der Fahrt­
kosten bedeuten. Auch die Gewerk­
schaft der Eisenbahner und andere 
Gewerkschaften fordern eine solche 
Senkung der Preise im Personennah­
verkehr, so daß der Antrag der Grünen 
auch die Aussicht eröffnet, ähnliche 
Anträge auf Fahrpreissenkungen in 
kommunalen Parlamenten einzubrin­
gen. (Bt-Drucksache 10/4417— rül)

Die großen Monopole 
führen im Export

Welche entscheidende Rolle die gro­
ßen Monopole im Exportgeschäft 
westdeutscher Kapitalisten einneh­
men, dokumentiert eine Mitte De­
zemberveröffentlichte Übersicht des 
BDl-"Institut der deutschen Wirt­

schaft". Danach vereinten 1984 15 
Konzerne der BRD 270,2 Mrd. DM, das 
sind mehr als 50% aller westdeutschen 
Exporte auf sich (Gesamtexport 1984: 
488 Mrd. DM).
Konzern Exporte 1984

Bayer 33,8 Mrd. DM
Hoechst 31,2 Mrd. DM
Volkswagen 31,0 Mrd. DM
Daimler-Benz 28,8 Mrd. DM
BASF 26,4 Mrd. DM
Thyssen 26,0 Mrd. DM
Siemens 23,4 Mrd. DM
BMW 12,0 Mrd. DM
Mannesmann 10,7 Mrd. DM
Preussag 10,5 Mrd. DM
Bosch 9,7 Mrd. DM
VEBA 9,4 Mrd. DM
A. Töpfer 8,9 Mrd. DM
Krupp 8,4 Mrd. DM

Mit Ausnahme der VEBA exportierte 
jedes dieser Monopole mehr als 45% 
seiner Produktion ins Ausland.— (rül)
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und Erfolgsprämien". Gefeilt wird 
auch an der "vermögensbildenden" 
Lohnpolitik. Hier ist im bürgerlichen 
Lager Unzufriedenheit über mangeln­
de Zugkraft des 936 DM-Gesetz, das 
im Unterschied zum 624 DM-Gesetz 
die Anlage in Produktivkapital vor­
aussetzt. Die Zahl der Leute, die das 
machen, ist den Bürgerlichen ent­
schieden zu klein. Die Bundesregie­
rung arbeitet gegenwärtig an einer "2. 
Stufe" des Vermögensbildungsge­
setzes, mit der die Sache forciert 
werden soll.

Diesen Plänen kommen die Lohnfor­
derungen der DAG entgegen, die am 
11.12. aufgestellt wurden, also bevor 
die DGB-Gewerkschaften Forderun­
gen gegenüber der Privatwirtschaft 
aufgestellt haben. Die DAG fordert je 
nach Leistungskraft der Branchen 
zwischen 4,5 und 6,5%. Die Lohner­
höhungen sollen "leistungsbezogen", 

also prozentual sein. "Zur Ausschöp­
fung des Verteilungsspielraums soll 
das 4. Vermögensbildungsgesetz ge­
nutzt und eine Beteiligung der Ar­
beitnehmer am Produktivvermögen 
erreicht werden", (alles aus: "Han­
delsblatt" 12.12.85) Außerdem teilt 
die DAG mit— so richtig in der Pose, 
daß an ihr niemand vorbeikommen soll 
—, "daß bis zur Verwirklichung der 
35-Stunden-Woche 10 bis 12 Jahre 
vergehen werden".

Versucht man eine Zusammenfas­
sung, so ergibt sich: der Kurs der Re- 
gierungistriskant, aber nicht übermä­
ßig. Sie setzt ein strategisches Zei­
chen, indem sie dem Arbeiter vor Au­
gen führt, was man auf dem Boden der 
fdGO und der sozialen Marktwirt­
schaft alles mit ihm veranstalten 
kann. Sie nimmt den Protest dagegen 
in Kauf, weil sie rechnet, daß die Ab­
drängung der Gewerkschaften, weg 

von allgemeinen, für alle verbind­
lichen Verträgen hin zu Verträgen, die 
sich am Geschäftsergebnis orientie­
ren, gelingen kann, und falls sie ge­
lingt, gerade zu Zeiten gut laufender 
Konjunktur, also genau jetzt, enorme 
praktische Folgen haben wird. Für 
viele Millionen würde dann nämlich 
zum Zeitpunkt der Wahlen eine prak­
tische Erfahrung sein, daß eine Bes­
serung ihrer Lebensumstände nicht 
die Folge gewerkschaftlichen Kamp­
fes, sondern des Aufschwunges der 
Wirtschaft im allgemeinen und der 
Firma im besonderen gewesen ist. Wer 
fragt da nach den anderen? So würde 
die Grundlage für die parlamentari­
sche Absicherung der gegenwärtigen 
Reaktion geschaffen.
Quellenhinweis: § 116-AFG-Gesetz- 
entwurf der Bundesregierung, 18.12. 
85; BDA-Jahresbericht 1985 und Vor­
trag Esser— (maf, rok)

Zimmermann macht 
kein Angebot

Bei der ersten Verhandlungsrunde der 
Tarifauseinandersetzung im öffentli­
chen Dienst erklärte Innenminister 
Zimmermann die Forderung der DGB- 
Gewerkschaften für "mit der Lage der 
öffentlichen Haushalte nicht an­
nähernd vereinbar." Die Kosten der 
Gewerkschaftsforderung nach Ein­
kommensverbesserungen in einem Vo­
lumen von 6% bezifferte Zimmer­
mann auf 15 Mrd. DM, wenn der Tarif­
abschluß auch für die Beamten über­
nommen würde. Veranschlagt man ca. 
2,7 Mrd. DM für den "Arbeitgeberan- 
teil" zu den Sozialversicherungen, lie­
ße sich mit den restlichen 12,3 Mrd. 
DM für die knapp 5 Mio. gerade eine 
durchschnittliche Bruttoeinkommens­
erhöhung von knapp 200 DM monatlich 
(bei 13 Monatseinkommen) finanzie­
ren, eine Erhöhung, die die Reallohn­
verluste seit 1980 nicht annähernd 

ausgleicht. Insbesondere für die unte­
ren Einkommensgruppen will Zimmer­
mann eine spürbare Einkommensstei­
gerung verhindern. Eine besondere 
Anhebung dieser Niedrigeinkommen 
sei mit der kläglichen Strukturverbes­
serung für Beamte, die laut Zimmer­
mann auf Arbeiter und Angestellte 
übertragen werden soll, abgegolten.
- (kar)

Hoesch drängt 
in die Rüstung

Am 16.12. gab der Vorstand der Oren- 
stein & Koppel AG, Dortmund, be­
kannt, man werde zum 1.1.86 mit 51% 
Mehrheitsaktionär der Faun AG sein. 
Die Orenstein & Koppel AG ist zu 
75,1% im Besitz der Hoesch AG, die 
mit dem Erwerb der Faun AG künftig 
zwei zusammen operierende Maschi­
nenbauunternehmen besitzen wird. 
0& K und Faun AG erzielten in diesem 
Jahr Umsätze von zusammen immer­
hin 2 Mrd. DM. Noch bemerkenswer­

ter ist: Die Faun AG läßt in ihren Wer­
ken zahlreiche Spezialtransporter 
fertigen und liefert einen großen Teil 
davon, speziell Schwerlaster für den 
Transport von Panzern, an die Bundes­
wehr. Nachdem erst vor einigen Mo­
naten die Mannesmann AG vergeblich 
versuchte, Dornier zu kaufen, ist nun­
mehr die Hoesch AG ein weiterer gro­
ßer Stahlkonzern, der auch öffentlich 
sichtbare Schritte zur Ausdehnung 
seiner Geschäfte im Rüstungsbereich 
unternimmt.— (rül)

Rebmanini für mehr Bundes- und 
europaweite Fahndung 

Generalbundesanwalt Rebmann ver­
langt, daß künftig die Bundesanwalt­
schaft die Fahndungsleitung in allen 
Angelegenheiten hat, die sie als "ter­
roristisch" oder "gegen die innere 
Sicherheit" der BRD gerichtet an­
sieht. Insbesondere müsse Schluß sein 
damit, daß für verdächtigte ausländi­
sche Organisationen, die ihren Sitz
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Bonner Raketenpläne
Nicht nur SDI, auch
Raketen für Europa!

Am 18.12. hat das Bundeskabinett 
entschieden, die Beteiligung west­
deutscher Rüstungsfirmen am US- 
Weltraumwaffenprogramm SDI ver­
traglich zu unterstützen. Die Ent­
scheidung war zu erwarten, nachdem 
Konzerne wie Siemens, MBB und 
Daimler-Benz energisch auf ihre Ab­
sicht hingewiesen hatten, an diesem 
Programm teilzuhaben. Sie können 
nun darauf rechnen, daß sie die Bun­
desregierung bei ihren Forschungen 
unterstützen wird, insbesondere bei 
dem Vorhaben, diese Forschungen 
weitgehend aus US-Regierungsgel- 
dern bezahlt zu bekommen, die For­
schungsergebnisse aber als ihr Eigen­
tum behalten und weiterverwenden zu 
können.

Fünf Tage zuvor hatte der Bundes­
tag über SDI debattiert. Dabei wurde 
deutlich, daß sowohl die Bundesregie­
rung wie auch die SPD— die das SDI- 
Programm offiziell ablehnt — diese 
SDI-Forschungen weiterverwenden 
wollen: Der Aufbau eines "europäi­
schen" Raketenprogramms, zusätz­
lich zu den nunmehr weitgehend sta­
tionierten Pershing-II-Raketen und 
Cruise Missiles, soll zügig in Angriff 
genommen werden.

CDU/CSU-Fraktionschef Dregger 
forderte für dieses "europäische" Ra­
ketenprogramm ebenfalls US-Gelder: 
"Es gibt eine europaspezifische Be­
drohung durch Kurzstreckensysteme, 
Flugzeuge und Marschflugkörper, die 
wahrscheinlich durch weltraumge­
stützte Systeme nicht abgewehrt wer­
den kann. Diese europaspezifische Be­
drohung gewinnt an Gewicht, je mehr 
es den Weltmächten gelingt, ihre ei­

genen Territorien zu schützen ... Ich 
meine, wir sollten die Abwehr dieser 
europaspezifischen Bedrohung als 
eine Aufgabe der europäischen Ver­
teidigung begreifen, die im Rahmen 
der NATO zu erfüllen ist. Da es sich 
voraussichtlich um land- und luftge­
stützte Abwehrsysteme handelt, ist 
das eine Aufgabe der Luftverteidi­
gung, an der sich die Amerikaner fi­
nanziell, technisch und wissenschaft­
lich beteiligen sollten ... Auf diese 
Weise könnten wir Forschungsergeb­
nisse bei SDI für die europäische Ver­
teidigung nutzbar machen."

Die Begründung, die der 
Unions-Fraktionschef für dieses euro­
päische Raketenprogramm anführt, 
ist schon ein bemerkenswertes Stück 
"Verteidigungsstrategie". Weil zu be­
fürchten ist, daß die Sowjetunion 
künftig besser in der Lage ist, "ihre ei­
genen Territorien zu schützen", muß 
Europa, muß die BRD rüsten!

Die SPD ist entgegen dem von ihr 
mit der Ablehnung von SDI verbreite­
ten öffentlichen Eindruck, sie sei ge­
gen neue Raketen, in Wirklichkeit 
durchaus bereit, ein solches europäi­
sches Raketenprogramm zu unter­
stützen. Der BRD-lmperialismus 
strebt bei einem solchen Raketenpro­
gramm eine dominierende Rolle an, 
um seinem Ziel der Wiederherstellung 
des Deutschen Reiches künftig auch 
durch eigene Raketenrüstung näher­
zukommen. SPD-Sprecher Gansel ver­
suchte im Bundestag, diesem Pro­
gramm die höheren Weihen einer 
"Selbstbehauptung Europas" in einer 
Welt von Feinden zu verschaffen: 
"Das Ende der "extended deterrence" 
zeichnet sich ab, das Ende der von 
Nordamerika auf Westeuropa ausge­
dehnten Abschreckung für alle Even­
tualfälle ... Europa ist zur Selbstbe­
hauptung herausgefordert. Es ist her­
ausgefordert, seine militärische Si­

cherheit gegenüber der Sowjetunion 
selbst zu gewährleisten und seine poli­
tische Unabhängigkeit zu den USA 
wiederherzustellen." Ein ganzes Arse­
nal neuer Waffen will die SPD bereit­
stellen helfen. Gansel: "Wir schlagen 
in’ unserem Antrag, der EVI ablehnt, 
zugleich eine Stärkung der europäi­
schen Luftabwehr gegen Flugzeuge 
und die Prüfung der Abwehr von 
Marschflugkörpern und von modernen 
Distanzwaffen durch neue konventio­
nelle Technologien vor." Diese Waf­
fen, so Gansel weiter, seien "für uns 
auch unabdingbar". Was da als sozial­
demokratischer Vorschlag für die 
"Selbstbehauptung Europas" daher­
kommt, sind in Wirklichkeit genau die 
Waffen, die Leute wie NATO-Oberbe- 
fehlshaber'General Rogers für den 
"tiefen Schlag" weit nach Polen und in 
die UdSSR hinein schon lange fordern 
und die US- und westeuropäische Rü­
stungsunternehmen auch bereits ent­
wickeln. Für diese Rüstungen hat die 
SPD nunmehr auch offiziell ihre Zu­
stimmung erklärt.
Quellenhinweis: Bundestagsprotokoll 
vom 13.12.85— (rül)

Arbeitszeitgesetz
Arbeitswissenschaftler für ein 

fortschrittliches AZG

Gegen den Entwurf der Bundesregie­
rung für ein Gesetz, mit dem die noch 
gültige Arbeitszeitordnung von 1938 
abgelöst werden soll, wendet sich ein 
Aufruf von Wissenschaftlern des 

’DGB-Instituts WSI. Von 80 ange­
schriebenen Hochschullehrern aus den 
Bereichen Arbeitsmedizin und Ar­
beitsrecht haben ihn bislang 50 unter­
stützt. Im folgenden Zitate aus einer 
Vorveröffentlichung des Aufrufs:

nicht in der BRD haben, die örtlichen 
Staatsanwaltschaften zuständig sind. 
Mit der Zentralisierung würde Reb­
mann z.B. verschiedene revolutionäre 
und fortschrittliche türkische und 
kurdische Organisationen, aber auch 
die palästinensische Befreiungsfront 
PLO, die ihren Hauptsitz im Ausland 
haben, bundesweit verfolgen können. 
In Erwartung der Einführung des soge­
nannten Europa-Passes plädierte 
Rebmann für die Einrichtung einer 
zentralen europäischen Fahndungs­
institution — etwa durch Ausbau der 
europäischen Interpol-Zentrale in 
Paris. Die Zentrale soll selbständig 
tätig sein und sicherstellen, daß — so 
Rebmann — RAF-Angehörige und 
andere Frankreich nicht mehr als 
"Ruhezone" von westdeutscher Fahn­
dungshatz nutzen könnten. Das heißt, 
Rebmann verlangt erneut europa­
weite Fahndungsrechte für die west­
deutschen Behörden auch im Aus­
land. — (uld)

Am 11.Dezember reiste die 2. Große Strafkammer des Landgerichts Krefeld zu 
einem Lokaltermin in das ehemalige KZ Buchenwald, um die Aussagen des 
Hauptbelastungszeugen Zgoda im Thälmann-Mord-Prozeß an Ort und Stelle zu 
prüfen (Bild). Nach Angaben des Bremer Anwalts Heinrich Hannover, Vertreter 
der Nebenklägerin Frau Gabel-Thälmann, hat sich eindeutig geklärt, daß Thäl­
mann vom Eingang des Krematoriums am 18.8. 1944 hinterrücks erschossen und 
anschließend in einem Ofen des Krematoriums verbrannt wurde.— (rub)
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"Aus unserer Sicht muß eine an den In­
teressen der Arbeitnehmer orientier­
te Weiterentwicklung der Arbeits­
zeitvorschriften vor allem die vorlie­
genden Erfahrungen und Erkenntnisse 
zu folgenden Zusammenhängen be­
rücksichtigen:

— Dauer, Lage und Verteilung der 
Arbeitszeit entscheiden maßgeblich 
über das Ausmaß der Gesundheitsge­
fährdung in und durch die Arbeit.

— Die konkrete Ausgestaltung von 
Arbeitszeitregelungen beeinflußt den 
Spielraum der betrieblichen Personal­
politik und damit der personalwirt­
schaftlichen Rationalisierung...

Kürzere Arbeitszeit ist vorbeugen­
der Gesundheitsschutz ... Dauer und 
Intensität der Verausgabung mensch­
licher Arbeitskraft führen auch heute 
noch in Verbindung mit belastenden 
Arbeitsbedingungen zu einer tiefgrei­
fenden Gefährdung der Gesundheit 
der Arbeitnehmer ...

— Dauer und Lage der Arbeitszeit 
bilden einen eigenständigen Bela­
stungsfaktor mit dauerhafter und häu­
fig kumulierender Wirkung. Rund 3,5 
Mio. Menschen arbeiten regelmäßig 
Nacht- und/oder Schichtarbeit...

— Zahlreiche moderne Volkskrank­
heiten wie z.B. chronisch-degenerati- 
ve Verschleißerkrankungen, Herz- 
Kreislauf-Krankheiten, Magen-Darm­
erkrankungen usw. müssen auf Grund 
epidemiologischer Untersuchungen 
als arbeitsbedingte Erkrankungen an­
gesehen werden, die ein Ergebnis von 
dauerhafter Überforderung und Über­
lastung im Arbeitsleben darstellen ...

Arbeitszeitverkürzung, in ihren 
verschiedenen Formen, insbesondere 
in der Form täglicher und wöchentli­
cher Arbeitszeitverkürzung, bildet 
damit eine wesentliche Vorausset­
zung für humane Arbeitsbedingungen

Feste Arbeitszeitbestimmungen si­
chern Arbeitsplätze ...

Anforderungen an ein fort­
schrittliches Arbeitszeitge- 
se tz.

— Der 8-Stunden-Tag und die 40- 
Stunden-Woche sind als regelmäßige 
gesetzliche Arbeitszeit festzuschrei­
ben.

— Die Mehrarbeit muß auf unvor­
hergesehene und unvermeidliche Fälle 
begrenzt werden . ..

Besondere Arbeitszeiten (Sonn- und 
Feiertagsarbeit, Nacht- und Schicht­
arbeit) und Arbeitsformen (Arbeit auf 
Abruf, kapazitätsorientierte, variable 
Arbeitszeit), die sich besonders bela­
stend auf die Arbeitnehmer auswir­
ken, sind nicht oder nur unter be­
stimmten Voraussetzungen zulässig.

— Das Nachtarbeitsverbot für Ar­
beiterinnen darf nicht angetastet 
werden, sondern muß Schritt für 
Schritt grundsätzlich auf alle Arbeit­
nehmer ausgedehnt werden ..." 
Quellenhinweis: Demokratisches Ge­
sundheitswesen 12/85 ~ (wiw)

Armut, Abhängigkeit, Selektion

Soziälerhebung des Studentenwerks 
Entwurf zur io. BAFöG-Novelle

Anfang Dezember hat das Deutsche 
Studentenwerk den Vorbericht seiner 
11. Erhebung zur sozialen Lage der 
Studenten veröffentlicht. Diese Erhe­
bung wird regelmäßig alle drei Jahre 
durchgeführt. 10% der Studenten an 
54 Hochschulen der BRD wurden be­
fragt.

Das DSW stellt fest, daß die soziale 
Lage der Studenten sich weiter ver­
schlechtert hat und die Belastung der 
lohnabhängigen Eltern mit den Kosten 
der Hochschulausbildung der Studen­
ten gestiegen ist. Ein Viertel der Stu­
denten hat monatlich weniger als 700 
DM zu Verfügung, die Hälfte weniger 
als 840 DM. 68% aller Studenten müs­
sen finanzielle Zuschüsse ihrer Eltern 
zur Studienfinanzierung in Anspruch 
nehmen.

Mit der allgemeinen Verbreitung 
des Elends geht aber die Herausbil­
dung einer Gruppe von "Kindern 'gro­
ßer1 Selbstständiger" — Kapitalisten­
nachwuchs, hohe Beamte und Ange­
stellte — einher. Diese Studenten ha­

"Ich kenne das Lied, ich kenne die Weise, ich kenn' auch die Herren Verfasser — 
ich weiß sie tranken heimlich Wein und predigten öffentlich Wasser" (H. Heine)

ben ein durchschnittliches Monatsein­
kommen von 1174 DM. Angaben über 
die Größe dieser Gruppe enthält die 
Erhebung noch nicht. Im Erschei­
nungsbild der Universitäten fallen 
aber gerade die Cliquen dieser affek­
tierten, arroganten Schnösel nicht nur 
durch ihr unangenehmes Benehmen, 
sondern durch Zurschaustellung ihres 
Reichtums, gepflegte, teure Kleidung 
auf.

Auf der Gegenseite regiert der Hun­
ger. Bei den Ausgaben steigt der Miet­
anteil, während die Ausgaben für Er­
nährung von 212 auf 203 DM gesunken 
sind. 26% aller Studenten müssen sich 
von fünf DM am Tag "ernähren"!

Die Ergebnisse der Sozialerhebung 

widerlegen die von Regierungsstaats­
sekretär Pfeiffer im Zusammenhang 
mit dem schon früher festgestellten 
Rückgang der Studienanfängerzahlen 
verbreitete Behauptung, es gäbe "kei­
ne Anhaltspunkte für eine soziale Se­
lektion in der Studentenschaft". Zur 
sozialen Zusammensetzung stellt das 
DSW fest, daß der Anteil von Studen­
ten, deren Eltern Arbeiter, Angestell­
te oder Beamte im einfachen, mittle­
ren und gehobenen Dienst sind, erst­
mals zurückgeht.

Als entscheidenden Grund nennt das 
DSW die in den letzten Jahren durch­
geführten Änderungen beim BAFöG. 
Von 1982 bis 1985 ist der Anteil der 
BAFöG-Bezieher von 37% auf 27% al­
ler Studenten gefallen. Verursacht ist 
dieser Rückgang durch die sinkende 
Zahl der Studienanfänger, die Ausbil­
dungsförderung erhalten (—5% an den 
Unis,— 14% an den FHS) und durch die 
Diskrepanz zwischen der Höchst­
förderungsdauer (maximal zehn Se­
mester) und der tatsächlichen Stu­

diendauer, die inzwischen wegen des 
Zwangs, neben dem Studium zu arbei­
ten, und der steigenden Prüfungs­
anforderungen bei 12,7 Semestern 
liegt.

In verschiedenen Beschlüssen for­
dert die 45. Mitgliederversammlung 
des DSW eine deutliche Anhebung der 
Bedarfssätze und der Freibeträge, da­
mit mehr Studenten Ausbildungsför­
derung beanspruchen können, und die 
Zurücknahme der "Volldarlehensrege­
lung". Die Förderung soll zumindest 
wieder auf eine "Mischförderung mit 
überwiegender Zuschußförderung" 
umgestellt werden.

In diesem Zusammenhang äußert 
das DSW auch vorsichtige Kritik am
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Aus dem Sozialbericht 
des Studentenwerks

Die unten angeführten Daten geben 
einen Überblick über wichtige 
Aspekte der Entwicklung der sozia­
len Situation der Studenten, soweit 
sie die Vorauswertung der 11. Sozial­
erhebung des Deutschen Studenten­
werks liefert.

Die Aufgliederung der Studenten 
nach "Typen" unterscheidet dabei: 
den "Normalstudenten", der unver­
heiratet ist, nicht mehr im Eltern­
haus sich befindet und sich im Erst­
studium befindet, den "Elternwoh- 

ner", der zu Hause wohnen muß, weil 
er sich in der Regel keine eigene Woh­
nung leisten kann, den "Zweitstuden­
ten", der bereits einen Hochschulab­
schluß hat, und die verheirateten Stu­
denten. Als Folge der Verarmung 
wächst die Zahlder"Elternwohner".

Das Studentenwerk konstatiert für 
die Einkommen der Studenten eine er­
neute Einkommenssenkung, für das 
der "Elternwohner" einen Einbruch. 
Eine Inflationsrate von 2,5% zugrun­
degelegt sind inflationsbereinigt die 
Zentralwerte der Einkommen (die 
Hälfte liegt darunter) bei "Normal­
studenten" um 2,5%, bei "Elternwoh- 

nern" um 13% gefallen — für die 
Durchschnitte gelten 5,4% bzw. 14%.

Gestiegen ist die Erwerbsquote 
der Studenten von 1982 50% auf 1985 
55% bei immer schlechterer Bezah­
lung: der Anteil der Studenten, die 
weniger als 200 DM verdienen, ist 
von 22% auf 26% gestiegen.

Der Anteil der Arbeiterkinder an 
den Hochschulen muß aus den vorlie­
genden Daten auf 15% gegenüber 
16% 1982 geschätzt werden. 
Quellenhinweis: 10. Sozialerhebung 
des DSW; HIS: Die wirtschaftliche 
Lage der Studentenschaft in der 
BRD im Jahre 1985

Studienanfänger an den 
Hochschulen in der BRD

Jahr insgesamt Frauenanteil

1975 166600 . 36,6%
1976 168 100 34,6%
1977 165 500 38,8%
1978 172500 19,8%
1979 177700 38,9%
1980 195000 40,1%
1981 216600 41,6%
1982 225 100 40,4%
1983 233300 37,8%
1984 221300 38,4%

Ausgabenstruktur und Bedarfs­
rechnung für den Normal­

studenten, 1982, 1985

Ausgaben 
für 1982 1985

Bedarf
1985

Ernährung 212 203 312
Miete 242 216 300
Fahrtkosten iii IOI 49
Körperpflege 19 22 26
Lernmittel 53 49 72
Sonstiges 183 216 215

Summe 820 863 974

Bild 4.3 Schätzung des jährlichen Finanzaufkom- 
mens für den Lebensunterhalt der Studen­
ten nach Familien-, Staats- und Selbstan­
teil im Jahre 1982 (in Mrd. DM und %)

Einkommen der Studenten 1982 und 1985, nach Studententyp

Studententyp
Anteil an
Studenten

Zentralwert 
Gesamteink.

Durchschnitt 
Gesamteink.

Durchschnitt 
Bareinkommen

1982 1985 1982 1985 1982 1985 1982 1985

Normalstud. 60% 60% 800 840 876 895 777 802
Elternwohner 23% 27% 700 665 750 707 518 494
Zweistud. 8% 7% 1000 o.A. 166 189 104 120
Verheiratet 5% 4% 1000 o.A. 1128 1177 963 1052

Anteil der BAFöG-Bezieher 
an allen Studenten an

Jahr wiss. Hochsch. Fachhochsch.

1973 39,2% 63,0%
1976 38,2% 63,0%
1979 33,0% 66,0%
1982 33,7% 53,5%
1985 24,0% 38,4%

ganzen Unterhaltsrecht, das die lohn­
abhängigen Eltern verpflichtet, für 
ihre in Hochschulausbildung befindli­
chen Kinder aufzukommen.

Die Bundesregierung treibt in der 
ganzen Angelegenheit ein zynisch 
verlogenes Spiel. Bei Vorlage des Vor­
berichts erklärte Staatssekretär 
Pfeiffer, die "ermittelten Gesamtauf­
wendungen eines Studenten bewegen 
sich durchaus in einer Größenord­
nung", wie sie die Bundesregierung 
"bei der geplanten Anhebung der Be- 
darfssätze zugrunde legt". Am 11.12. 
veröffentlichte die Regierung ihre 
Beschlüsse zur 10. BAFöG-Novelle: 
Ab Herbst 1986 soll der Höchstförde­
rungsbetrag auf 823 DM erhöht wer­
den. In der in der Presse breitgeschla­
genen Verlautbarung unterschlägt die 
Regierung, daß diesen Betrag nur er­
hält, wer alle "Härtezuschläge" be­
kommt, das bedeutet, wer monatlich 
mindestens 295 DM Miete zahlen muß. 
Der Regelbedarfssatz wird nämlich 

bloß von 690 auf 710 DM erhöht.
Der Maßstab dessen, was ein Stu­

dent zum Leben beanspruchen kann, 
wird damit weiter erheblich unter 
dem gehalten, was heute schon bei 
größten Einschränkungen verbraucht 
wird und trotzdem nicht langt. Außer­
dem führt diese "Erhöhung" zu einer 
Erhöhung der Schulden, die nach dem 
Studium zurückgezahlt werden müs­
sen, denn die Volldarlehensregelung 
bleibt in Kraft.

Ministerin Willms erklärte weiter, 
daß als Maßstab für die Zahl der Be­
rechtigten nicht die Gesamtstuden­
tenzahl, sondern die nach dem Gesetz 
Anspruchsberechtigten zu gelten ha­
ben. Alle, die die Höchstförderungs­
dauer überschritten haben, dürften 
nicht berücksichtigt werden. Sie kün­
digte zugleich "Maßnahmen zur Sen­
kung der Studiendauer" an.

Die Kritik an der Regierungspolitik 
bietet dagegen ein trauriges Bild. Die 
SPD Abgeordnete Odendahl forderte, 

daß "jede demokratisch verantwort­
bare Elitenförderung" die Förderung 
"von Begabung und Leistung". zum 
Grundsatz haben müsse. Die GRÜNEN 
verlangten, "die Ausbildungsförde­
rung dürfe nicht zum Instrument zur 
Steuerung des Akademikerarbeits­
marktsverkommen". Nirgends ist von 
berechtigten und notwendigen Be­
dürfnissen der Studenten die Rede, die 
Geld verlangen. Nirgends wird der Zu­
stand kritisiert, daß erwachsene Leu­
te als Kinder behandelt werden, die 
nicht nur finanziell abhängig sind, 
sondern immer mehr gezwungenerma­
ßen unter häuslicher Kuratel stehen. 
Quellenhinweis: 10. Sozialerhebung 
des DSW; Studenten an Hochschulen 
1975 bis 1983; Studenten an Hoch­
schulen WS 1983/84; Pressemitteilun­
gen des Deutschen Studentenwerks 
2. —12./12.; Pressemitteilungen des 
BMBW; Informationen der SPD-Bun­
destagsfraktion; FAZ 2.-13.12.85).

— (chf, mas)
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Baugesetzbuch "-Entwurf

"Erleichterung" für Eigentum 
von Standards und Bürgerbeteiligung

Am 4.12.85 hat die Bundesregierung 
cias "Jahrhundertwerk", den Entwurf 
für ein "Baugesetzbuch’1 (BauGB) ver­
abschiedet, der noch in dieser Legisla­
turperiode, also noch vor der Bundes­
tagswahl 1987, verabschiedet werden 
soll. Der Entwurf wird u.a. von Archi­
tekten- und Stadtplanerverbänden ab­
gelehnt, die im Gegenteil schon ge­
genüber dem geltenden Recht mehr 
Bürgerbeteiligung und Ausweitung der 
Planungen zur Vermeidung von Zer­
siedlung und Landschaftszerstörung 
fordern. "Planungsfeindlichkeit als 
Grundeinstellung ist somit ungeeig­
net, Zukunftsaufgaben zu bewälti­
gen" (vg. Anm. 7). Der Berg kreiste 
und gebar eine Maus - unter dieses 
Motto könnte man Anspruch und Wirk­
lichkeit des "Gesetzbuch'-Entwurfes 
stellen. Denn der Entwurf ist formell 
nichts anderes als ein Zusammen­
schrieb aus Bundesbaugesetz (BBauG) 
und Städtebauförderungsgesetz (St 
BauFG) mit einigen nicht unbedeu­
tenden Änderungen. "Rechtstech­
nisch" ist es daher auch lediglich ein 
Änderungsgesetz zum Bundesbauge­
setz. Ohne die Bauordnungen, die nach 
wie vor von den Ländern erstellt wer­
den, kann von einem Baugesetzbuch 
auch keine Rede sein. Dennoch wäre 
es eine fatale Fehleinschätzung, wenn 
aus dem Widerspruch zwischen An­
spruch und Wirklichkeit des "Bauge­
setzbuches" die beabsichtigten Ände­
rungen verharmlost würden, zumal 
neben dem "Baugesetzbuch" eine Rei­
he von Änderungen, insbesondere die 
Senkung von Standards in Bezug auf 
das Baurecht und die Bauförderung, 
geplant sind (vgl. Kasten).

Unter den Schlagworten "Baufrei­
heit" und "Entbürokratisierung" sollen 
durch das Baugesetzbuch vor allem 
"Investitionshemmnisse" für Bauwilli­
ge beseitigt werden, insbesondere für 
Gewerbebauten: durch erhebliche Er­
leichterung von Baugenehmigungen, 
durch Einschränkung der Bürgerbetei­
ligung, der Sozialpläne und der Be­
gründung der Pläne. Noch weniger als 
bisher sollen Bauvorhaben das Licht 
der Öffentlichkeit erblicken müssen, 
da die Baugenehmigungsbehörde noch 
mehr als bisher darüber befinden 
kann, ob ein öffentliches Planverfah­
ren mit Bürgerbeteiligung und politi­
scher Entscheidung Voraussetzung für 
die Genehmigung ist, oder ob eine ver­
waltungsinterne Einzelgenehmigung 
ausreicht. Schon nach dem geltenden 
Planungsrecht sind in der BRD in den 
Jahren 1979-81 über 20% der Bauge­
nehmigungen für Wohngebäude, aber 
über 50% der Baugenehmigungen für 
Nichtwohngebäude (insbes. Gewerbe­
bauten) außerhalb von beplanten Be­

reichen erteilt worden, (vgl. Anm. 3) 
Von den Baugenehmigungen in Plange­
bieten waren außerdem durchschnitt­
lich fast 20% Befreiungen, d.h. auf ein 
Planänderungsverfahren zur Geneh­
migung wurde verzichtet. Schon heute 
werden demnach durchschnittlich 
rund 1/3 der Wohngebäude und 2/3 der 
Gewerbebauten ohne Beteiligung der 
Politiker und Bürger genehmigt, ob­
wohl ein Planerfordernis besteht. 
Durch die geplanten Änderungen sol­
len Baugenehmigungen sowohl in be­
bauten als auch in unbebauten Land­
schaftsteilen erheblich erleichtert 
werden. Daher ist die angeblich be­
sondere Betonung des Umweltschut­
zes im Baugesetzbuch reine Propa­
ganda, weil der Zersiedlung der Land­
schaft Vorschub geleistet wird und 
außerdem die Möglichkeiten für die 
Kommunen eingeschränkt werden,

Immissionsschutzauflagen zu ertei­
len.

Die kommunalen Möglichkeiten, die 
Umwandlung von Miet- in Eigentums­
wohnungen durch das Vorkaufsrecht 
zu verhindern, werden eingeschränkt, 
und die verstärkte Veräußerungs­
pflicht von Gemeindegrundstücken 
wird die langfristige Planung von 
kommunalen Versorgungseinrichtun­
gen erschweren.

Vordem Hintergrund des gekürzten 
kommunalen Finanzspielraumes er­
wächst aus dem angekündigten Aus­
stieg des Bundes aus der Förderung 
des Sozialen Wohnungsbaues und der 
Sanierung ab 1988 eine kaum kalku­
lierbare Zusatzbelastung für die Kom­
munen. Für die Jahre 86/87 hat der 
Bund zwar seine Sanierungsmittel auf 
1 Mrd. DM verdreifacht. Dies ist je­

doch Augenwischerei, da die Moderni- 
sierungs- und Energieeinsparprogram- 
me, die in den 70er Jahren fast die 
Hälfte aller Sanierungsmittel ausge­
macht haben, formell gestrichen wur­
den, jetzt jedoch im Rahmen der Sa­
nierung durchgeführt werden. Die Sa­
nierungsförderung soll nach dem Ende 
der Städteexpansion umfassend auf 
die Erneuerung des Baubestandes aus­
gerichtet werden, einschließlich der 
Ausweitung auf die Wirtschaftsförde­
rung zur Durchsetzung von Betriebs­
erweiterungen oder zur Bewältigung 
von Immissionsproblemen und Altlas­
ten.

Fazit: Förderung und Baurecht sol­
len noch stärker als bisher in erster 
Linie den gewerblichen Kapitalinter­
essen dienen. Die finanzielle Förde­
rung des Wohneigentums wird zwar 
gesenkt, aber dafür werden auch die 
Standards und andere Investitionshin­
dernisse beseitigt, damit dennoch 
Vermieter und Selbstnutzer von 
Wohneigentum in einer Lage der Kür­
zung der Realeinkommen und Sozial­
leistungen Vorteile ziehen können. 
Der Staatsapparat wird auf die stär­

kere Unterstützung des Privateigen­
tums an Maschinen und Gebäuden aus­
gerichtet. Aber diese christliche Poli­
tik ist auch "sozial". Da die Senkung 
der Standards auf die Miete drückt, 
auch wenn die Vermieterrendite 
gleich bleibt, hat auch der Mieter sei­
nen "Vorteil", besonders, wenn zu­
sätzlich das Wohngeld zum 1.1.86 um 
20% angehoben wird (obwohl damit 
der Standard von 1981 nicht erreicht 
wird). Daß sich die unteren Einkom­
men dann im nackten Elend wiederfin­
den, das werden sie dann selbst ver­
schuldet haben und die Sozialleistun­
gen müssen vor Mißbrauch geschützt 
und der Lohn kann dann weiter ge­
senkt werden. Die christliche "Sozial­
politik" wird ihre Wirkung nicht ver­
fehlen. Sie stellt an die oppositionel­
len Kräfte hohe Anforderungen.- (jeb)
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Stellungnahmen zu den geplanten 
Baurechtsänderungen
"Entbürokratisierung“

Schwerpunkte der Rechts- und Verwaltungsvereinfa­
chung im Bauwesen sind: das neue Baugesetzbuch, Ver­
einfachungen im Wohnungsrecht (z.B das am 17.7.85 in 
Kraft getretene Wohnrechtsvereinfachungsgesetz, wel­
ches u.a. die Mindeststandards für Sozialwohnungen 
weitgehend gestrichen hat; die Aufhebung des Moderni- 
sierungs- und Energieeinsparungsgesetzes; die "Harmoni­
sierung von Wohngeld und Sozialhilfe"; die Neuregelung 
der steuerrechtlichen Förderung des selbstgenutzten 
Wohneigentums), "Vereinfachungen" im sog. Bauneben­
recht des Bundes (z.B. "durch Abbau überhöhter oder 
überflüssiger baulicher Anforderungen" u.a. bzgl. der Ar­
beitsstättenverordnung), Vereinfachungen bei den tech­
nischen Baunormen, bei der Verdingungsordnung für Bau­
leistungen, bei den Richtlinien für die Durchführung von 
Bauaufgaben des Bundes.(vgl. Anm.i)

"Standortsicherung von Betrieben" 

"Nach Einschätzung der Mitglieder" (der vom Bundesbau­
minister eingesetzten Arbeitsgruppen 1 und 2 zum Bau­
gesetzbuch, vgl. Anm. 2) "kann das Bauplanungsrecht ei­
nen nicht unbeachtlichen Beitrag zur Investitionsfähig­
keit der Betriebe und damit letztlich auch für die Siche­
rung und Schaffung von Arbeitsplätzen leisten. Dabei 
wird berücksichtigt, daß der Großteil der Investitionen 
weniger durch Neuerrichtung oder Verlagerung von Be­
trieben, sondern durch Investitionen an vorhandenen 
Standorten durchgeführt wird. Die bauplanungsrechtli­
che Absicherung vorhandener Standorte sei daher von 
wesentlicher Bedeutung. Da sich diese Standorte über­
wiegend in Nachbarschaft zu Wohngebieten befänden und 
im Regelfall eine Verlagerung der Betriebe oder Umsied­
lung der Wohnbevölkerung nicht in Betracht komme oder 
städtebaulich oft nicht erwünscht sei, müsse auf weite 
Abstände zwischen Wohnen und Arbeiten verzichtet wer­
den. Dies sei im Blick auf die Vermeidung unzumutbarer 
Immissionen heute angesichts der fortschreitenden Ent­
wicklung umwelttechnischer Maßnahmen zunehmend 
vertretbar." (vgl. Anm. 2)

Kritik am B a u g e s e t z b u c h e n t w u r f

Auszug aus der Stellungnahme der Deutschen Akademie 
für Städtebau und Landesplanung zum Referentenent­
wurf eines Baugesetzbuches (da der am 4.12.85 einge­
brachte Entwurf sich nur unwesentlich vom Referenten­
entwurf unterscheidet, gilt die Kritik im wesentlichen 
auch dem Entwurf):
Inhalt des Bebauungsplanes, § 9 Bundesbaugesetz 
(BBauG), Problem der Gemengelagen: "Die Tendenz geht 
dahin, die Betriebe, wenn irgend vertretbar und regelbar, 
am alten Standort zu belassen ... Nur durch Festsetzung 
von flächenbezogenen Emissionsobergrenzen in einem 
Bebauungsplan, also durch ein langfristig angelegtes 
Konzept für das problematische Gebiet, kann eine 
schrittweise Verbesserung der Situation erreicht werden 
... Daher soll die bisherige Regelung, die den Gemeinden 
mehr Entscheidungsspielraum offen hält, beibehalten 
werden."
Vorkaufsrecht, § 24 BBauG: "Die vorgeschlagene Ein­
schränkung der Voraussetzungen für die Ausübung des 
Vorkaufsrechtes (Verbindlicher Bebauungsplan statt Auf­
stellungsbeschluß) sowie die Abschaffung des Vorkaufs­
rechtes für Wohneigentum und Erbbaurechte sollen rück­
gängig gemacht werden."
Die Genehmigung von Vorhaben während der Planauf­

stellung wird früher möglich, § 33 BBauG: "Nach dieser 
Regelung wäre es möglich, einen Aufstellungsbeschluß zu 
fassen, und danach ohne Kontrolle durch den Rat, ohne 
Beteiligung der Bürger, ohne gesicherte Erschließung ein 
Vorhaben auf grüner Wiese oder auch in der Innenstadt zu 
genehmigen."
Zulässigkeit von Vorhaben im nichtbeplanten Innenbe­
reich wird ausgeweitet, § 34 BBauG: "__ kein Planungs­
praktiker kann bestreiten, daß in der gegenwärtigen Situ­
ation Gemeinden durch den drohenden Verlust von Ar­
beitsplätzen erpressbar geworden sind und daß deshalb 
die Versuchung gewachsen ist, politische Entscheidungen 
zu Lasten der betroffenen Bürger und zu Lasten einer 
kurzfristig sinnvollen städtebaulichen Entwicklung zu 
fällen. Die gesetzlichen Regelungen sollten dieser Versu­
chung nicht entgegenkommen ... Eine Ausweitung des § 
34 schränkt die Gestaltungsmöglichkeiten der Räte ein, 
schließt den Bürger von der Mitwirkung aus und vergrö­
ßert den Spielraum der Bauordnungsämter ... Hier wer­
den Regelungen getroffen für Vorhaben, die sich nicht in 
die Eigenart der näheren Umgebung einfügen und die im 
Falle einer Genehmigung zu Spannungen zwischen den 
benachbarten Nutzungen führen. Dieser Konflikt kann 
nur durch demokratische Planungsverfahren bewältigt 
werden."
Bauen im Außenbereich soll erleichtert werden, § 35 
BBauG: "Aber gerade das Bauen im Außenbereich gefähr­
det die natürlichen Lebensgrundlagen, beeinträchtigt die 
Belange des Landschaftsschutzes und widerspricht dem 
Grundsatz des sparsamen Umgangs mit Grund und Bo­
den."
Kosten- und Finanzierungsübersicht, § 146 BauGB: "Es 
gibt Absichten der Bundesländer, die Städtebauförderung 
und einzelne Bereiche des Städtebaurechts in die Gesetz­
gebungskompetenz der Länder zu überführen. Aus der 
Sicht der Gemeinden muß diesen Bestrebungen aus fol­
genden Gründen widersprochen werden: Städtebauliche 
Sanierungsmaßnahmen sollen dazu beitragen, daß die 
bauliche Struktur in allen Teilen des Bundesgebietes nach 
den sozialen, hygienischen, wirtschaftlichen und kultu­
rellen Erfordernissen entwickelt wird ... Dazu kommt, 
daß der Bundesbauminister auch folgende städtebauliche 
Mißstände behoben sehen will: 1. Gewerbebrachen, 2. Ge­
mengelagen von Wohnen und Gewerbe, 3. Altlasten, 4. 
Lärmbelastung. Wir alle wissen oder ahnen nur, welche 
finanziellen Belastungen durch diese Mißstände auf die 
Gemeinden zukommen. Dabei sind die Kosten für die 
Nachbesserungin Wohngebieten der 60er und 70er Jahre 
in der Begründung zum Baugesetzbuch nicht genannt."

Vergleich der Kosten ( B u n d e s a n t e i 1) 

Sozialer Wohnungsbau (überwiegend Eigentumsförde­
rung) 1985: 1,07 Mrd. DM, 86: 0,95 Mrd. DM; Wohngeld 
1985:1,48 Mrd. DM, 86: 1,79 Mrd. DM, 87: 1,9 Mrd. DM; 
Wohnungsbauprämie 1985: 1,06 Mrd. DM, 86: 0,97 Mrd. 
DM; Städtebauförderung 1985: 0,3 Mrd. DM, 86: 1 Mrd. 
DM. Die in diesem Jahr in Kraft getretenen Abschrei­
bungserleichterungen für Wirtschaftsbauten werden nach 
Berechnungen des ifo-Instituts München ein Vielfaches 
der Wohngelderhöhung ausmachen; 1985: 1 Mrd. DM, 86: 
3 Mrd. DM, 87: 4~ 5 Mrd. DM. (vgl. Anm. 5) 
Quellenhinweis: (1) "Baugesetzbuch", Broschüre des 
Bundesbauministers vom 4.12.85, Gesetzentwurf zur Ka­
binettsvorlage vom 26.11.85; (2) "Materialien zum Bau­
gesetzbuch", Schriftenreihe des Bundesbauministers 
Heft 03.108, 1984; (3) "Rechtstatsachenuntersuchung zur 
Baugenehmigungspraxis", Bundesbauminister Heft 
03.110,19855(4) Wohngeld- und Mietenbericht 1985, BT- 
Drs 10/3222, 19.4.855(5) Bundesbaublatt 8/85; (6) Bundes­
baublatt 9/85; (7) "Neues Städtebaurecht-Forderungen 
der Planer",‘Stellungnahme der BDA/BDLA/FLL/SRL- 
Arbeitsgruppe Baugesetzbuch, Juli 85.
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EG-Politik

Ausländerpolitik der EG 
fortschrittlich?

Am 1.12.86 soll lt. den Bestimmungen 
des Assoziierungsabkommens zwi­
schen der EG und der Türkei den Bür­
gern der Türkei Freizügigkeit in die 
Länder der EG gewährt werden. Die 
Bundesregierung führt seit längerem 
bilaterale Verhandlungen mit der tür­
kischen Regierung mit dem Ziel, zu 
verhindern, daß diese Freizügigkeit 
einsetzt.

Das Assoziierungsabkommen, das 
am 1.12.64 in Kraft trat, besteht aus 
mehreren Teilen. Zum einen Teil aus 
finanziellen Bestimmungen, die der 
Türkei Darlehen zu Sonderbedingun­
gen gewähren, zum anderen aus Fest­
legungen zur Koordinierung der Wirt­
schaftspolitiken der EG und der Tür­
kei und aus einem Teil "Soziale Be­
stimmungen", der die Herstellung der 
schrittweisen Freizügigkeit der türki­
schen Bürger während dem 1.12.76 
und dem 1.12.86 in die Länder der EG 
vorsieht. Die erste Phase der Gewäh­
rung der Freizügigkeit sollte bis 1980 
dauern, in der die türkischen Arbeiter 
in der EG Arbeit vermittelt bekom­
men sollten. Dabei standen sie bei der 
Vermittlung an zweiter Stelle nach 
den Arbeitern aus EG-Ländern, soll­
ten aber den Arbeitern aus Drittlän­
dern vorgezogen werden. In der zwei­
ten Phase sollte den türkischen und 
kurdischen Arbeitern Vergünstigun­
gen bei Arbeitsplatzwechsel und der 
Behandlung der Familienmitglieder 
gewährt werden. 1974, also nach der 
Zuzugsperre durch die Bundesregie­
rung, begannen Verhandlungen zwi­
schen der EG und der türkischen Re­
gierung, um diese Bestimmungen ab­
zumildern. In der Zeit danach wurden 
von BRD-Regierungsseite Zugänge 
von türkischen Arbeitskräften auf den 
westdeutschen Arbeitsmarkt zugelas­
sen, aber nur für Familienangehörige 
der türkischen und kurdischen Arbei­
ter.

Verschiedentlich werden Stimmen 
laut, so z.B. vom Referenten Kostas 
Dimakopoulos bei der Ausländerpoli­
tischen Konferenz des Frankfurter 
Appell im November, die Opposition 
in der Ausländerpolitik müsse durch­
setzen, daß den türkischen Arbeitern, 
die bereits in der BRD leben, die 
rechtlichen Vorteile der Freizügigkeit 
innerhalb der EG-Länder gewährt 
werde. Wirklich ist die Rechtsstellung 
eines Arbeiters aus einem EG-Land in 
der BRD und einem aus einem Dritt­
land verschieden. Z.B. kann der Arbei­
ter aus einem EG-Land alle Kinder un- 
te2i Jahren in den Staat zu sich neh­
men, in dem e~ arbeitet. K. Dima­
kopoulos schreibt 1984 in einem Arti­
kel im "Informationsdienst zur Aus­
länderarbeit": Der Entwurf des Nie­

derlassungsgesetzes der Grünen im 
Bundestag sei zwar "begrüßenswert", 
habe aber "kaum Chancen, nationale 
Realität zu werden. Lediglich das in­
ternationale Recht bleibt noch als 
Bollwerk der Verteidigung der Rechte 
ausländischer Arbeitnehmer erhalten 11

Diese Argumentation hat mehrere 
Haken. Zum einen wurde schon die 1. 
Phase der Freizügigkeit durch den An­
werbestopp in der BRD außer Kraft 
gesetzt. Die vorrangige Behandlung 
von türkischen Arbeitern auf dem 
westdeutschen Arbeitsmarkt vor Ar­
beitern aus anderen Ländern galt nur 
für nachziehende Familienangehörige 
und auch nur zeitweise. Außerdem 
steht wirklich die Frage, ob es sich 
beim EG-Recht bezüglich der auslän­
dischen Arbeiter um - wie behauptet - 
"ein Bollwerk der Verteidigung der 
Rechte ausländischer Arbeiter" han­
delt.

Die neueren Dokumente der EG ge­
ben Aufschluß. Am 1.3.85 hat die 
Kommission, die Verwaltungsspitze 
der EG, "Leitlinien für eine Wande­
rungspolitik der Gemeinschaft" he­

rausgegeben. Diesen Leitlinien folgte 
am 9.5.85 eine Entschließung des 
Europa-Parlaments. In den Leitlinien 
wird noch einmal festgelegt, daß die 
EG ein Bündnis zur Durchsetzung von 
Kapitalisteninteressen ist und auch 
die Fragen der Arbeiter unter diesem 
Gesichtspunkt gesehen werden: "4. 
Der freie Personenverkehr und na­
mentlich die Freizügigkeit der Ar­
beitnehmer gehört ebenso wie der 
freie Dienstleistungsverkehr, der 
freie Warenverkehr und der freie Ka­
pitalverkehr zu den Grundpfeilern der 

Gemeinschaft." Es geht also nicht da­
rum, daß jeder das Recht hat, in ein 
anderes Land auszuwandern, sondern 
darum, den Arbeitsmarkt der EG aus­
zudehnen und die Freizügigkeit der 
Arbeiter als Druckmittel zur Schü- 
rung der Konkurrenz zwecks Senkung 
der Löhne und Verschlechterung der 
Arbeitsbedingungen zu benutzen.

Nun behaupten viele, dieser Zweck 
der EG auch in Bezug auf die Arbeiter 
sei schon klar, tatsächlich sei das EG- 
Recht aber liberaler als das z.B. der 
BRD. Aus den o.g. Leitlinien geht al­
lerdings hervor, daß nun, wo in den 
Ländern der EG hohe Arbeitslosigkeit 
herrscht und es insgesamt 17 Mio. 
Wanderarbeiter gibt, auch die EG 
Maßnahmen anstrebt, wie wir sie aus 
der BRD bereits kennen. Die Kommis­
sion schlägt vor, die Abstimmung zwi­
schen den EG-Ländern auf Schwer­
punkte zu konzentrieren, wobei einer 
"die Beherrschung des Umfangs der 
Beschäftigung von Ausländern" ist, 
ein anderer "Maßnahmen zur Einglie­
derung in die Gesellschaft und ins Bil­
dungswesen unter Aufrechter­
haltung der kulturellen 
Bindungen zum Herkunfts­
land" (Herv. d. d. Verf.).

Demgemäß spielt auch in der Ent­
schließung des Europa-Parlaments die 
Rückwanderung eine große Rolle. 
Hier nur zwei Punkte aus dem Teil 
"Rückwanderung": "Rechtzeitige Un­

terrichtung der Rückkehrwilligen 
über die Lage im Herkunftsland und 
Maßnahmen zur Erleichterung ihrer 
sozialen, beruflichen und kulturellen 
Wiedereingliederung in ihre Umge­
bung." "Sofortige Schaffung eines be­
sonderen Haushaltspostens zur Finan­
zierung von Programmen für heim­
kehrende Wanderarbeiter und -arbeit- 
nehmerinnen in der Gemeinschaft." 
Damit das konjunkturelle Verschieben 
der Arbeitermassen reibungsloser 
funktioniert, sollen "beratende Ein­
wanderungs- und Auswanderungsstel-
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len” in den verschiedenen Ländern der 
EG geschaffen werden. Ebenso soll ei­
ne Stelle bei der EG eingerichtet wer­
den, die die "Lage auf dem Arbeits­
markt, das Arbeitskräftepotential, 
die Arbeitsbedingungen, Löhne und 
Sozialversicherungen" koordiniert.

Von verschiedenen Seiten wird her­
vorgehoben, daß die EG-Organe für 
das kommunale Wahlrecht für die aus­
ländischen Arbeiter eintreten, und 
daß das besonders fortschrittlich sei. 
In den EG-Gremien wird seit ca. 15 
Jahren über die Einführung des Kom­
munalen Wahlrechts gesprochen und 
auch beschlossen. Irland und die Nie­
derlande haben es auch eingeführt. 
Aber sqhon immer war klar, daß es 
sich von offizieller Seite her nicht um 
die rechtliche Gleichstellung 
zwischen in- und ausländischen Arbei­
tern handelt. Die neue Entschließung 
ist noch eindeutiger. "Zuerkennung 
politischer und bürgerlicher Rechte 
und Pflichten, auch des aktiven und 
passiven Wahlrechts auf lokaler Ebene

"Wanderarbeiter" 
in der EG

Die unten abgedruckte Tabelle gibt 
einen Eindruck von der Zahl der aus­
ländischen Lohnarbeiter, die die Ka­
pitalisten in Westeuropa in den ver­
gangenen dreißig Jahren für die Aus­
beutung in ihren Fabriken angewor­
ben haben. Bürgerliche Schätzungen 
sprechen von 20, wenn nicht sogar 30 
Millionen, die seit 1950 den Anwer­
bungen der Kapitalisten folgten, um 
wirtschaftlicher Not und politischer 
Verfolgung zu entkommen. Hatten 
die Kapitalisten anfangs vor allem in 
Staaten der "EG der Sechs" rekru­
tiert, so dehnten sie schon bald nach 
Gründung der EG ihr Rekrutierungs­
feld aus: Staaten wie Portugal, Spa­
nien, Marokko, Algerien, Jugosla­
wien und die Türkei wurden nun zu

Ausländische Lohnabhängige in EG-Ländern, 
Ein- und Auswanderungen aus bzw. in EG-Staaten

Land Jahr Zahld. ausl.
Lohnarbeiter

BRD 1984 I592600
Frankreich 1975 I582969
Großbritannien 1976 1033005
Belgien 1976 297000
Niederlande (1) 1976 99857
Italien 1975 •59038
Luxemburg (1) 1976 48700
Dänemark 1976 39430
EG der 9 (2) 1976 5715474

(1) Keine Angaben über Ein- und Auswanderungen 1959 bis 1963; (2) ohne 
Griechenland, Spanien und Portugal. Zur Erfassung der Ein- und Auswande­
rungen lagen uns leider nur solche Angaben vor, die die Ein- und Auswande­
rung von Inländern enthalten. Die Ein- und Auswanderungen von ausländi­
schen Lohnarbeitern liegen also- wenn auch zumeist nur geringfügig - 
unter den angegebenen Zahlen Quellen: DIW, Wochenbericht 51-52/78; UN, 
Demographie Yearbook 1977; Statistisches Jahrbuch der BRD 1985

für Wanderarbeiter aus EG-Mitglieds- 
Iändern, die f ü r eine bestimm­
te, f e s t z u 1 e g e n d e Frist in 
einem anderen Mitglieds­
staat als ihrem Herkunfts­
land wohnen." (Herv. d. d. Verf.) 
Eindeutig handelt es sich um ein Wahl­
recht, das an den Status "Wanderar­
beiter" gebunden ist und nur für eine 
Frist gilt. Damit ist klar, daß die EG 
nicht die rechtliche Gleichstellung 
mit der jeweils einheimischen Bevöl­
kerung anstrebt. Niemals aber darf 
sich die Arbeiterbewegung eines Lan­
des dafür aussprechen oder es nur dul­
den, daß ein Teil von ihr, sein Leben 
als Wanderarbeiter fristet und damit 
am stärksten der kapitalistischen 
Konjunktur ausgesetzt ist. Die EG- 
Beschlüsse legen den Kapitalisten kei­
nerlei Beschränkungen in der Anwer­
bung von Arbeitern auf. Das allein 
würde aber der Arbeiterbewegung in 
diesem Zusammenhang nützen.
Quellenhinweise: Entschließung zu 
Leitlinien für eine Wanderungspolitik 

den Hauptlieferanten rechtloser und 
billiger Arbeitskräfte.

Mit ihren neuen "Leitlinien für 
eine Wanderungspolitik der Gemein­
schaft" will die EG-Kommission den 
Kapitalisten ermöglichen, diese 
weitgehend rechtlosen ausländi­
schen Lohnarbeiter noch reibungs­
loser je nach Bedarf abzuschieben 
oder neuerlich zu rekrutieren. Die 
angeblich nur "vorübergehende" An­
werbung ausländischer Lohnarbeiter 
soll zu einem dauernden Bestandteil 
imperialistischer Arbeitsmarktpoli­
tik in der EG werden, damit die Ka­
pitalisten auch in Zukunft durch den 
Zugriff auf Millionen ausländischer 
Lohnarbeiter die Konkurrenz unter 
den Lohnabhängigen in allen EG- 
Ländern schüren und die Lage aller 
Lohnabhängigen weiter verschlech­
tern können.

Zeitraum Auswande- Einwande­
rungen rungen

r958-1977 9465396 14179006
I95^- 1977 o.A. 5047395
!95^~1976 3 860306 2974481
196a-1977 788639 1209455
J958- 1976 645520 <999294
i958-- 1976 4242067 3122499
I95^- 1976 82566 118136
195 8--1976 435062 458723

o.A. o.A. o.A.

Protest gegen Rückkehrprämien

der Gemeinschaft aus Nr. C141/462, 
Amtsblatt der EG vom 10.6.85; Kom­
mission der EG KOM(85) 48 endg., 
Leitlinien für eine Wanderungspolitik 
der Gemeinschaft vom 1.3.85; Die 
Freizügigkeit der Arbeitnehmer in­
nerhalb der Gemeinschaft, Brüssel 
1977, hrsg. von der Kommission der 
EG; Europa Information 9/78: Asso­
ziierungsabkommen EG— Türkei; ISS 
Informationsdienst zur Ausländerar­
beit Nr. 4/84; Thesen von K. Dimako- 
poulos, vorgelegt beim Frankfurter 
Appell. — (eve, rül)

Indien
Importliberalisierung 

und weitere Verschuldung

In der ersten Novemberhälfte 1985 
besuchte eine 20-köpfige Delegation 
des BDI für neun Tage Indien. West­
deutsche Kapitalisten scheinen ihre 
bislang geübte Zurückhaltung im "In­
dien-Geschäft" aufgegeben zu haben. 
In der Presse wird der Regierung Rad- 
jiv Gandhi schulterklopfend gute Ar­
beit bescheinigt. Die "Verbesserun­
gen" liegen vor allem im Bereich der 
Importmöglichkeiten für Technologie 
und Industrieanlagen (hier wurden bis­
lang bestehende Auflagen beseitigt 
oder geändert), der Besteuerung (die 
Dividende auf Aktienkapital wird 
rückwirkend vom 1. April 1984 nur 
noch mit 15 statt bislang 25% besteu­
ert) und der Kapitalbeteiligung (aus­
ländische Beteiligungen sind in den 
meisten Fällen in Indien auf 40% be­
grenzt). Die Produktionslizenzen für 
Transportausrüstungen wurden bisher 
auf ganz bestimmte herzustellende 
Güter im Zusammenhang mit den je­
weiligen Fünfjahresplänen begrenzt. 
Jetzt vergibt die indische Verwaltung 
sogenannte Breitbandlizenzen. Hier 
kann das Unternehmen seine Produkt­
palette frei wählen. Auch Firmen mit 
einem ausländischen Kapitalanteil
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von über 40 %, die dem Gesetz zur Re­
gelung des Außenhandels, und Groß­
firmen mit einem Kapital von mehr 
als eine Mrd. Ind. Rupies, die dem 
"Gesetz zur Unterbindung der Mono­
polbildung" unterliegen, können ab so­
fort darauf zurückgreifen. Die west­
deutschen Imperialisten haben als 
"besonders aussichtsreiche Koopera­
tionsfelder" den gesamten Bereich der 
Telekommunikation, Werkzeugma­
schinen, Rohstoffe und Chemikalien, 
die Verarbeitung von Mineralien, den 
Energiesektor und die Förderung und 
Verarbeitung von Erdöl und Erdgas 
ausgemacht.

Da die indische Regierung im neuen 
Fünfjahresplan 1985-90 diesbezüg­
liche Schwerpunkte festschreibt, sind 
die Imperialisten an längerfristigen 
Anlagen interessiert. Bernd Dittmann 
von der deutsch-indischen Handels­
kammer in Neu-Delhi: "Auf deutsche 
Unternehmer wartet ein riesiger Bin­
nenmarkt bei oft nur begrenztem 
Wettbewerb".

Die Regierung kann bislang auf das 
Stillhalten des größten Gewerk­
schaftsverbandes im Lande setzen, 
der aufgrund seiner engen Bindung an 
die Congress-Partei und der Hoffnung 
auf "Arbeitsplätze" durch den Tech­
nologieimport abwartet. Durch rela­
tiv gute Ernten konnte die indische 
Regierung 1984 Rücklagen bilden, die 
aber durch Kredittilgung und Importe 
in diesem Jahr sehr angegriffen wur­
den. Der Angriff auf die karge Exi­
stenzgrundlage der armen Bauern und 
Arbeiter ist absehbar.
Quellenhinweis: NZZ, 06.12.85;
Transport-Dienst-Wico 23/85; FAZ, 
14.12.85; Indian Worker Dez. 1985 
- (cog)

Österreich
Verstaatlichte: 1946 akut­

heute nicht mehr

Österreich hat einen neuen "Skandal": 
den der verstaatlichten Vereinigten 
Österreichischen Eisen- und Stahl- 
werke-Alpine AG (VOEST). Anfangs 
hieß es, der zurückgetretene Vorstand 
würde nur bis Anfang 1986 seine vol­
len Bezüge erhalten-- tatsächlich be­
ziehen die neun zurückgetretenen 
Vorstandsmitglieder bis Ende 1987 
bzw. März 1988 ihre vollen Bezüge, 
danach 50 bis 80% als Pension. Wie die 
bisherigen Verluste der VOEST in Hö­
he von rund 32 Mrd. S. wird auch das 
auf die steuerzahlende Bevölkerung 
abgewälzt.

Befürworter der Privatindustrie 
greifen nun die Verstaatlichung ge­
nerell an. So mutmaßt z.B. der Ge­
schäftsführer der Managementbera­
tungsfirma GfG: "Wenn es nicht mög­
lich ist, die ÖIAG-Betriebe in Zukunft 
nach privatwirtschaftlichen Grund­
sätzen zu führen, dann werden diese 

von einer Krise in die andere schlit­
tern, doch werden die Steuerzahler 
dabei nicht länger zusehen." (1) Der 
Chefredakteur der Zeitschrift ."Pro­
fil" erklärt: "Ich halte die SPÖ ... 
trotz allem für lernfähig: Sie kann, 
über den eigenen Schatten springend, 
von der Verstaatlichungs- zur Ent­
staatlichungspartei werden." (2)

Am 26.7.1946 wurde auf Antrag der 
SPÖ vom Nationalrat das Verstaatli­
chungsgesetz beschlossen. Dadurch 
befanden sich rund zwei Drittel der 
Wirtschaft in der Hand des Staates. 
Dadurch "sollten wesentliche Teile 
der österreichischen Wirtschaft dem 
Zugriff der Besatzungsmacht entzo­
gen und, wo dies im Augenblick nicht 
möglich war, der österreichische An­
spruch untermauert werden." (3) "Da­
bei handelte es sich nicht um eine Ent­
eignung im Sinne der 'Expropriation 
der Expropriateure’, sondern um eine 
Rückführung dessen, was zum größten 
Teil schon seinerzeit in österreichi­
schem Besitz gewesen und nach dem 
Zweiten Weltkrieg als 'Deutsches Ei­
gentum’von den vier alliierten Mäch­
ten beschlagnahmt worden war." (4) — 
Wahrhaft vorausblickend: denn mit 
dem Staatsvertrag von 1955 erhielt 
die Besatzungsmacht Sowjetunion 
60% der ehemaligen deutschen Ver­
mögenswerte — zu denen auch die 
VOEST gehört hätte— zugesprochen.

1970 wurde die ÖIAG (Österreichi­
sche Industrie-Verwaltungs-Aktien­
gesellschaft) als Dachverband der 
verstaatlichten Unternehmen ins Le­
ben gerufen, die sich zu 100% im Ei­
gentum der Republik Österreich be­
findet. 1973 wurde die VOEST mit der 
Österreichische-Alpine-Montange­
sellschaft fusioniert; 1975 erfolgte 
der Zusammenschluß zweier Edel­
stahlunternehmen mit der Styria zur 
VEW, einer Tochter der VOEST.

Die Arbeiterbewegung konnte 
durchsetzen, daß in den verstaatlich­
ten Betrieben die Löhne und Soziallei­
stungen jeweils nach den Standards 
der am meisten Profit bringenden Be­
triebe bemessen wurden. Die Beschäf­
tigten— ein Fünftel des Industriepro­
letariats — konnten u.a. auch durch­
setzen, daß die Bundeskanzler Kreisky 
und Sinowatz Kürzungen von Sozial­
leistungen strikt ablehnten.

"Das Hineinregieren in Unterneh­
men ist nicht mehr haltbar", erklärt 
der Interims-Generaldirektor Kirch­
weger. Der Generaldirektor der 
ÖIAG, Grünwald, ergänzt: "Weg mit 
dem politischen Einfluß auf die Unter­
nehmensstrategie!" Bundeskanzler Si­
nowatz hat angekündigt, die ÖIAG zu 
einer "echten Konzernholding" umzu­
wandeln. Die ÖIAG ist an der Siemens 
Austria beteiligt — warum also auch 
nicht umgekehrt?
Quellen: (1) Wochenpresse 49/85; (2) 
Profil 50/85; (3) W. Pollack, Sozialis­
mus in Österreich, Econ-Vlg.; (4) 
Österreich: Tatsachen + Fakten, Bun­
despresseamt, 1983 — (rua)

VR China
Studentenproteste— Kritik 

am Kurs der KP Chinas?

Für den 9. Dezember, den Jahrestag 
des Angriffs der japanischen Imperia­
listen 1937 auf Peking, hatten Pekin­
ger Studenten Demonstrationen ange­
kündigt und in Wandzeitungen an den 
Pekinger Hochschulen gegen die 
"zweite Invasion" Japans, die Erobe­
rung des chinesischen Marktes durch 
japanische Monopole, protestiert. Die 
Demonstrationen fanden nicht statt. 
Das ZK der KPCh und die Kultusbe­
hörden veranstalteten stattdessen an 
den Hochschulen Diskussionen mit 
ZK-Vertretern und warnten gleichzei­
tig vor Demonstrationen und Wand­
zeitungen, weil das die gesellschaftli-

Studentendemonstration am 18.10.85 
in Peking gegen Japans "zweite 
Invasion 

ehe Stabilität bedrohen würde. Schon 
im September hatten Studenten in 
vielen großen Städten Chinas demon­
striert; Anlaß war der sog. Mukden- 
Zwischenfall 1931, den die japani­
schen Imperialisten zum Vorwand 
nahmen, ganz Nordostchina zu unter­
werfen. Außerdem hatte gerade einen 
Monat zuvor der japanische Minister­
präsident Nakasone höchstpersönlich 
die japanischen Kriegsverbrecher ge­
ehrt, ein Vorgang, gegen den die chi­
nesische Regierung und die KPCh of­
fiziell protestiert hatten.

Die Ursachen und Forderungen der 
Studentenproteste sind vielfältig: So­
weit aus westlichen Publikationen er­
kennbar, richten sich die Proteste ge­
gen die "zweite Invasion" Japans auch 
gegen Regierung und Partei, die mit 
der Politik der Öffnung Chinas den 
Boden für die Eroberungsfeldzüge der 
japanischen Monopole geebnet haben. 
Die gewaltige Expansion der chinesi­
sch-japanischen Handelsbeziehungen 
in den letzten Jahren ging ausschließ­
lich zu Lasten Chinas, das allein 1985 
im Japan-Handel ein Defizit von meh­
reren Mrd. Yuan verzeichnet. Zudem 
sind es gerade Regierungsbeamte und
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Funktionäre der Partei, die von der ja­
panischen Exportoffensive profitiert 
haben — ob durch "Geschenke”, Kor­
ruption im großen Maßstab und 
Schmuggel oder auch als am Unter­
nehmensgewinn beteiligte Chefs von 
Fabriken und Handelsunternehmen. 
Nicht zufällig prangerten die Studen­
ten im September auf Transparenten 
die "nationale Schande" an.

Zudem erheben die Studenten zahl­
reiche Forderungen zur Verbesserung 
der unzureichenden Studienbedingun­
gen wie: Lernmittelfreiheit, Erhöhung 
der durch die Inflation aufgezehrten 
Stipendien, Verbesserung der mate­
riellen Ausstattung der Hochschulen. 
Schon im Frühjahr hatten Pekinger 
Studenten dagegen protestiert, daß 
die Stipendiengewährung in den Seme­
sterferien an die Prüfungsergebnisse 
gekoppelt war.

Schließlich dürfte der Protest teil­
weise auch Ausdruck der zunehmen­
den sozialen Differenzierung in China 
sein: Von der marktwirtschaftlichen 
Orientierung der chinesischen Wirt­
schaftspolitik haben zunächst vor al­
lem die immer zahlreicher werdenden 
Selbständigen, die schmale Schicht 
reicher Bauern sowie Facharbeiter 
mit hohen Lohnzulagen profitiert. 
Demgegenüber sind die Gehälter in 
den akademischen Berufen zurückge­
blieben, eine auch von der KPCh be­
klagte Tatsache. Zum anderen sind 
zahlreiche Studenten — vermutlich 
vorwiegend einfacher Herkunft— dem 
rigiden Ausleseprozeß an den Hoch­
schulen nicht mehr gewachsen. Unklar 
ist, wieweit sich ihr Protest gegen die 
von der KPCh betriebene soziale Dif­
ferenzierung und gegen Losungen wie 
"Reichtum ist gut" mit dem Protest 
von arbeitslosen Jugendlichen, Jung­
arbeitern und armen Bauern verbinden 
kann— wie schon in der Kulturrevolu­
tion 1966/67 geschehen.

Quellenhinweis: Far Eastern Ec. 
Review, div. Ausgaben; China aktuell, 
div. Ausgaben; Spiegel 51/85 

— (wom)

Brasilien
Rechte Sammlungsversuche
zur Präsidentschaftswahl 86

Ein Drittel der brasilianischen Wahl­
berechtigten, zum erstenmal auch 
Millionen von Analphabeten, wählte 
am 15. November die Bürgermeister 
von 201 Städten, darunter die Haupt­
städte der Bundesstaaten. Eine Geset­
zesänderung im Mai hatte diese Di­
rektwahl überhaupt ermöglicht, vor­
her wurden die Bürgermeister von den 
Militärs ernannt. Über 30 Parteien 
hatten Kandidaten aufgestellt. Ein­
deutiger Verlierer ist die alte Militär­
regierungspartei. Die Wahlen gewann 
die Partei der demokratischen Bewe­
gung (PMDB), die zusammen mit der 

Partei der Liberalen Front (PFL) des 
Ministerpräsidenten Sarney die Bun­
desregierung bildet. In den meisten 
Städten kandidierten beide gegenein­
ander. Die PMDB stellt zukünftig über 
100 Bürgermeister, verlor aber in den 
größten Städten: in Sao Paulo (8,5 
Mio. Einwohner) und in Rio de Janeiro 
(5,1 Mio.) und in vier weiteren. In Sao 
Paulo wurde der reaktionäre Politiker 
Quadros, 1960 bereits für sieben Mo­
nate Ministerpräsident, auf der Liste 
der ansonsten unbedeutenden, rechten 
Brasilianischen Arbeiterpartei mit 
Unterstützung der Liberalen Front, 
der Militärs u.a. mit 38 % der Stimmen 
gewählt. Für die Linken eine Nieder­
lage. Die PMDB erhielt 34%, die linke 
Arbeiterpartei (PT) fast 20%. Der 
Kandidat der Rechten Quadros führte 
einen gezielt anti-kommunistischen, 
anti-gewerkschaftlichen Wahlkampf 
("Ich werde Hammer und Sichel bis 
zum Tod bekämpfen".) für "Recht und 
Ordnung". Er verurteilte die Legali­
sierung kommunistischer Organisatio­
nen, die "Unterwanderung der Ge­
werkschaften durch Kommunisten" 
und die Zurückhaltung der Bundesre­
gierung und des PMDB-Gouverneurs

Prozeß gegen Papstattentäter

"Bulgarian Connection" — oder: wie die 
Geheimdienste eine "heiße Spur" legen

Ein Kronzeuge, der sich vor Gericht 
als "Jesus Christus" vorstellt, macht 
keine besonders glaubwürdige Figur. 
Selbst wenn er nicht, wie Ali Agca, 
einen Mord (an einem türkischen Jour­
nalisten Ikepci) begangen und einen 
zweiten (am Papst) versucht hätte. 
Eben dieser Ali Agca soll in dem 
"Jahrhundertprozeß", der seit Ende 
Mai vor dem römischen Schwurgericht 
läuft, als einziger Zeuge die An­
klage stützen, der bulgarische Ge­

Der Spurenleger und sein Kronzeuge: Geheimdienst-General Musumeci und 
Attentäter Agca im römischen Gerichtssaal.

bei Streiks. Auf verbotenen Plakaten 
der Linken wurde Quadros in einer 
Reihe mit den verhaßten Militärs ab­
gebildet. Der PMDB-Kandidat ver­
sprach weitere soziale Reformen. Die 
PT kritisierte die halbherzige Politik 
der Bundesregierung und verlangte 
mehr für die Arbeiterklasse. Beide 
Parteien wandten sich an die Arbei­
terklasse und die lohnabhängige Mit­
telklasse. Die PMDB versuchte, — 
wahrscheinlich wenig erfolgreich — 
die "national gesinnten Unternehmer" 
zu gewinnen. Die zwei Gewerk­
schaftsdachverbände waren in ihrer 
Wahlaussage gespalten. Von den kom­
munistischen Organisationen unter­
stützten zwei die PMDB und eine die 
PT. Vertreter der PMDB kritisierten 
nach den Wahlen ziemlich arrogant 
die PT, weil diese einen eigenen Kan­
didaten aufgestellt hatte. Eine An­
näherung zwischen PMDB und den an­
deren linken Arbeiterparteien zeich­
net sich derzeit nicht ab, ist aber hin­
sichtlich der Präsidentschaftswahlen 
gegen die Rechten nötig.
Quellenhinweis: brazil report; NZZ, 
verseh. Ausg.; Brasilien Ausschnitt­
dienst 11/85— (sie) 

heimdienst habe — in sowjetischem 
Auftrag, versteht sich- das Papstat­
tentat bestellt und bezahlt.

Ein halbes Jahr nach Prozeßbeginn 
hat sich— die wirren und widersprüch­
lichen Behauptungen Agcas ausge­
nommen— kein einziger Hinweis auf 
die Existenz einer "bulgarischen Spur" 
hinter dem Attentat gefunden. Statt­
dessen verdichten sich die Anzeichen, 
wie diese "Spur" von den italienischen 
Geheimdiensten gelegt worden
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Seit dem 30. Oktober blockieren Haida-Indianer auf der Insel Moresby in British 
Columbia, vor der kanadischen Westküste, eine Straße. Es geht darum, die Sä­
getrupps einer Holzverarbeitungsfirma am Bäumefällen zu hindern; die Haida 
machen seit 1974 ihren Anspruch auf dieses Land geltend und wollen die Rodung 
der Insel verhindern. 72 Haida wurden bereits wegen Mißachtung einer Ge­
richtsentscheidung angezeigt. — Die kanadische Regierung versucht derzeit, 
mit der Bevölkerung von zwei Reservaten ein Modell indianischer Selbstver­
waltung abzusprechen und zu erproben; 1987 findet eine Verfassungskonferenz 
über indianische Rechte statt. — (mfr)

Brasilien: Streiks 
für höhere Löhne

Mit über 500 Streiks mußten sich die 
brasilianischen Gewerkschaften seit 
Anfang 1985 Lohnerhöhungen und Ar­
beitszeitverkürzung hart erkämpfen. 
Zum erstenmal streikten Anfang De­
zember auch über 6000 zivile Be­
schäftigte der Marinearsenale in Rio 
de Janeiro. Die Stauer von Pernam- 
buco kämpfen für eine 26%ige Lohn­
erhöhung zum 1.1.86 und für viertel­
jährlichen Inflationsausgleich. Die 
15000 Gelegenheitsarbeiter des größ­
ten brasilianischen Hafens Santos 
führten Warnstreiks für höhere Löhne 
durch. Die Hafenarbeiter in Santos, 
Rio de Janeiro und Sepetiba solidari­
sierten sich mit ihnen. Die Kapitali­

sten fordern jetzt Streikverbote für 
“sensible" Wirtschaftsbereiche. Er­
gebnisse stehen noch aus. — (sie)

LO kritisiert "Kuhhandel" 
mit der Türkei

Der schwedische Gewerkschaftsbund 
LO schließt sich der Kritik gegen 
Schwedens und Norwegens Pläne an, 
die die Türkei als vollwertiges Mit­
glied in den Europarat aufnehmen 
wollten. Von der Türkei sind keine 
Konzessionen gemacht worden. Die 
LO's Dänemarks, Norwegens und 
Schwedens fordern eine breite Amne­
stie und sind gegen die Folter. Sie er­
innern daran, daß der Außenminister 
Ola Ullsten 1982 in Straßburg gegen 
die Aufnahme eingetreten war wegen 
gleicher Bedenken. -- (uwb)

Azania: Prozeß gegen 
PAOMitglieder

Gegen fünf Mitglieder der azanischen 
Befreiungsorganisation PAC (Pan 
Africanist Congress of Azania) hat 
das südafrikanische Regime Ende 
Oktober einen Prozeß eröffnet. Der 
PAC ist in der Republik Südafrika ver­
boten. Die Anklagen lauten auf Ver­
stoß gegen die Gesetze gegen "Terro­
rismus", für "Innere Sicherheit" und 
dem "Waffen- und Munitionsgesetz”. 
Auf diese Anklagen können Urteile bis 
zu lebenslanger Haft verhängt wer­
den. J. Shoba, M. M. Ketye, E. July, 
M. M. Goamana und B. R. Nkabinde 
wird vorgeworfen, daß sie Azanier für 
den bewaffneten Befreiungskampf ge­
worben und Waffen und andere Aus-

Angeklagte griffen in ihren Verteidi­
gungsreden das Gericht an und er­
klärten, sie seien festgenommen 
worden, während sie auf der Durch­
reise nach Lesotho waren, wo sie ihrer 
Tätigkeit als Mitglieder des PAC 
nachgehen wollten. Das Urteil soll 
Mitte Dezember gefällt werden. 
- (uld)

ist.
Aberder Reihe nach. Die Bulgaren, 

so Agcas Version, hätten ihn und seine 
Organisation, die faschistischen 
"Grauen Wölfe", über einen türkischen 
Mafia-Boß namens Celenk mit drei 
Millionen Mark für das Attentat ange­
heuert. Zwei Angehörige der bulgari­
schen Botschaft in Rom (die inzwi­
schen nach Sofia zurückgekehrt sind) 
und der Leiter des römischen Büros 
der bulgarischen Fluggesellschaft An- 
tonov (der in Rom auf der Anklage­
bank sitzt) hätten das Attentat vom 
13. Mai 1981 im einzelnen geplant und 
die Flucht der Attentäter in einem 
verplombten Lkw nach Bulgarien vor­
bereitet.

Die Geschichte steckte von vorn­
herein voller Widersprüche. So sollte 
Antonov angeblich mit dem Flucht­
auto in unmittelbarer Umgebung des 
Petersplatzes auf der belebten Via 
della Conciliazione auf Agca warten 
und ihn zu dem vor der Botschaft auf 

der Straße (!) geparkten Lastwagen 
bringen. Das sieht Geheimdienstprofis 
wenig ähnlich.

Und warum sollten sich die Atten­
täter mitsamt der schon ausgezahlten 
Millionen ausgerechnet nach Bul­
garien flüchten und damit Geld und 
Leben riskieren? Warum schließlich 
blieb ausgerechnet Antonov, der als 
einziger der drei jetzt beschuldigten 
Bulgaren keine diplomatische Immu­
nität genoß, noch anderthalb Jahre 
nach dem Attentat bis zu seiner Ver­
haftung am 25.11.1982 seelenruhig in 
Rom, statt sich spätestens nach einer 
ersten Hausdurchsuchung mit dem 
nächsten Balkan Air-Flug abzu­
setzen?

Antonov hat immer bestritten, 
Agca je getroffen zu haben. Und die 
Einzelheiten, die Agca zum Beleg sei­
ner Kenntnis Antonovs anführte, 
konnten mühelos den Dossiers ent­
nommen werden, die der italienische 
Geheimdienst zweifellos über jeden 

Angestellten einer osteuropäischen 
Fluggesellschaft in Rom führt. Bei der 
Zusammenstellung dieser Dossiers ist 
es anscheinend etwas schlampig zuge­
gangen. So hat man Antonov wegen 
seines Berufs gute Englischkenntnisse 
zugeschrieben, die er nicht hat. Und 
Agca erzählte von einer Schiebetür in 
Antonovs Wohnung; schade nur, daß es 
die Schiebetür nur in der Wohnung 
darüber und bei Antonov stattdes­
sen einen Vorhang gab.

Während die "bulgarische Spur" mit 
jedem Prozeßtag mehr zerbröselt ist, 
trat die blutige Spur der türkischen 
Faschisten immer mehr in den Vorder­
grund. Mindestens drei “Graue Wölfe" 
waren auf dem Petersplatz. Der Chef 
der türkischen “Idealistenvereine" in 
Westdeutschland hat die Logistik or­
ganisiert.

Im Dunkeln ist bisher geblieben, ob 
die "Grauen Wölfe“ den Papst aus ei­
genem Antrieb ermorden wollten oder 
ob es — statt des bulgarischen Ge-
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Schweiz: Verschärfung 
des Asylgesetzes

Trotz scharfer Kritik von Seiten des 
UNO-Hochkommissars für Flücht­
lingsfragen an der Asylpraxis der 
Schweiz verschiedete die Landesre­
gierung weitere Verschärfungen. Bei 
"offensichtlich unbegründeten Ge­
suchen" bleibt den Flüchtlingen der 
zweitinstanzliche Weg verschlossen. 
Dem Parlament liegen weitere Revi­
sionsanträge zum Asylgesetz vor: 
"Ausschaffungshaft" für abgewiesene 
Asylbewerber und ein "Notrecht", mit 
dem die Regierung das Asylgesetz 
ganz aufheben will. — (sie)

3-000 palästinensische 
Gefangene im Hungerstreik

In verschiedenen israelischen Gefäng­
nissen befinden sich seit dem 5.12. 
mindestens 3000 Palästinenser im 
unbefristeten Hungerstreik. Ihr 
Kampf richtet sich grundsätzlich ge­
gen die totale Überbelegung der Ge­
fängniszellen, gegen die fehlende 
medizinische Versorgung, die man­
gelnde Hygiene, die Mißhandlungen 
durch die Wärter und die Folter in den 
Verhörzentren. Sie fordern auch die 
Wiederzulassung von Zeitschriften, 
Büchern und Radios und die Einhal­
tung des Hofgangs für jeden Ge­
fangenen. Ein palästinensischer 
Rechtsanwalt berichtet, daß den An­
wälten der Besuch ihrer Klienten un­
tersagt worden sei, und daß es zu Aus­
einandersetzungen zwischen Wärtern 
und Gefangenen gekommen sei. Im 
Gefängnis von Ashkelon soll die Ar­
mee gegen die Gefangenen eingesetzt 
worden sein. Uber die Zahl von Toten 
oder Verletzten wurde nichts be­
kannt. Gegen die Kontaktsperre will 
ein Komitee von Rechtsanwälten Be­
schwerde beim Obersten Israelischen 
Gerichtshof einlegen. Wiederholt ha­

ben selbst israelische Kommissionen 
die unmenschlichen Haftbedingungen 
bestätigt. Angesichts leerer Ver­
sprechungen sind die Palästinenser 
zum generellen Hungerstreik ent­
schlossen. — (bar)

Philippinen: Krise des 
Marcos-Wirtschaftsimperiums 

Die Hauptzweige der philippinischen 
Landwirtschaft, der Zuckerrohranbau 
und der Anbau von Kokosf rüchten, von 
denen der Lebensunterhalt von einem 
Drittel der Bevölkerung abhängt, sind 
aufgrund des Verfalls der Weltmarkt­
preise und der rücksichtslosen Aus­

Für Kapitalisten und Regierung völlig überraschend blockierten in der vergan­
genen Woche Tausende niederländischer Lastwagenfahrer die Grenzen, um ih­
rer Forderung nach Lohnerhöhung Nachdruck zu verleihen. Die Transportarbei­
tergewerkschaft fordert für die 50000 bis 60000 LKW-Fahrer Lohnerhöhungen 
von 5% sowie eine einmalige Zahlung von 200 bis 300 DM. 1983 hatten die Kapi­
talisten Lohnsenkungen zwischen 12 und 19% durchsetzen können. Die LKW- 
Fahrer, die vor allem im internationalen Verkehr oft 70 bis 80 Stunden pro Wo­
che arbeiten müssen, erhalten seitdem selbst mit den Zuschlägen für 30 Über­
stunden netto nur ca. 2600 DM. Bei den jetzigen Tarif verhandlungen hatten die 
Kapitalisten erneut Lohnsenkungen verlangt: Die Zuschläge für Nacht- und Wo­
chenendarbeit sollten gestrichen, die Lohnfortzahlung am 1. Krankheitstag 
ausgesetzt werden. Über ein Utrechter Gericht ließen sie am 17.12. die Blocka­
den verbieten, die Gewerkschaft rief zum Abbruch der Aktionen auf. Die Ver­
handlungen dauerten bei Redaktionsschluß an.— (rtil)

powerung durch den Marcos-Clan und 
die anderen Kompradoren, denen das 
Regime die Kontrolle über Verarbei­
tung und Vermarktung zuschanzte, in 
eine tiefe Krise geraten. In den An­
baugebieten herrscht unter den Land­
arbeitern Hunger, und zum ersten Mal 
in der Geschichte der Philippinen sind 
Hunderte Hungertote zu verzeichnen. 
IWF und Weltbank wollen jetzt eine 
Reform der Zuckerrohr- und Kokosin- 
dustrie erzwingen, die nicht den Hun­
ger beseitigen, sondern die imperiali­
stische Kontrolle über die philipin- 
nische Landwirtschaft sichern 
soll. — (wom)

heimdienstes — einen anderen Auf­
traggeber gab. Der Mafia-Boß Ce- 
lenk, über den anscheinend die Fi­
nanzierung des Attentats gelaufen 
ist, hätte dazu etwas sagen können. Er 
wird nicht mehr reden. Drei Monate 
nach der Auslieferung durch Bulgarien 
ist er in einem türkischen Gefängnis 
mit 52 Jahren an einem "Herzinfarkt" 
gestorben, bevor ihn die römischen 
Richter vernehmen konnten.

Inzwischen hat man konkrete An­
haltspunkte, wie Agca an seine "bul­
garische Spur" gekommen ist. Bereits 
im Dezember 1981— fast ein Jahr, be­
vor Agca am 5. November 1982 Anto- 
nov auf einem Photo erstmals "identi­
fizierte" — traf er im Gefängnis von 
Ascoli Piceno mit zwei italienischen 
Geheimdienstoffizieren zusammen, 
um für eine "Aussage" Strafnachlaß 
herauszuschlagen. Das Gespräch ist 
unbestritten; die beiden Agenten ha­
ben— unter Ausschluß der Öffentlich­
keit— im Prozeß ausgesagt.

Ein gewisser Pandico, früher rechte 
Hand des Neapolitaner Unterweltbos­
ses Cutolo und jetzt "Kronzeuge", hat 
erzählt, wie die Geschichte weiterge­
gangen ist. Cutolo und er selbst hätten 
sich Anfang März 1982 im Gefängnis 
von Ascoli Piceno mit dem früheren 
Geheimdienst-General Musumeci ge­
troffen. Dabei hätten sie Musumeci 
eine Aussage Agcas "angeboten", 
wenn der General eine damals geplan­
te Verlegung Cutolos in ein anderes 
Gefängnis verhindern könne. (Sie be­
fürchteten, daß Cutolo nicht lebend 
ankommen würde.) Der Deal sei zu- 
standegekommen. Der damalige Ge­
fängnispfarrer, der inzwischen wegen 
seiner Unterweltverbindungen selbst 
einsitzt, habe die Kontakte herge­
stellt. Aus Berichten des örtlichen 
Carabinieri-Kommandos ergibt sich, 
daß General Musumeci schon früher, 
im Augut und Dezember 1981, zwei­
mal in Ascoli Piceno gewesen war.

Musumeci hat Erfahrung im Legen 

falscher Spuren. Zur Zeit ist er in ei­
nem anderen Prozeß angeklagt, die 
Ermittlungen wegen des Bombenan­
schlags auf den Bahnhof von Bologna 
im August 1980 (83 Tote) durch Pla­
zierung und promptes "Auffinden" ei­
nes Koffers voller Waffen und Doku­
mente in einem Eisenbahnzug absicht­
lich in die Irre geführt zu haben. Eine 
Bombe auf einen Bahnhof ist ein "Ar­
gument" für mehr Polizei und "starke 
Regierung". Und ein "bulgarisches" 
Attentat auf den polnischen Papst

Italienische Zustände? Dort fliegt 
natürlich mehr auf als in einem Land, 
wo sich das Publikum mit der Behaup­
tung abspeisen läßt, der BND habe 
Geld an Kontrollausschuß und Rech­
nungshof vorbei nur beschafft, um so 
brisante Operationen zu finanzieren 
wie— die Suche nach Dioxinfässern! 
Quellenhinweis: l’Unitä und Repubbli- 
ca (Mai - Dez. 1985), Rinascita 25/85, 
Konkret 7/85- (ulg)
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* Veröffentlichungen *
Studie über 

Arbeiterbewußtsein
Kennzeichnend für den Standpunkt 
der Verfasser ist, daß von den Katego­
rien, die sie bei den Arbeitern finden, 
keine geeignet ist, das Bewußtsein der 
jeweils zu den anderen Kategorien 
Gehörigen auch nur zu verstehen. Die­
jenigen, die noch als die Fortschritt­
lichsten dargestellt werden, nämlich 
die mit dem "sozialen Deutungsmu­
ster Kapital und Arbeit", sind zur Re­
signation verurteilt, weil sie mit ihrer 
Absicht, die anderen aufzuklären, 
notwendig scheitern. Denn sie erken­
nen nicht, daß die Aggression z.B. de­
rer, die die Krise durch das "Deu­
tungsmuster direkte Reduktion" .leug­
nen, aus Angst entspringt. Übrig 
bleibt Zynismus. Auf gar keinen Fall 
kommen die Verfasser auf die Idee, ihr 
Gesellschaftsbild zu begründen und 
etwa mit Material zu belegen, das sie 
kurz zusammenfassen in dem Satz: 
"Das Gliederungsprinzip, nach dem 
die verschiedenen Dimensionen von 
Krisenbetroffenheit unterschieden 
werden, orientiert sich an den drei 
grundlegenden Arbeiterinteressen: 
dem an einem sicheren Arbeitsplatz, 
dem an höherem Lohn und dem an der 
Erhaltung der Arbeitskraft." Diese 
drei Interessen sind also grundlegend 
und insofern vollständig. Man kann 
verschmerzen, daß die Forscher nicht 
noch etwas gefunden haben, was dem­
gegenüber "entscheidend" ist. Schon 
das Grundlegende ist falsch, denn die 
Behauptung lautet, daß die Interessen 
der Lohnarbeiter befriedigt würden 
durch Fortdauern des Verhältnisses 
der Ausbeutung, wenn man nur gesund 
ist. (R. Zoll (Hrsg.),"Die Arbeitslosen, 
die könnt’ ich alle erschießen!" Arbei­
ter in der Wirtschaftskrise, Bund-Ver­
lag 1984, 24,80 DM — anl)

Krise des Kapitals und 
SPD-Sanierungs vor sch läge 

Eine "Neuverteilung der Arbeit" und 
eine "neue Sinngebung der Arbeit" wa­
ren die Hauptthemen eines SPD- 
Werkstattgespräches 1983, "aus dem 
die Beiträge dieses Bandes hervorge­
gangen sind", wie die Herausgeber 
schreiben. J. Rau, SPD-Ministerpräsi­
dent in NRW, gibt in seinem einleiten­
den Beitrag die Lösungsvorschläge an, 
die in anderen Artikeln weiter begrün­
det werden. Für eine gerechte Umver­
teilung der Arbeit will Rau die Ar­
beitszeitverkürzung einsetzen. Bedin­
gung dafür sei, daß die in den SPD- 
Ausführungen sogenannten Arbeits­
platzbesitzereine deutliche Lohnsen­
kung hinnehmen. In dem Artikel von 
Prof. Scharpf, auf den sich Rau be­
zieht, spricht dieser von 5% Lohn­
senkung und peilt eine 36-Stunden- 
Woche an, die den Unternehmern die 
Vier-Tage-Arbeitswoche bei Sechs­

Tage-Betrieb und den weiteren Über­
gang zum Zwei-Schicht-System er­
möglichen solle.

Die Kapitalisten haben Millionen 
Lohnabhängige auf die Straße ge­
setzt, weil sie deren Arbeitskraft 
nicht in gesteigertem Maße für die 
Mehrwertproduktion vernutzen kön­
nen. Die SPD-Vertreter konstatieren 
eine "Entkopplung von Arbeit und Ein­
kommen". Sie fordern natürlich nicht 
die Aufhebung der Abhängigkeit der 
Arbeit von der kapitalistischen Mehr­
wertproduktion, sondern folgern, in 
den Worten von Rau: "Wir stehen vor 
der Aufgabe .. . ein neues Wertver­
ständnis von Arbeit zu entwickeln." 
Und er dankt der Evangelischen Kir­
che (EKD), daß sie mit ihrer Denk­
schrift "Solidargemeinschaft von Ar-

Die Wertbestimmung durch die Ar­
beitszeit treibt die Kapitalisten als 
Zwangsgesetz der Konkurrenz zur 
Einführung der neuen Produktionswei­
se. Die Vergrößerung des Mehrwerts 
ist das Ziel.

beitenden und Arbeitslosen" (1982) 
viel für den "tiefgreifenden Wertwan­
del im Verständnis von Arbeit" getan 
habe. In dieser Denkschrift forderte 
die EKD in der Hauptsache "große Op­
fer" von den "Arbeitsplatzbesitzern". 
Nachdem also die SPD-Vertreter sich 
dafür ausgesprochen haben, daß die 
Kapitalisten über eine Arbeitszeit­
verkürzung die Löhne senken, fordern 
sie die Lohnabhängigen auf, eine 
"Neuaufteilung von Erwerbs- und Ei­
genarbeit", die sich "durch verkürzte 
und flexible Arbeitszeiten ..." erge­
be, vorzunehmen. Das könnte dann ih­
rer Ansicht nach die "Kosten der Le­
benshaltung senken" helfen: mehr 
Hausarbeit, Nachbarschaftshilfe, 
Selbstreparatur u.ä. Auch die Arbeit 
in "Selbsthilfeprojekten" könnte eini­
ges zur "kreativen Selbstbestimmung" 
beitragen. Zusammengefaßt: Diese 
Vorschläge machen die Arbeiterklasse 
hilflos gegen die Kapitalistenangrif­
fe. (Heinze, Hombach, Mosdorf 
(Hrsg.), Beschäftigungskrise und Neu­
teilung der Arbeit, NG-Verlag, 1984 
29,80 DM — gba)

Die Kapitalisten 
im Steuerelend?

Im Zuge der Bekämpfung des An­
spruchsdenkens tritt der BDI auch ge­
gen den staatlichen Anspruch auf 
Steuerzahlung der Kapitalisten an. 
Die verantwortungsvolle Aufgabe 
eines Kapitalisten wahrnehmen und 
Steuern zahlen, ist eine Zumutung, 
lautet seine Devise. Zur Bekräftigung 
hat der BDI eine Broschüre herausge­
geben. Er fordert: die "diskriminie­
rende Zusatzbelastung der Unterneh­
mensgewinne durch die Gewerbeer­
tragssteuer" und die "Doppelbelastung 
des Betriebsvermögens durch Vermö­
genssteuer und Gewerbekapitalsteu­
er" müsse abgebaut, die Einkommen- 
und Körperschaftsteuer gesenkt wer­
den. Das würde den Kommunen die 
Gewerbesteuer rauben, die Steuern 
der Kapitalisten um 35 Mrd. DM sen­
ken. Der BDI rabiat: Steuern senken 
Gewinne, ohne Gewinne keine Investi­
tionen, ohne Investitionen keine Ar­
beitsplätze. Im Grunde hindern alle 
Steuern die Kapitalisten, ihrer volks­
wirtschaftlichen Pflicht nachzukom­
men: akkumulieren, um zu investie­
ren, um noch mehr zu akkumulieren. 
(Die Siebzig-Prozent-Rechnung. Das 
ungelöste Problem der Unterneh­
mensbesteuerung. Deutscher Insti­
tuts-Verlag, Köln, kostenfrei— rül)

"Von Oggersheim bis 
Oberschlesien"

Unter diesem Titel hat Karl-Klaus 
Rabe im Lamuv-Verlag eine kleine 
Dokumentation herausgegeben zum 
Thema: "Union und Vertriebenenver- 
bände im politischen Gleichklang." 
Das Buch dokumentiert vor allem Äu­
ßerungen von Vertriebenenverbänden, 
von Bundesregierung und CDU zur re­
vanchistischen Grenzrevisionspolitik. 
Schwerpunkte sind die Auseinander­
setzungen des Jahres 1985, also insbe­
sondere der Bitburg-Besuch Kohls und 
Reagans, und das von der Bundesre­
gierung offiziell unterstützte Schle­
siertreffen.

Rabe hat seine Dokumentation ar­
gumentativ aufgebaut, d.h. jedes Un­
terkapitel behandelt jeweils eine Fra­
ge bzw. ein Argument, das in der Aus­
einandersetzung mit dem bzw. über 
den Revanchismus eine Rolle spielt, 
z.B.: "Wer sind die Vertriebenenver- 
bände?", "Sind die Revanchismus-Vor­
würfe des Ostens berechtigt? Erheben 
CDU/CSU und Vertriebenenverbände 
Gebietsansprüche gegen andere Staa­
ten?", "Worum ging es beim Streit um 
das Deutschlandtreffen der Schle­
sier?" usw. Rabes Zielsetzung bei der 
Erstellung der Dokumentation ist in 
der Einleitung zusammengefaßt: 
"’Die Koalition Kohl/Hupka steht’ 
(Die Zeit) ... Diese Koalition stellt 
bestehende Grenzen in Frage, will 
sich mit dem Status quo nicht abfin­
den. Und das heißt, letztlich ist man 
realistisch: die militärische Lösung
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des Problems ist vorprogrammiert."
Widersprüchlich ist Rabes Beurtei­

lung der Ursachen dieser Politik. Ei­
nerseits dokumentiert er die Konti­
nuität des "deutschen Rechtsstand­
punktes" (Rabe), andererseits behan­
delt er die Ostverträge als grundsätz­
lichen Gegensatz zu diesem Rechts­
anspruch, als Widerspruch, mit dem 
die SPD hätte leben können, die CDU 
aber nicht. Die Politik der FDP, die 
immerhin den Außenminister der al­
ten und neuen Regierungskoalition 
stellt, behandelt Rabe leider nicht.

Wie andere Veröffentlichungen Ra­
bes ein nützliches Buch für die Arbeit 
antifaschistischer und antimilitari­
stischer Arbeitsgruppen und Aktions­
einheiten.
(K.-K. Rabe, Von Oggersheim bis 
Oberschlesien, Bornheim-Merten 
1985, Lamuv-Verlag, 9,80 DM— ehe)

Alles über 
"Frauenförderungspläne"

"Mehr als nur gleicher Lohn" nennen 
prominente Sozialdemokratinnen ihr 
"Handbuch zur beruflichen Förderung 
von Frauen". Das Thema: "gleiche 
Chancen" für Frauen. Die SPDlerin- 
nen entwickeln Strategien für be­
triebliche "Frauenförderungspläne" 
und als Wunschziel gesetzliche Rege­
lungen, die Frauen den Aufstieg er­
möglichen sollen zu beruflichen und 
politischen Führungspositionen. Der 
erste Beitrag zitiert als richtungswei­
send einen Beschluß der IG Bergbau, 
"daß bei der Ruhrkohle AG eine abzu­
stimmende Zahl von gehobenen und 
Vorgesetztenpositionen für Frauen 
festgelegt wird". Es folgen Berichte 
über "Frauenförderpläne" in Konzer­
nen, Verwaltungen, Parteien und Ge­
werkschaften, in den Bundesländern, 
anderen europäischen Staaten und den 
USA. Klar, sozialdemokratisch re­
gierte Länder schneiden besser ab. 
IBM, Audi und MBB erscheinen als Mu­
sterbeispiele. Teil drei fordert die 
Quotenregelung zugunsten der Frau­
en, von der die bestehende offene oder 
verdeckte Quotierung zugunsten der 
Männer abgelöst werden soll, bis Quo­
ten zuguterletzt überflüssig werden. 
Teil vier verhandelt u.a. die gesell­
schaftliche Arbeitsteilung: unbezahl­
te Hausarbeit der Frau zur (Wieder-) 
Herstellung der Arbeitskraft (des 
Mannes). Schlußfolgerung: kürzere 
tägliche Arbeitszeit als "logische Vor­
aussetzung", daß Männer überhaupt 
Hausarbeit übernehmen können. For­
derungen nach gesellschaftlichen Ein­
richtungen zur Kindererziehung kom­
men nur am Rande vor; von gesell­
schaftlichen Hilfen für Hausarbeit ist 
keine Rede. Auch die "einfache", 
schwere und schlechtbezahlte Arbeit 
von Frauen nimmt wenig Raum ein 
und wird v.a. wegen geringer Möglich­
keiten der Höherqualifizierung kriti­
siert. (Mehr als nur gleicher Lohn!, 
Hrsg. Däubler-Gmelin u.a., VSA-Ver- 
lag Hamburg 1985, 17,80 DM- ulk)

Bundestagswahlen
MLPD will kandidieren

— auf welcher Linie?

Die MLPD will bei den Bundestags­
wahlen 1987 in allen zehn Bundeslän­
dern kandidieren. Sie schließt Akti­
onseinheiten dazu nicht aus, sondern 
strebt sie insoweit an, als sie anderen 
Organisationen unter bestimmten Be­
dingungen die Möglichkeit der Kandi­
datur auf offenen Listen der MLPD 
anbietet. Das gaben Mitglieder des ZK 
der MLPD in einem Interview mit der 
Roten Fahne am 19.10. bekannt.

Anfang Dezember eröffnete die 
MLPD den Wahlkampf mit einem "Of­
fenen Brief an Gorbatschow", abge­
druckt in der Roten Fahne vom 7.12. 
Darin wird der Generalsekretär des 
ZK der KPdSU auf ein sog. internatio­
nales marxistisch-leninistisches Tri­
bunal gegen den Sozialimperialismus 
und modernen Revisionismus am 15.3. 
86 geladen, um zur Anklage des Ver­
rats am Sozialismus— so der Brief— in 
zugestandenen 30 Minuten Redezeit 
Stellung zu beziehen.

Wenn die MLPD solcherart ihre Kri­
tik an der Politik der KPdSU der Lä­
cherlichkeit preisgibt, hat sie das 
selbst zu verantworten. Daß aber das 
ZK der MLPD mit der Wahlkampfer­
öffnung die Festlegung des MLPD- 
Programms zur Bedeutung der natio­
nalen Frage ändert, geht nicht nur die 
Mitglieder der MLPD an, sondern alle, 
die einer Kandidatur der MLPD mit 
Interesse begegnen: Eine Partei, die 
zu Wahlen kandidiert und für die Un­
terstützung ihrer Kandidatur wirbt, 
muß sich nicht nur an ihrem Pro­
gramm, sondern auch an ihrem Um­
gang mit ihrem Programm messen las­
sen. Eine Partei, die heute in der BRD 
an Wahlen teilnimmt und dabei die 
Front gegen die Reaktion stärken will, 
hätte auf strengste Abgrenzung zum 
Revanchismus zu achten.

In dem offenen Brief an Gorba­
tschow nennt der unterzeichnende 
Parteivorsitzende der MLPD Engel als 
letzten von sechs Anklagepunkten:

"6. Die Revisionisten haben den 
Kampf um die Einheit Deutschlands 
aufgegeben und die nationale Frage 
den Reaktionären überlassen."

Damit sagt Engel für die MLPD, daß 
die Revolutionäre mit den Reaktionä­
ren um die nationale Frage zu konkur­
rieren hätten. Dabei setzt er um­
standslos voraus, daß die Antwort auf 
die nationale Frage nicht nur durch 
die Reaktionäre, sondern auch durch 
die Revolutionäre im Kampf für die 
Einheit Deutschlands— genau: für ei­
nen deutschen Einheitsstaat (in den 
Grenzen von 1937?)- besteht und zu 
bestehen habe.

In ihrem Programm vertritt die 
MLPD:

"Nach der sozialistischen Revoluti­
on in beiden deutschen Staaten wird 

die Arbeiterklasse auch die Spaltung 
der Nation überwinden." (S. 20)

Diese Programmaussage grenzt sich 
gegen Auffassungen ab, die die Her­
stellung der deutschen Einheit heute 
als Schritt zur sozialistischen Revolu­
tion sehen. Auf der Grundlage des 
Programms konnte die MLPD deshalb 
in den letzten Jahren einen Beitrag 
leisten zur Kritik des Revanchismus 
und der Eroberungspolitik des BRD- 
Imperialismus unter der Fahne der 
Wiedervereinigung. So enthüllte die 
Rote Fahne mehrfach den aggressiven 
Charakter der westdeutschen 
Deutschlandpolitik (z.B. in 8/83, 16/ 
83, 23/83, 24/84, 52/84), und sie stell­
te klar: "Kapitalistische Wiederverei­
nigung bedeutet Krieg!" (5/83)

Allerdings veröffentlichte die Rote 
Fahne 27/83 auch einen Artikel, der in 
seinen Formulierungen darauf hinaus­
lief, den Sozialismus dem deutschen 
Nationalismus unterzuordnen, die so­
ziale Emanzipation als Mittel zum 
Ziel der deutschen Einheit anzubie­
ten. Es hieß dort: "Heute ... geht es 
darum, daß in beiden deutschen Staa­
ten die Arbeiterklasse die sozialisti­
sche Revolution durchführt. Das ist 
... die Voraussetzung für die Einheit 
der deutschen Nation." (S. 9) Aber die­
se Auffassung ergibt sich nicht not­
wendig aus dem Programm, das keine 
Aussage darüber macht, w i e die 
Spaltung der Nation zu überwinden sei 
(z.B. durch allmähliches Verschwin­
den der Nationalstaaten überhaupt, 
durch Zusammenschlüsse verschiede­
ner sozialistischer Länder ...), und 
blieb auch eher ein Ausrutscher— bis 
eben zur jetzigen Ankündigung, den 
Reaktionären die nationale Frage 
nicht zu überlassen.

Der Inhalt der nationalen Frage, wie 
sie von den Reaktionären aufgeworfen 
wird, ist die Herstellung des deut­
schen Einheitsstaates auf Grundlage 
der fdGO durch Unterwerfung von 
Völkern, Zerschlagung von Staaten 
und Einverleibung von Territorien im 
östlichen Europa, wobei die Reaktio­
näre die Sowjetunion als Haupthinder­
nis ihres Expansionsdrangs betrach­
ten. Das hat bislang auch die MLPD 
nicht bestritten. — Für proletarische 
Revolutionäre stellt sich— in Mittel­
europa und 1985— die nationale Frage 
v.a. als die der Kritik des Revanchis­
mus und der Propaganda der Anerken­
nung der bestehenden Staaten und 
Staatsgrenzen. Die "Einheit Deutsch­
lands" ist eine reaktionäre Ant­
wort auf die "nationale Frage". Daß 
die Revisionisten den Kampf um die 
Einheit Deutschlands aufgegeben hät­
ten, kann deshalb kein Vorwurf von 
Revolutionären sein. Die MLPD, ihr 
ZK, ihr Vorsitzender können diesen 
Vorwurf aus ihrem Programm nicht 
herleiten. Sie geraten, erheben sie ihn 
doch, in die üble Nachbarschaft von 
Nationalrevolutionären, aus der sie 
sich durch Rückgriff auf ihr Pro­
gramm entfernen können.- (scc)
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Grüne gegen Tierversuche

Der Tierversuch garantiert den Chemie- 
Kapitalisten ihre eigene "Schadensfreiheit"

Die Grünen beschäftigten sich auf 
zwei Bundesversammlungen ausführ­
lich mit ihrer Position zum Tierschutz 
und insbesondere zu Experimenten 
mit Tieren und beschlossen auf ihrer 
Bundesversammlung im Juni 1985, daß 
sie für eine gesetzliche Regelung ein­
treten, die Tierversuche grundsätz­
lich verbieten und nur in Ausnahme­
fällen zulassen soll. Außerdem verlan­
gen sie einen sofortigen Stopp aller 
Tierversuche in der BRD und Bericht­
erstattung über die bisher durchge­
führten, was bedeuten würde, daß die 
Chemiekonzerne in nächster Zeit kein 
neues Medikament, Körperpflegemit­
tel etc. auf den Markt bringen könn­
ten. Die Minderheitsposition ver­
langte das sofortige verbot jeglicher 
Experimente mit Tieren.

Das Experiment mit Tieren ist in 
der Erforschung der Verträglichkeit 
und Wirksamkeit von Medikamenten, 
von Putz-, Wasch- und Körperpflege­
mitteln eine Methode, die die Kapita­
listen überwiegend aus Gründen der 
Haftpflicht anwenden. Für die Freiga­
be zahlreicher Produkte für den Ver­
kauf ist die Erprobung an Tieren in der 
BRD zwingend gesetzlich vorge­
schrieben. Mit dem Nachweis der Un­
schädlichkeit von Chemikalien im 
Tierversuch erhalten die Produzenten 
die Genehmigung, sie zu vertreiben. 
Sie können, falls die Benützung ihrer 
Produkte bei Menschen Schäden her­
vorruft, jegliche Haftung, und das 
heißt auch etwaige Schmerzensgelder 
und Renten, ablehnen. Die gesetzliche 
Regelung geht soweit, daß der Rück­
zug von schädlichen Medikamenten 
und Pflegemitteln erst dann von der 
Bundesgesundheitsbehörde und den 
Agrarbehörden erzwungen werden 
kann, wenn im Experiment mit Tieren 
deren Schädlichkeit bewiesen ist — 
und nicht, wenn die ersten Schäden 
bei Menschen zu beobachten sind. Der 
Grünenthal-Konzern z.B. machte sein 
Vergleichsangebot an die mit schwe­
ren körperlichen Gebrechen behafte­
ten Opfer von Contergan erst in dem 
Augenblick, als er befürchten mußte, 
daß ihm unzureichende Erprobung des 
Medikaments im Tierversuch nachge­
wiesen würde — und nicht, nachdem 
die Opfer des Medikaments geboren 
und die schweren Schäden bekannt 
waren.

Eine genaue Übersicht, wieviele 
Tiere jährlich in der BRD für solche 
und ähnliche Experimente benützt 
werden, existiert nicht. Die Schätzun­
gen gehen von mehreren Millionen 
Wirbeltieren aus, die überwiegend in 
der Produktüberprüfung, d.h. aus im 
wesentlichen versicherungsrechtli­
chen Gründen, vernutzt werden. Denn 

zwar ist der Tierversuch in einer Rei­
he von Produktionen Vorschrift, ir­
gendein ein Verbot oder auch nur An­
tragspflicht für Leute, die solche Ex­
perimente durchführen wollen, exi­
stieren nicht. (1) Unter allen Bundes­
tagsparteien ist weithin unumstritten, 
daß eine Änderung des Tierschutzge­
setzes sein müsse, die die Zahl der 
Tierversuche eindämmen und die Ver­
suche selbst weniger qualvoll gestal­
ten soll.

Dennoch hat trotz solcher Vorhaben 
und der zahlreichen Kritik die Zahl 
der Tierversuche explosionsartig zu­
genommen. Wenn die Kapitalisten 
Chemikalien, die bekanntermaßen 
schädlich sind, auf der Stelle aus dem 
Verkehr ziehen und die Haftung für ihr 
Produkt auch trotz zahlloser Tierver-

Protest gegen Tierversuche auf der 
Bundesversammlung der Grünen, Juni 
1985 

suche übernehmen müßten, würden 
zumindest die Möglichkeiten der Kon­
sumenten verbessert, Einfluß auf die 
Qualität der Produkte zu nehmen. Die 
Kapitalisten ständen unter Druck, 
eher unschädliche statt "getesteter” 
Produkte auf den Markt zu bringen. 
Die Chemie-Konzerne testen, um der 
Verantwortung für die Wirkung der 
Produkte bei den Konsumenten der 
Produkte zu entgehen. Sie produzie­
ren für den Markt, ihr Ziel ist Verkauf 
der Produkte — und nicht etwa die 
Deckung von gesellschaftlich festge­
stelltem und gesellschaftlich kontrol­
liertem Bedarf nach Arzneien, Kör­
perpflegemitteln usw. Der Aufwand, 
den sie in Tierversuchen treiben, steht 
in keinem Verhältnis etwa zu den An­
strengungen, die unternommen wer­

den, um am und beim Menschen er­
kennbare Folgen ihrer Produkte fest­
zustellen. So ist es zum Beispiel meist 
unmöglich oder bedarf außerordentli­
cher Anstrengungen von Seiten der 
Betroffenen, den versicherungsrecht­
lich stichhaltigen Beweis für Berufs­
krankheiten aufgrund von Arbeit mit 
schädlichen Stoffen zu erbringen. 
Eine Ausweitung der Anmeldepflicht 
für Tierversuche, wie sie die Regie­
rung plant, würde an der oben be­
schriebenen Praxis nichts ändern und 
die wahllosen und teuren Tierversuche 
nicht beschränken.

Die Grünen begründen ihre Vor­
haben nicht aus der Kritik von gesell­
schaftlichen Bedingungen, die zulas­
sen, daß das qualvolle Zugrundegehen 
von Tieren regelmäßiger Bestandteil 
der Produktion ist und ohne daß daraus 
eine Garantie für die Qualität der 
Produkte entstünde. In der Begrün­
dung ihres Beschlusses führen sie aus:

"Unser Widerstand gegen die Tier­
versuche ... ist im Kern ethisch be­
gründet. Die Natur ist für uns nicht 
die Grundlage einer beliebigen Plün­
derung und Ausbeutung, und wir hal­
ten den Versuch, den gesellschaftli­
chen Fortschritt auf die Beherrschung 
der Natur zu gründen, angesichts der 
ökologischen Katastrophe für ge­
scheitert. Die Natur ist für uns ein 
Partner, der durchaus auch ein Eigen­
recht auf Unversehrtheit und Pflege 
hat und die Tiere und Pflanzen sind für 
uns keine ’Sachen’, sondern Lebewe­
sen. Wir betrachten den Menschen 
nicht als über der Natur stehend, wir 
wehren uns aber auch dagegen, ihn auf 
Natur zu reduzieren.” (2)

Im Mittelpunkt ihrer Kritik steht 
nicht das Verhältnis von Mensch und 
Natur, das durch die gesellschaftli­
chen Bedingungen, und das heißt durch 
die Kontrolle der Kapitalisten über 
die Produktion und die Aneignung der 
Natur bestimmt ist, sondern eine my­
stische Betrachtung der Natur; eine 
Kritik, die wegführt von der Analyse 
der Gesellschaft. Diese Kritik macht 
es möglich, daß sich in den Kampa­
gnen der Tierversuchsgegner an der 
Seite der Grünen Vertreter aller bür­
gerlichen Parteien bis hin zu Reaktio­
nären wie der ehemalige Republikaner 
Handlos und aus den Reihen der fa­
schistischen Nationalrevolutionäre 
zu Wort melden, die "Lebensschutz” 
und "artgerechter Behandlung” propa­
gieren und — im Gegensatz zu den 
Grünen— das Verhältnis von Herr und 
Vieh auf die Gesellschaft übertragen 
wollen. (3)
(1) H. Ruesch, Die Pharmastory, Zü­
rich 1985; (2) Antragsmaterial für die 
außerordentliche Bundesversammlung 
der Grünen am 22-/23. Juni 1985; (3) 
siehe dazu: grüner basis-dienst Nr. 7 
u. 8/85, Deutscher Bundestag, Plenar­
protokoll Nr. 10/137; - (uld)
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Münchner Stadtrat 
gegen Bunkerbau

München. Mit einer Mehrheit von 
41 zu 40 Stimmen haben SPD und 
GRÜNE es gegen CSU, FDP und Ober­
bürgermeister Kronawitter (SPD) am 
11.12 im Münchner Stadtrat abge­
lehnt, den Bau von Zivilbunkern zu 
forcieren. Bei der derzeitigen NATO- 
Konzeption und der darin angelegten 
Gefahr einer atomaren Auseinander­
setzung könne ein solcher Ausbau so­
wieso keinen Schutz geben, argumen­
tierten SPD und GRÜNE. "Wir können 
doch nicht sagen, wir tun nichts zum 
Schutz der Bevölkerung, weil’s ohne­
hin nichts hilft. Das wäre die Selbst­
aufgabe der Gesellschaft", erklärte 
Bürgermeister Zehetmeier von der 
CSU. Kronawitter setzte sich klar für 
den weiteren Ausbau ein. Ein FDP- 
Stadtrat verwies auf die bayerische 
Gemeindeordnung, nach der die Ange­
legenheiten des "Zivilschutzes" allein 
Sache des OB seien, eine Zuständig­
keit des Stadtrats bestehe also in die­
ser Angelegenheit gar nicht: "Es war 
zwar ganz interessant zu hören, wel­
che politischen Meinungen hier vor­
herrschen— aber der Beschluß ist rei­
ne Makulatur." Kronawitter hat sich 
zu seinem weiteren Vorgehen noch 
nicht geäußert. — (ror)

Daimler-Teststrecke: 
Baubeginn im Januar?

Boxberg. Zur Durchsetzung der von 
Daimler-Benz geplanten Teststrecke 
hat das Flurbereinigungsamt Buchen 
per Beschluß vom 10.12.1985 im Wege 
einer "vorläufigen Anordnung" ab 15. 
Januar 1986 den beteiligten Grund­
stückseigentümern Besitz und Nut­
zung ihrer für den Bau benötigten 
Grundstücke entzogen. Die Gemein­
den wurden in den Besitz der entzoge­
nen Flächen eingewiesen. Zur "plan­
konformen Ausführung des Unterneh­
mens ’Prüfgelände’" soll dann Daim­
ler-Benz sofort in den Besitz dieser 
Grundstücke kommen. Die "sofortige 
Vollziehung" wurde gleichzeitig ange­
ordnet. Auf einer Bürgerversammlung 
Ende November hat der Boxberger 
Bürgermeister den Baubeginn für Ja­
nuar angekündigt. Vorausgegangen 
war, daß der VGH Mannheim im Sep­
tember die Wahl des Vorstandes der 
Teilnehmergemeinschaft zum Flurbe­
reinigungsverfahren von 1983 für un­
gültig erklärt hat. Die Wahl wurde da­
her Ende November wiederholt. We­
gen des angewandten Mehrheitswahl­
rechts erhielten die Teststreckengeg­
ner von zwölf Sitzen nur einen (Ergeb­
nis in %: Bundschuh 47,44, "Befürwor­
ter" 52,38). Schwere Vorwürfe hat der 
Bundschuh-Geschäftsführer erhoben: 
Massiver Wahlbetrug, Amtsmißbrauch 
von der Nötigung bis zur Urkundenun­
terschlagung. Eine erneute Wahlan­
fechtung wurde angekündigt. Ein An­
trag auf Baustopp beim Bundesverfas­
sungsgericht ist vorbereitet. — (mah)

Wackersdorf. Der Bauplatz der WAA wurde erst am Montag den 16.12. ge­
räumt, da am Sonntag drei- bis viertausend Personen, vorwiegend die einheimi­
sche Bevölkerung, anwesend waren. Bei der Räumung wurde von etwa 850 die 
Personalien festgestellt, 400 davon wurden vorübergehend festgenommen und 
bis zum nächsten Morgen festgehalten. — (dax)

Stadtrat zu Boykott 
Südafrikas aufgefordert 

Dachau. Die örtliche Amnesty- 
Gruppe hatte im Rahmen der Frie­
denswoche eine Informationsveran­
staltung zu Südafrika durchgeführt. 
Auf Initiative von Besuchern dieser 
Veranstaltung bildete sich eine Grup­
pe "Südafrika-Boykott". Ziel ist, 
durch Flugblatt- und Unterschriften­
aktionen den Stadtrat und den Kreis­
tag Dachau aufzufordern, "die Grund­
sätze der Geschäftspolitik der Kreis­
sparkasse so zu ändern, daß der Krü- 
ger-Rand-Verkauf eingestellt wird 
und keinerlei Unterstützung für Ge­
schäfte mit dem rassistischen Apart­
heidsystem in Südafrika mehr gegeben 
wird, und die Vertreter der Dachauer 
Sparkasse im Sparkassenverband zu 
beauftragen, über den Sparkassenver­
band auf eine entsprechende Ände­
rung der Geschäftspraktiken der Lan­
desbank Girozentrale hinzuwirken". 
Parallel werden Spenden für inhaf­
tierte Mitglieder der CUSA gesam­
melt. An zwei Samstagen wurden in­
zwischen über 200 Unterschriften in 
der Stadt gesammelt.- (pek)

Haftstrafen gegen drei 
türkische Antifaschisten

M annheim. Zwischen zwei Jahren 
ohne und einem Jahr mit Bewährung 
liegen die Landgerichts-Urteile gegen 
drei türkische Antifaschisten. Sie wa­
ren im April 1984 auf dem Heimweg 
vom Vereinsraum des Arbeitervereins 
MTIB in eine von vier Zivilpolizisten 
verursachte Rempelei verwickelt 
worden, in deren Verlauf die Polizei 
auch Schüsse abgab. Die Türken waren 
im Glauben, es mit Neonazis zu tun zu 
haben. Ihre Klagen gegen die Polizi­
sten wurden sofort niedergeschlagen 
("Notwehr"); aber auch der Prozeß, 
den die Staatsanwaltschaft gegen die 
Opfer einleitete, mußte eingestellt 
werden. Die Staatsanwaltschaft legte 

Berufung ein. Das Gericht ging nun im 
Strafmaß über die Anträge der Staats­
anwaltschaft hinaus. Die Versuche, 
gegen das Verfahren zu mobilisieren, 
waren überschattet von gleichzeiti­
gen heftigen Widersprüchen zwischen 
antifaschistischen Organisationen 
am Ort. Die Verurteilten wollen in 
Revision gehen.— (tht)

Innenminister droht Beamten 
bei Kandidatur für die DKP

Hannover. Der niedersächsische In­
nenminister Egbert Möcklinghoff 
(CDU) hat allen Beamten mit ihrer 
Entlassung aus dem öffentlichen 
Dienst gedroht, falls sie bei den Land­
tagswahlen 1986 für die DKP kandi­
dieren. Bereits nach den Kommunal­
wahlen 1981 leitete die Albrecht-Re­
gierung gegen 15 Pädagogen im Beam­
tenverhältnis, die für die DKP kandi­
diert hatten, Prozesse wegen Verlet­
zung der Beamtenpflichten ein. Eine 
breite Protestbewegung konnte ihre 
Entlassung verhindern. Das Oberver­
waltungsgericht Lüneburg gestand in 
dem bisher einzigen rechtskräftig ab­
geschlossenen Verfahren dem Lehrer 
Eckartsberg "Verbotsirrtum" zu. Sei­
ne Kandidatur für die DKP stelle zwar 
eine Verletzung seiner Beamten­
pflichten dar, der Dienstherr aber sei 
seiner Fürsorgepflicht nicht nachge­
kommen, weil er Eckartsberg nicht 
über das Verbotene seines Handelns 
belehrt habe, sondern ihm sogar für 
die Wahrnehmung seiner Wahlkampf­
aufgaben freigegeben hatte. Der ge­
forderten Fürsorgepflicht ist Möck­
linghoff jetzt mit einem Erlaß nach­
gekommen, in dem es heißt:"Die Ziele 
der DKP sind mit der freiheitlich de­
mokratischen Grundordnung nicht 
vereinbar. Ein Beamter, der durch die 
Übernahme von Kandidaturen bei all­
gemeinen Wahlen für die DKP aktiv in 
der Öffentlichkeit eintritt, handelt 
allein dadurch seiner Treuepflicht zu­
wider." — (kar)
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Werkzeugmaschinenwerk Fritz Werner

Hallenneubau und Schließung 
der mechanischen Fertigung

Westberlin. Im Jahr 1982 wurden 
xlie der bundeseignen DIAG gehören­
den Werke Fritz Werner Westberlin 
(FWW) und Hermann Kolb Köln zur ei­
genständigen Firma Werner und Kolb 
(W.u.K.) zusammengefaßt. Für FWW 
wurden damals drei Etappen bis hin 
zur 1988 geplanten Reprivatisierung 
(als aussichtsreichster Interessent 
wird Messerschmidt-Bölkow-Blohm 
gehandelt) festgelegt:
1. Konzentration auf die Entwicklung 
und den Bau Flexibler Fertigungssys­
teme (FFS).
2. Aufbau eines weltweiten Vertriebs­
netzes für diese Systeme.
3. Neugestaltung und Rationalisierung 
der Fertigung bei FWW.

Die beiden ersten Punkte sieht die 
Geschäftsführung mittlerweile als er­
ledigt an. Die Produktion ist konzen-

Die Aktion gegen die Änderung des AfG am 10.12.85 vor dem Werkstor (Bild) 
wurde maßgeblich von den Beschäftigten der mechanischen Fertigung getra­
gen. In der Abteilung herrscht der höchste gewerkschaftliche Organisations­
grad und das Lohnniveau ist hoch. Eine Schließung dieser Abteilung wird sich 
für alle Beschäftigten negativ auswirken.

triert auf den Bau von FFS. Hierbei 
wurde die Gießerei geschlossen und im 
Maschinenbau 250 Beschäftigte ent­
lassen. Im Bau der FFS gilt FWW als 
führend in der BRD und Westberlin. 
Gegenüber einem Umsatz von 40 Mio. 
1984 wurde dieser auf über 90 Mio. im 
Jahr 1985 verdoppelt bei gleichblei­
bender Belegschaftsgröße von 550 Be­
schäftigten. 1985 wurden n Systeme 
aufgestellt, für 1986 sind bereits 13 
bestellt. Unter den Kunden sind alle 
großen Automobilkapitalisten in der 
BRD, sowie u.a. Firmen in England, 
Frankreich, USA, UdSSR, VR China.

Am 29. Oktober informierte die Ge­
schäftsführung den Betriebsrat über 
ihre Vorstellungen zur Erledigung des 
dritten Punktes "Neugestaltung und 
Rationalisierung der Fertigung":

Ein Hallenneubau soll die bisherige 
Produktionshalle ersetzen, unter 

Wegfall der mechanischen Fertigung 
für kleine und mittelgroße Teile, in 
der zur Zeit 100 Beschäftigte arbei­
ten. Die Fertigung soll zukünftig in 
Kooperation mit der Firma Fritz Wer­
ner Geisenheim (2500 Beschäftigte, 
Rüstungsanlagen- und Druckmaschi­
nenbau) erfolgen. Dort soll auf der Ba­
sis des Einsatzes von bei FWW herge­
stellten Flexiblen Fertigungssyste­
men eine "moderne" mechanische 
Fertigung aufgebaut werden. Zu der 
Erläuterung dieser Pläne sei hier der 
TU-Professor Dr. Spur zitiert, der 
u.a. auch in den Aufsichtsräten der 
DIAG und von Werner und Kolb "tätig" 
ist:

"Die Einrichtung einer rechnerin­
tegrierten, flexiblen Fertigung wird 
einen sehr hohen Kapitalaufwand er­
fordern. Die Produktivität solcher

Anlagen ermöglicht große Mengenlei­
stungen. Eine wirtschaftliche Ausla­
stung erfordert ein Produktionsvolu­
men, das von mittelgroßen Unterneh­
men nicht leicht am Markt verkauft 
werden kann. Es scheint daher denk­
bar, daß mehrere Unternehmen ge­
meinsam eine flexible Fertigungsan­
lage unterhalten . ..

Die einzelnen Unternehmen könn­
ten von entfernten Standorten durch 
Koppelung ihrer Arbeitsplanrechner 
mit dem Fertigungsleitrechner aktu­
elle Fertigungsdaten und Bearbei­
tungsprogrammeunmittelbar an Ope­
ratoren des ausführenden Fertigungs­
systems einsteuern". (G.Spur: Auf­
schwung, Krisis und Zukunft der Fa­
brik; Westberlin 1984)

Die Geschäftsführung wollte sich 
die Zustimmung zu ihrem Konzept mit 
der Aussage erkaufen, daß sie keinen 

Arbeiter entlassen wolle, sondern alle 
zu Schlossern umschulen werde. Auf 
zwei sehr gut besuchten IGM-Mitglie- 
derversammlungen wurde dieses "An­
gebot" angegriffen, als Methode, die 
Arbeiter der mechanischen Fertigung 
ohne Sozialplan los zu werden. Denn 
erstens liegt der Lohn der Schlosser 
im Durchschnitt zwei Mark unter den 
Löhnen der mechanischen Fertigung, 
zweitens ist für viele langjährige Dre­
her, Fräser, Schleifer die Umschulung 
unakzeptabel, drittens sind in Monta­
ge auch bei weiterer Umsatzsteige­
rung nicht annähernd ausreichende 
Arbeitsplätze vorhanden. IGM und Be­
triebsrat wurden daher aufgefordert, 
sich klar und eindeutig gegen die Ver­
lagerung der mechanischen Fertigung 
auszusprechen. Weiterhin sollte die 
Geschäftsführung gezwungen werden, 
den Ende 1986 auslaufenden Sozial­
plan um zwei Jahre zu verlängern, so­
wie die schriftliche Zusage zu geben, 
bei eventuellen Umsetzungen den be­
stehenden Lohn auf Dauer zu garan­
tieren.

Allein die deutliche Drohung der 
Beschäftigten aus der mechanischen 
Fertigung auf einer Abteilungsver­
sammlung am Vortag der DIAG-Auf- 
sichtsratssitzung am 29. November, 
die Arbeit niederzulegen, reichte an­
gesichts der vollen Auftragsbücher 
aus, die Geschäftsführung zu zwin­
gen, den bestehenden Sozialplan zu 
verlängern und für Umsetzungen eine 
Lohngarantie zu geben. — (lbe)

Pflegedokumentation
Erfassung der Pflege 

zwecks Rationalisierung

Heidelberg. Im Zusammenhang mit 
der ab Januar 1986 in Kraft tretenden 
Bundespflegesatzverordnung werden 
jetzt überall im Rahmen von Fortbil­
dungen leitende Schwestern und Pfle­
ger darauf vorbereitet, daß sie die Ar­
beit der auf Station eingesetzten 
Pflegekräfte auf entsprechend vorbe­
reiteten Dokumentationsbögen doku­
mentieren.

In wessen Interesse wird dies veran­
staltet? Von den Interessen der ver­
sorgten Patienten ausgehend, wäre 
richtiger, eine Pflegequalitätsermitt­
lung durchzuführen mit Fragebögen 
und Gesprächen, die direkt mit den 
Patienten ausgearbeitet werden.

Eine Dokumentation im Interesse 
des Pflegepersonals als Nachweis, daß 
in der Pflege gearbeitet wird, für 
wen? Die Betroffenen, Schüler, 
Schwestern und Pfleger, Stationslei­
tungen, Pflegedienstleitungen wissen, 
was geleistet wird.

Dann zur rechtlichen Absicherung 
des Pflegepersonals? Fehler kann man 
mit der Pflegedokumentation nicht 
verhindern, lediglich die Ermittlung 
des "Schuldigen" ist wesentlich
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schneller.
Tatsächlich werden die Kranken­

hausverwaltungen jetzt über Gesetze 
zur Wirtschaftlichkeit mit Leistungs­
nachweisen gezwungen, die eine 
"Transparenz” der Leistungen verlan­
gen. Vergleichbarkeit mit anderen 
Krankenhäusern und eine Aufschlüs­
selung der Pflegesätze nach Unter­
kunft und Verpflegung, Pflege und 
ärztlicher Versorgung wird gefordert. 
Dokumentiert werden nicht nur die 
Leistungen der Behandlungspflege 
(ärztliche Anordnungen, Spritzen, 
Therapiemaßnahmen), sondern auch 
die reine Grundpflege (Waschen, Bet­
ten, Kämmen, Zähneputzen). Dafür 
gibt es ausgearbeitete Zeitstudien 
(z.B. Ganzwaschung zwölf Minuten). 
Die Schwestern brauchen hierbei 
nicht die geleisteten Zeiten einzutra­
gen, sondern müssen die geleisteten 
Tätigkeiten auf einem Statistikbogen 
ankreuzen. Diese Bögen kommen zu 
den Unterlagen, so daß ein Statistiker 
jederzeit mittels vorgegebener Zeiten 
die Planstellen errechnen kann. Stel­
lenstreichungen werden die Folge 
sein. Diese Statistiker werden überall 
neu eingestellt.

Die in der Pflege Beschäftigten sind 
derzeit in den Kliniken die größte 
Gruppe, die nicht zeiterfaßt ist. Eine 
solche Zeiterfassung setzt voraus, daß 
auf allen Stationen gleicherweise ge­
pflegt wird. Das soll über die Doku­
mentationen eingeführt werden. 
- (rüg)

Werftindustrie
Mit 50 Jahren zu alt 
für die Werftarbeit

Auf der ersten Betriebsversammlung 
bei Blohm+Voss Hamburg nach dem 
Kauf der Howaldt-Deutschen-Werft 
AG HH erklärte der Vorstandsvor­
sitzende Budczies seine Sanierungs­
maßnahmen für die neue B+V-Toch- 
ter. So sollen bis Ende Februar 1986 
insgesamt 400 Arbeiter entlassen 
werden. Der Grund: die Altersstruktur 
besonders in der Schiffsreparatur sei 
im Vergleich zu Blohm+Voss viel zu 
hoch. "250 Mitarbeiter, die über 50 
Jahre alt sind, werden bis zum 28.2.86 
ein attraktives finanzielles Angebot 
erhalten. Unsere Reparaturabteilung 
arbeitet mit Gewinn, die der HDW 
fährt Verluste ein. Also besteht bei 
HDW-Hamburg eine Überbesetzung 
.. .Wir haben Ihnen immer ehrlich un­
sere Meinung gesagt ... Die HDW ist 
eine überalterte Belegschaft ... Die 
Zukunft für Blohm+Voss!". Was der 
B+V-Vorstand unter einem "attrakti­
ven Angebot" versteht, ist nebenbei 
bemerkt bis heute nicht klar. Klar ist 
allerdings, was der Schlachtruf "Die 
Zukunft für Blohm+Voss!" für die Be­
legschaft bedeuten wird: Ableistung 
von Überstunden über den Rahmen der 

Arbeitszeitordnung hinaus, Abrufbe­
reitschaft bei Kurzarbeit, kurzfristig 
wechselnde Schichten und Wochen­
endarbeit. Reicht das immer noch 
nicht, werden Hundertschaften von 
Leiharbeitern auf die Werft geholt. 
Wer bei dieser Arbeit überhaupt über 
50 Jahre alt wird und sich noch eini­
germaßen auf den Beinen hält, kann 
froh sein. Für die Ausbeutung bei 
Blohm+Voss, in den 20iger und ßoiger 
Jahren die "Knochenmühle" von den 
Werftarbeitern genannt, taugt man 
nicht mehr. Um die Belegschaft wei­
ter zu verjüngen, sollen plötzlich alle 
Auszubildenden unbefristet übernom­
men werden, was in den letzten Jah­
ren immer vom Vorstand abgelehnt 
worden ist. Daß sich Blohm+Voss die­
sen Schritt in der Verschärfung der 
Ausbeutung der Belegschaft einiges 
kosten lassen wird, macht folgende 
neue Lage deutlich. So hat das Ar­
beitsamt Hamburg die Sonderregelung 
für "notleidende Werftbetriebe" in 
Fällen von vorzeitigem Ausscheiden 
über spezielle Betriebsvereinbarun­
gen aufgehoben. So konnte man bis­
lang bei Blohm+Voss über die "59iger- 
Regelung" bereits mit 59 Jahren aus 
dem Betrieb gehen. Das Arbeitsamt 
zahlte dann Kurzarbeitergeld für ein 
Jahr, die Differenz zum alten Lohn 
zahlte der Betrieb. Ab 60 bis 63 bzw. 
65 übernahm der Betrieb die Diffe­
renz zwischen Vorruhestand und ca. 
75% des alten Lohnes. Mit der Einstel­
lung der Zahlung von Arbeitslosengeld 
für "59iger"-Fälle müßte jetzt der Be­
trieb die Leistungen des Arbeitsamtes 
übernehmen. Das wird ab 1.1.86 akut.

Mit der geplanten Massenentlassung 
setzt der B+V-Vorstand die HDW- Ra­
tionalisierungen fort. Holger Mahler, 
Betriebsratsvorsitzende bei HDW- 
Hamburg und Mitglied der Liste der 
"Aktiven Metaller", erklärte auf der 
Betriebsversammlung: "Wenn das ein­
tritt, was der Blohm+Voss-Vorstand 
für die Sicherung der Arbeitsplätze 
verspricht, kann er sich damit einver­
standen erklären". Manche hoffen, 
glauben ständig. Verstehen tun sie 
wenig. — (mie)

Hamburger Sozialämter
Sozialarbeiter 

wehren sich

Während in Hamburg die Zahl der So­
zialhilfeempfänger (außerhalb von 
Einrichtungen) von 1980 noch 56493 
auf 1982 88995 Personen um 57% 
stieg, wurden die Stellenbedarfe für 
die Sozialämter in den Jahren 1980 bis 
1984 lediglich von 568,5 auf 781,5 Be­
schäftigte (37%) erhöht. Ursachen für 
den überproportionalen Anstieg sind 
im wesentlichen die Kürzungen der 
Arbeitsamtsleistungen. Bei der Perso­
nalbedarfsfeststellung für das Jahr 

1984 mußte der Senat selbst eingeste­
hen, daß nach bestehenden Personal­
bemessungssystemen für alle Sozial­
ämter 65 Stellen (1 998 400 DM Perso­
nalkosten) gefehlt haben. Doch an­
statt diese sofort zu besetzen, wurden 
sie bis zum 1.10.1985 "freigehalten". 
Tatsächlich besetzt wurden dann nur 
40 Stellen, 25 sind bis zum 31.3.1986 
"gesperrt". Die "Personalverzögerun­
gen" ersparten mehr als 1,5 Millionen 
DM.

Mit verschiedenen restriktiven Um­
organisationen wird jetzt versucht, 
die Mehrarbeit mit gleichem Personal 
effektiver zu "bewältigen": Beamte

40 Antragsteller am Tag pro Sachbe­
arbeiter die Regel!

des gehobenen Dienstes sollen die Ar­
beitsqualität anheben und das Pensum 
besser bewältigen. Sonderabteilungen 
-für Behinderte, Asylbewerber, Ältere 
über 60 Jahre zwecks Massenabferti­
gung wurden gebildet. Geplant sind 
"Hauptsachbearbeiter", die "Sonder­
aufgaben" wie die Ausbildung neuer 
Kollegen und die stellvertretende Ab­
teilungsleitung übernehmen.

Rechtzeitig vor den Haushaltsbera­
tungen für 1986 lud die ÖTV-Betriebs- 
gruppe des Bezirksamtes Hamburg- 
Mitte Abgeordnete der Bürger­
schaftsparteien zu einer "Inaugen­
scheinnahme" der Personalsituation. 
Die SPD-Vertreter wollten keine kon­
kreten Zusagen geben, versprachen 
aber einen erneuten Besuch im Janu­
ar. Der GAL-Vertreter brachte einen 
Antrag auf 170 zusätzliche Planstel­
len— als vorausschauenden Bedarf für 
1986— dann auch in der Bürgerschaft 
ein. Er entspricht den Interessen der 
Beschäftigten, indem er den Abbau 
des Polizeiapparates zugunsten des 
Sozialbereiches fordert. Er benennt 
jedoch neben der Absenkung der Ar­
beitsamtsleistungen nicht die Verant­
wortlichen für die gestiegenen Sozial- 
hilfeempfängerzahlen: Die Kapitali­
sten konnten die Zahl der Erwerbstä­
tigen in Hamburg in den Jahren 1980 
bis 1984 um 5,5% verringern, im pro­
duzierenden und verarbeitenden Ge­
werbe um 12%.—(veb)
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Revanchismus

Schickei will die "Sieger-
Geschichtsschreibung" revidieren

Ingolstadt. "So werden die Deut­
schen belogen. Historiker enthüllt Ge­
schichtsfälschungen." Mit dieser 
Schlagzeile feierte die "Nationalzei­
tung" am 12.6.1981 den Ingolstädter 
Gymnasiallehrer und Historiker Dr. 
Alfred Schickei. Das CSU-Mitglied 
Schickei ist 1933 in Usti na Labern 
(Sudetengebiet) geboren. Nach der 
Aussiedlung machte er am Jesuiten­
kolleg St. Blasien/Schwarzwald das 
Abitur, studierte anschließend in 
München Geschichte und Philosophie 
und ist seither Lehrer am Ingolstädter 
katholischen Gnadenthal-Gymna­
sium. 1974 initiierte er das katholi­
sche Stadtbildungswerk, dessen Leiter 
er ist. Vor und nach Abschluß der so­
genannten Ostverträge polemisierte 
Schickei heftig in verschiedenen, bei 

den Vertriebenenverbänden erschie­
nenen Aufsätzen und Broschüren ge­
gen die vermeintliche Aufgabe "deut­
scher" Rechtspositionen. U.a. warnte 
er in einem Gutachten vor der Annul­
lierung des verbrecherischen Münch­
ner Abkommens von 1938 unter Hin­
weis auf nicht absehbare finanzielle 
und rechtliche Folgen für die BRD.

Seit Ende der 70er Jahre widmete 
sich Schickei hauptsächlich der "Zeit­
geschichte", d.h. der jüngeren deut­
schen Geschichte zwischen 1930 und 
1950. Um der "Vorabqualifizierung 
der jüngsten deutschen Geschichte 
durch die Sieger und ihre behenden 
Proscriptoren" entgegenzuwirken, 
gründete er 1981 mit Gleichgesinnten 
die "Zeitgeschichtliche Forschungs­
stelle Ingolstadt (ZFI)". Ein gemein­
nütziger Fördererverein mit ca. 80 
Mitgliedern finanziert die ZFI. Sie 
zählt ein rundes Dutzend Mitarbeiter, 

darunter den SPD-Rechten und 
Reichstagsbrandexperten Fritz To­
bias (Hannover) und Heinz Navratil, 
Verfasser einer Studie über die "Ver­
treibung der Deutschen".

Mit dem Ziel, "den Deutschen wie­
der einen natürlichen und unbefange­
nen Zugang zu Geschichte, Staat und 
Vaterland zu ermöglichen" (Schickei), 
arbeitet die ZFI zielbewußt an der Re­
vision der "Sieger-Geschichtsschrei­
bung" über die Verbrechen des Fa­
schismus und des deutschen Militaris­
mus. Gleich die erste Veröffentli­
chung der ZFI (März 1982) besteht aus 
einem "Gutachten zur Behandlung und 
zu den Verlusten sowjetischer Kriegs­
gefangener in deutscher Hand". Der 
Wehrmachtsoberst im Generalstab 
a.D. Hans Roschmann (Überlingen/

Bodensee) beurkundet darin u.a. aus 
eigener Anschauung — sozusagen auf 
Offiziersehrenwort — die gute Be­
handlung der Kriegsgefangenen und 
die angebliche Nichtausführung des 
"Kommissarbefehls" Hitlers. Nach 
Zahlenschiebereien kommt Rosch­
mann auf die Zahl von 1,5 Mio. "ver­
storbener" sowjetischer Soldaten an­
statt der öffentlich gehandelten über 
3 Mio. Umgekommenen. Und auch die­
se seien durch Verwundungsfolgen, 
Erschöpfung etc., bzw. durch Einwir­
kung von "ostvölkischen Legionen" der 
Wehrmacht umgekommen, "deren An­
gehörige in der Masse keineswegs so 
diszipliniert erzogen und geführt wa­
ren wie die deutschen Soldaten".

Näher auf weitere der zahlreichen 
Aufsätze und Untersuchungen 
Schickeis und der ZFI einzugehen, 
fehlt hier der Platz. Nur soviel in Kür­
ze: In einer im "Deutschlandmagazin" 

vom Januar 1982 veröffentlichten 
Studie mit dem Titel "Die merkwürdi­
ge Vermehrung der Zigeuner" ver­
sucht Schickei, den Sinti die Fäl­
schung ihrer Menschenverluste durch 
den Faschismus nachzuweisen; in an­
deren Veröffentlichungen behauptet 
er eine Kriegsschuld der Polen oder, 
daß die Regierungen der Tschechoslo­
wakei und Polens bereits nach dem er­
sten Weltkrieg "die Vertreibung der 
Deutschen aus den Ostgebieten und 
dem Sudetenland" geplant hätten; für 
sich erhebt Schickei den Anspruch, die 
polnischen Zahlen über die Menschen­
verluste im Zweiten Weltkrieg als 
Fälschung nachgewiesen zu haben. In 
Anerkennung solcher Forschung 
Schickeis nahm ihn 1982 die "Sudeten­
deutsche Akademie der Wissenschaf­
ten und Künste" in ihre Reihen auf.

Festzustellen ist, daß Schickei ein 
Bindeglied zu Strömungen rechts der 
CSU— Republikanern und Neofaschi­
sten— ist. Für den Republikaner-Vor­
sitzenden Schönhuber hat er sich beim 
Erscheinen von dessen SS-Buch "Ich 
war dabei" auf einer Werbeveranstal­
tung ins Zeug gelegt. Bezeichnen­
derweise blieb auf dieser Veranstal­
tung in Ingolstadt das Wort von der 
"Judenlüge" aus dem Mund eines Dis­
kutanten durch den Podiumsteilneh­
mer Schickei unwidersprochen.

Es scheint nicht so zu kommen, daß 
sich die CSU Ingolstadt in nächster 
Zeit von der Tätigkeit ihres Mitglieds 
Schickei distanziert; duldet sie doch 
in ihren Reihen auch den örtlichen 
"Stahlhelm"-Vorsitzenden und städti­
schen Restaurator Friedrich, in des­
sen Ortsgruppe einige ehemalige 
WSG-Hoffmann-Leute mitmachen. 
Das deutet darauf hin, daß die CSU 
weiter eine Aufsaugung des Lagers 
rechts von sich betreibt.

Öffentliche Kritik an Schickei fand 
sich bisher vor allem in Artikeln des 
grün-alternativen "Schanzer Jour­
nal". Enthüllungen dieser Zeitschrift 
haben dazu geführt, daß sich Stadträ­
te der SPD und die Grünen-Stadträtin 
im März 1985 gegen einen Antrag der 
ZFI auf 2500 DM Zuschuß der Stadt 
querlegten. Daß Schickei im vom Ver­
fassungsschutzbericht 1983 als 
rechtsextrem eingestuften "MUT"- 
Verlag publiziert, brachte die CSU- 
Stadträte für ein paar Tage ins 
Schwanken. Als dann aber Schickei 
ihnen entgegenhielt, sie sollten doch 
abwarten, "ob der Verfassungsschutz­
bericht '84 oder *85 ’MUT’ auch noch 
anführt", war der Zuschuß schnell be­
willigt.
Quellenhinweis: Deutschland— was ist 
das, Schickei, Hrsg. Bund der Vertrie­
benen, 1981; Veröffentlichungen der 
ZFI, 1. Band, 1982; Deutsche und Po­
len, ein Jahrtausend gemeinsamer Ge­
schichte, Schickei, Lübbe-Verlag, 
1984; Schanzer Journal, verseh. Aus­
gaben; Donau Kurier, verseh. Aus­
gaben. — (ing)
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Gewerbesteuer
Der OB und die
Arbeitsplätze

Heidelberg. Dem Heidelberger 
Oberbürgermeister Reinhold Zundel 
kann sicher nicht nachgesagt werden, 
er sei ein Vorkämpfer für höhere Be­
steuerung der Kapitalisten und ihrer 
Gewinne. An zwei Beispielen soll je­
doch gezeigt werden, daß er, erstmal 
verwickelt in Verhandlungen zwischen 
Kapitalisten, Betriebsräten und Ge­
werkschaften, dort für Lösungen auf­
tritt, die die Unternehmen ertrag­
reich und gewerbesteuerzahlend ma­
chen-- im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften. Es soll damit auch die in 
Kreisen der örtlichen IG Metall ver­
breitete Meinung beleuchtet werden, 
beim "Kampf für Erhalt von Arbeits­
plätzen" sei OB Zundel stets einzu­
schalten.

Im ersten Beispiel übernahm der 
Maschinenbaukonzern Dresser im Fe­
bruar 1983 das Werk Heidelberg des 
maroden Landmaschinenkonzerns In­
ternational Harvester (IH). Das Werk 
beinhaltet die Produktion von Radla­
dern, Fertigung von Blechteilen für 
die Traktorproduktion in Neuss und 
das Ersatzteilzentrallager (EZL) zur 
Betreuung der IH- und Dresser-Kun- 
den im europäischen, afrikanischen 
und asiatischen Raum. Die Bilanzen 
weisen, trotz enormer Gewinne im Er­
satzteilgeschäft, kräftige Verluste 
aus, zuletzt runde 19 Mio. DM für das 
Geschäftsjahr 1984/85. Gewerbeer­
tragsteuer ist also nicht zu zahlen, 
und bei der Festlegung des Gewerbe­
kapitals kann ein Teil der Verbindlich­
keiten bei der Dresser-Finanzierungs- 
holding in Anrechnung gebracht wer­
den.

Die Geschäftsleitung will die Ver­
lustsituation bereinigen, indem das 
Landmaschinen-EZL an den IH-Nach- 
folger Case zurückverkauft, die 
Blechfertigung aufgegeben, ein wei­
terer Teil des Geländes verkauft und 
98 Beschäftigte entlassen werden.

Hier tritt Zundel, gerufen von IGM 
und Kapitalisten, auf und sagt zwecks 
"Rettung der Arbeitsplätze" folgen­
des zu: Die Stadt nimmt ihr Vorkaufs­
recht auf das überschüssige Gelände 
wahr und baut über dieses Gelände ei­
ne neue Zufahrtstraße zum EZL, so­
bald Case sich in Heidelberg nieder­
läßt und diese übernimmt. Ergebnis: 
Dresser macht einen guten Schnitt bei 
EZL und Gelände, Case bekommt eine 
Straße und die Stadt einen Gewetbe- 
ertragsteuerzahler mehr sowie im 
Falle Dresser die Aussicht, daß dieser 
bald wird zahlen können. Keine Kündi­
gung wurde aufgrund dieser Aktion 
zurückgenommen.

Im zweiten Beispiel unterstützte er 
die Echlin-Kapitalisten dabei, dem 
Betriebsrat der im letzten Jahr von 
Echlin aufgekauften Graubremse ei-

März 85: Graubremse-"Meinungsum- 
f rage wird vor dem Tor verbrannt

nen "Interessenausgleich" abzupres­
sen, der die Schließung des Hocken­
heimer Zweigwerks, Abbau von weite­
ren 60 auf 430 Beschäftigte sowie 
Verlagerung eines Teils der Produk­
tion beinhaltet. Dem Betriebsrat, der 
zunächst von einem Bluff der Ge­
schäftsleitung ausgegangen war, hat­
te Zundel mitgeteilt, er kenne den Be­
schluß des Echlin-Aufsichtsrats, wo­
nach die Graubremse geschlossen 
werde, wenn der Betriebsrat den In­
teressenausgleich nicht eingehe, man 
habe also keine andere Wahl als zuzu­
stimmen. Echlin kann seine Geschäfte 
nun profitlich betreiben, ein Steuer­
zahler bleibt der Stadt erhalten, und 
dem Betriebsrat einer kampfstarken 
Belegschaft wurde ein erneuter 
Schlag versetzt. — (has)

Berufsbildung
Initiativen für ein

Landesgesetz

Braunschweig. Im Frühjahr 85 sam­
meln DKP und SDAJ in Braunschweig 
Unterschriften zur Unterstützung ei­
nes Bürgerantrags in einem Bezirks­
rat, der erstens die Stadt auffordern 
soll, eine überbetriebliche Ausbil­
dungsstätte einzurichten, und sich 
zweitens gegenüber Stadt, Land und 
Bund für ein Lehrstellengesetz aus­
sprechen soll. In ihrer zum i.Mai ver­
teilten Zeitung fordern auch die SJD— 
Die Falken "als Sofortmaßnahme im 
Kampf gegen die steigende Jugendar­
beitslosigkeit die Schaffung eines 
Landesberufsbildungsgesetzes in allen 
Bundesländern, solange keine Bundes­
regelung dafür zustande kommt." En­
de Mai stellen die GRÜNEN ihren 
Landtagsantrag vor— im wesentlichen 
identisch mit einem Entwurf des 
DGB-Landesbezirksvorstands Nie- 
dersachsen/Bremen von 1983, der be­
reits in Bremen und Hamburg in den 
Landesparlamenten eingebracht wor­
den war, aber immer nur von der Frak­
tion der GRÜNEN bzw. der GAL un­
terstützt worden war. Gleichzeitig 

beginnt die GEW-Fachgruppe Er­
wachsenenbildung auf Landesebene 
eine Unterschriftensammlung unter 
einen Aufruf "Ausbildung statt Aufbe­
wahrung", der ebenfalls die Forderung 
nach einem Landesberufsbildungsge­
setz unterstüzen soll.

Allen Initiativen gemeinsam sind 
die Forderungen nach Umlagefinan­
zierung durch die Kapitalisten, nach 
Schaffung zusätzlicher außerbetrieb­
licher Ausbildungsstätten, nach Ver­
pflichtung der Landesregierung bzw. 
neu zu schaffener Kommissionen zur 
Erstellung von Landesberufsbildungs­
bericht und -plan. GRÜNE, DKP und 
Falken fordern darüberhinaus Melde­
pflicht der Betriebe. Eine Schwäche 
ihrer Initiativen ist, daß sie keinerlei 
Mindestbedingungen der Ausbildung 
fordern, obgleich sie in den verschie­
denen Auseinandersetzungen gerade 
hier die Vorstöße der Albrecht-Regie­
rung kennengelernt haben. Unterstüt­
zenswert ist in dieser Hinsicht der 
Aufruf der GEW, der u.a. mindestens 
dreijährige Lehrzeit, einheitlichen 
Status der Auszubildenden in allen 
Ausbildungsstätten und Abschaffung 
von Stufenausbildung und Berufsvor­
bereitungsjahr (BVJ) fordert.

Die SPD scheint nicht willens, sol­
che Vorstöße zu unterstützen. Bereits 
in Bremen und Hamburg hatte sie ge­
jammert, besonders die Umlagefinan­
zierung könne man den Kapitalisten 
nicht zumuten, das müsse sie in ande­
re Bundesländer vergraulen, solange 
keine Bundesregelung getroffen sei. 
Die CDU-Landesregierung lehnte zu­
letzt im Mai alle derartigen Forderun­
gen kategorisch ab; stattdessen lobte 
sie die Praxisnähe der betrieblichen 
Ausbildung besonders wegen der "Ent­
wicklung von allgemeinen Berufs-und 
Arbeitstugenden" und fordert zu Zu­
rückstellung eventueller tarifpoliti­
scher Interessen auf. Praktisch be­
treibt sie den Ausbau des "Ausbil­
dungsprogramms Niedersachsen", das 
die Auszubildenden dem Schülerstatus 
unterwirft.— (ank)

"Niedersachsen vorn": Auszubildende 
im Schülerstatus
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Technische Hochschule Aachen

"Wer hier durchfällt, ist für den
Ingenieurberuf nicht geeignet"

40000 Studenten werden an der TH 
Aachen ausgebildet. Das entspricht 
etwa der Anzahl der Arbeiter des 
Krupp-Konzerns. Für die meisten die­
ser 40000 sind sechzig Wochenstunden 
Arbeitszeit die Regel, ihr Einkommen 
liegt zwischen 500 DM und 1000 DM 
im Monat, und mindestens ein Drittel 
derjenigen, die eine solche Ausbildung 
beginnen, werden sie in den ersten 
Jahren abbrechen.

Aachen ist eine Hochburg für die 
Ausbildung künftiger Ingenieure der 
Fachrichtungen Maschinenbau und 
Elektrotechnik, außerdem werden 
Hüttenkunde und Bauingenieurwesen 
gelehrt. Diese technischen Fakultäten 
beherrschen die TH eindeutig, 45% al­
ler Studenten studieren hier. Andere 
Bereiche spielen eine untergeordnete 
Rolle— Naturwissenschaften studie­
ren 18%, Geisteswissenschaften (vor 
allem Lehrerausbildung) 16%, Wirt­
schafts- und Sozialwissenschaften 
11% und Medizin 8%.

Sechzig Wochenarbeitsstunden sind 
für Anfangssemester eher noch nied­
rig gegriffen. “Laut Studienplan ma­
chen die Vorlesungen und Übungen 26 
Wochenstunden aus", berichtet W., 
Maschinenbaustudent im achten Se­
mester. "Die habe ich im ersten Seme­
ster auch gemacht, aber das ist soviel, 
daß kein Mensch inhaltlich mitkommt. 
Laut Stundenplan liegen zwischen ein­
zelnen Vorlesungen freie Stunden, die 
man selten sinnvoll nutzen kann. Zwi­
schen morgens 8.00 Uhr oder 9.00 Uhr 
und 16.00 Ühr hat man also in der Uni 
zu tun."

Danach, so W., geht die Arbeit aber 
weiter: Denn zu Hause müsse man die 
Vorlesungen bzw. Übungen vor- bzw. 
nachbereiten, um überhaupt etwas zu 
verstehen. Dazu brauche man zwi­
schen 20 und 30 Stunden.

Maschinenbaustudenten haben ins­
gesamt 16 Fächer im sogenannten 
Grundstudium, das zum Vordiplom 
führt (danach folgt das Hauptstudium 
zum Diplom, in dem sich die Studen­
ten auf einzelne Fächer spezialisie­
ren, z.B. KfZ-Wesen oder Verfahrens­
technik). Diese 16 Fächer werden aber 
nicht alle gleichzeitig studiert, sie 
wechseln von Semester zu Semester. 
Laut Studienplan soll ein Student im 
zweiten Semester zum Beispiel wö­
chentlich vier Stunden Physik-Vorle­
sungen und Übungen besuchen, zwei 
Stunden Betriebsorganisation, fünf 
Stunden Mathematik, vier Stunden 
Werkzeugkunde, fünf Stunden Festig­
keitslehre und vier Stunden Maschi­
nenzeichnen.

'‘Für die meisten Studenten besteht 
das Hauptproblem darin, überhaupt 
mitzukommen", sagt W. "Wir müssen 

eine ungeheure Menge Stoff lernen. 
Dazu kommt, daß die meisten Profes­
soren sehr schlechte Lehrer und ihre 
teuren Lehrbücher auch sehr schlecht 
sind."

Dieser Stoff besteht aus­
schließlich aus Theorie. Bis auf 
elf Wochen Praktikum haben die Stu­
denten im Grundstudium keinerlei Be­
rührung mit der praktischen An­
wendung dessen, was sie lernen.

Hohe Durchfa 11 zah1en
Ein solches Pensum können die Pro­
fessoren nur mit brutalem Druck in 
die Studentenköpfe prügeln. Haupt­
druckmittel sind die schriftlichen 
Prüfungen, von denen der Student 
neun im Verlauf des Grundstudiums 

Die TH Aachen ist führend beteiligt an der Entwicklung neuer Rationalisie­
rungsmittel.

bestehen muß— von Chemie über Ma­
thematik, Werkstoffkunde bis Ther­
modynamik. Zum Beispiel Physik: 
"Die Studenten bekommen einen Zet­
tel mit zwölf Aufgaben, die sich auf 
den Lehrstoff von zwei Semestern be­
ziehen, und müssen die in drei Stunden 
lösen. Dann geben sie ab und erfahren 
zwei Wochen danach oder noch später 
an einem Aushang, ob sie bestanden 
haben. Über die Arbeit mit einem As­
sistenten zu sprechen, ist fast unmög­
lich."

Die Professoren benutzen Fächer 
wie Mathematik gezielt als Mittel der 
Aussiebung. Bei den Mathematik-Prü­
fungen im Frühjahr 1984 und 1985 fie­
len jeweils 70% der Teilnehmer durch. 
Mathematik-Professor Erwe sagte auf 
einer Podiumsdiskussion der Fach­
schaft zynisch, wer den Stoff nicht 
beherrsche, sei eben für das Inge­
nieurstudium nicht geeignet.

Die Zahl der Studenten, die aufge­
ben, wird von der Hochschule nicht 

bekanntgegeben. W. schätzt, daß aus 
seinem Bekanntenkreis etwa ein Drit­
tel aufgehört haben.

Schon vor dem eigentlichen Studium 
wird angesichts steigender Studenten­
zahlen gesiebt. Von 600 Anfängern im 
Schnitt stieg die Zahl 1982 auf 1300 
an. Die Hochschule führte einen in­
ternen Numerus Clausus ein, mit dem 
die Anfängerzahl auf 1050 beschränkt 
wurde. Inzwischen hat die Zentral­
stelle für die Vergabe von Studien­
plätzen diesen NC übernommen.

Kaum noch BAFöG
Noch gibt es keine Regelstudienzeit. 
Theoretisch könnte sich ein Student 
viel Zeit lassen— aber nur, wenn er 
reich ist. Doch die meisten leben von 

niedrigen Zahlungen der Eltern oder 
eigener Arbeit. Weniger als ein Vier­
tel der Studenten erhalten BAFöG- 
Darlehen. Wer nach dem vierten Se­
mester nicht mindestens fünf der neun 
Prüfungen bestanden hat, kriegt kein 
BAFöG mehr. "Ich hatte erst 4, des-, 
halb wurden die 698 DM BAFöG ge­
strichen." Besteht W. jetzt alle noch 
ausstehenden Vordiplom-Prüf ungen, 
darf er neu beantragen und bekommt 
eventuell weiter Geld als Darlehen — 
längstens bis zur Höchstförderungs­
dauer von zehn Studien-Semestern. 
Die Durchschnitts-Studiendauer für 
Maschinenbau in Aachen beträgt 14,5 
Semester.

W. überlebt mit Hilfe seiner Fami­
lie, die (unter Schwierigkeiten) 450 
DM im Monat zahlt. Außerdem bringt 
ein Elf-Stunden-Job als studentische 
Hilfskraft 554 DM im Monat ein, so 
daß ein Gesamt-Monatseinkommen 
von etwa 1000 DM zur Verfügung 
steht. Das liegt, sagt W., über dem
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Durchschnitt und bedeutet Verzöge­
rung im Studium, weil er diese elf 
Stunden aufbringen muß.

Die Professoren erfahren wenig Wi­
derstand. Die Fachschaft Maschinen­
bau wird vom Sozialliberalen Hoch­
schulverband gestellt, einer rechten 
Gruppe, die vor allem "Verständigung" 
predigt ("Großartige Aktionen wie 
Demonstrationen, Streik etc. können 
sehr leicht nach hinten losgehen"). 
Fortschrittliche Studenten sammeln 
sich in der "Maschinenbauerinitiati­
ve", die aber nur um die 20% der Stim­
men bei Fachschaftswahlen erhält. 
Die Haltung der Fachschaft spiegelt 
die vieler Studenten wieder: Sich 
durchschlagen, versuchen, mit dem 
Professor "zu reden", ansonsten sich 
fügen.

Dafür lassen sich mehrere Gründe 
finden. Das Studium ist vorüberge­
hend, ein Ende ist in Sicht— aber dann 
winkt ein gutbezahlter Posten. Und 
hohe Durchfallquoten erhöhen den 
Marktwert, glauben allen Ernstes vie­
le Studenten. "Es gibt den Dünkel, daß 
bei hohen Durchfallquoten eben nur 
die Besten übrigbleiben. Gerade unter 

den Maschinenbauern fühlen sich viele 
als künftige technische Elite." Wen es 
erwischt hat, der war halt zu dumm.

So liefert die TH Aachen den Kapi­
talisten nicht nur fachlich, sondern 
auch ideologisch passend zugerichte­
tes Personal. Aber sie liefert noch 
mehr. Die TH hat große Bedeutung für 
die Entwicklung von Maschinen und 
Verfahren. Hier befindet sich das 
WZL (Werkzeugmaschinen-Laborato- 
rium), ein Zusammenschluß von vier 
Hochschulinstituten mit dem einzigen 
Ziel, neue Produktionstechniken zu 
entwickeln. Das WZL ist das größte 
Hochschulinstitut auf diesem Gebiet 
in Europa.
Beziehungen zum Kapital 

Die Beziehungen zum Kapital sind 
vertrauensvoll. Firmenvertreter (z.B. 
von Ford, Daimler-Benz, BASF usw.) 
halten regelmäßig vor Institutsange­
hörigen Vorträge. Für einzelne Kon­
zerne entwickeln die Institute Ma­
schinen, Schaltungen und Verfahren.

Die TH ist auch historisch ein direk­
tes Produkt des Kapitals. Mit einer 
zweckgebunden Stiftung von 5000 

Thalern an den preußischen Kronprin­
zen Friedrich regte die Aachener und 
Münchener Feuerversicherung 1858 
die Gründung der Hochschule an, die 
schließlich 1870 eröffnet wurde.

In Zukunft werden sich die Studien­
bedingungen noch erheblich verschär­
fen. Eine neue Diplomprüfungsord­
nung soll zum Wintersemester 1986/ 
87 in Kraft treten. Danach wird das 
Grundstudium in drei Blöcke geteilt, 
und erst dann, wenn alle Prüfungen 
des ersten Blocks bestanden sind, wird 
man zu den Prüfungen des nächsten 
Blocks zugelassen. Eine nichtbestan­
dene Prüfung kostet so mindestens ein 
Semester, auch das BAFög verliert 
man leichter. Außerdem werden zu­
sätzliche Prüfungen in Statik, Festig­
keitslehre und Strömungslehre ver­
langt. Die Studenten lehnen die neue 
Diplomprüfungsordnung ab, auch die 
Fachschaft hat sich dagegen ausge­
sprochen.
Quellenhinweis: Jahresberichte
RWTH Aachen 1982 bis 1984, Aache­
ner Studentenzeitung, Erstsemester­
info und Flugblätter Fachschaft Ma­
schinenbau — (vow, hef)

Wie die Professoren das 
Studentensieb schütteln

Für die Professorenschaft sind Inge­
nieure Angehörige einer leitenden 
technischen Elite, zu der man nicht 
per eigener Entscheidung kommt, 
sondern zu der man geboren bzw. be­
rufen sein muß. Wenn vorher 500 
Leute in der Vorlesung waren und 
dann plötzlich 1000, so muß dieser 
"Uberschuß" eben herausgeprüft 
werden. Folgerichtig werden die 
Gelder für den Lehr- und Übungsbe­
trieb nicht nur nicht erhöht, sondern 
gekürzt, steigen die Durchfallquoten 
sowohl absolut wie auch prozentual 
an.

Darstellen läßt sich dieser Mecha­
nismus der Aussiebung gut am Bei­
spiel des Faches Mathematik. Bei 
Kenntnis der jeweiligen Naturge­
setze lassen sich mit Hilfe der Ma­
thematik komplizierte physikalische 
Vorgänge im voraus berechnen und 
so für den Menschen nutzbar ma­
chen. Man sieht: für einen Ingenieur 
ein recht wichtiges Fach.

Für die Professoren in Aachen ist 
es auch aus anderen Gründen wich­
tig. Nämlich als Instrument der Aus­
siebung. Das funktioniert so: In einer 
Vorlesung sitzen 500 bis 1000 Stu­
denten im Hörsaal. Der Professor, in 
der sicheren Erwartung, daß unge­
fähr 50% der Zuhörer bei seiner Prü­
fung sowieso duchfallen, kommt in 
den Hörsaal und erklärt, daß er we­
gen der Abstraktheit des Stoffes kei­
ne Anwendungsbeispiele geben kann. 
Außerdem sei die verfügbare Zeit 
sowieso zu knapp, um mit dem Stoff 
durchzukommen, weshalb er hiermit 

die Pause streiche. Er liest also zwei 
Stunden ohne Unterbrechung. Je nach 
Tagesform ist das "Vorlesen" wörtlich 
zu nehmen, aber nicht umsonst hat er 
auf sein im Fachhandel für 24,- DM 
erhältliches Buch hingewiesen. Da die 
Vorlesung über drei Semester geht, 
gibt es selbstverständlich auch drei 
Bücher.

Nachdem die Studenten gemerkt 
haben, daß sie aus dem Buch auch 
nichts lernen können, sind sie auf die 
Übungsveranstaltungen angewiesen. 
Obwohl sich aus den vier Vorlesungs­
stunden pro Woche eine Menge Aufga­
benmöglichkeiten ergeben, die auch 
alle in der Prüfung abgefragt werden

Volle Hörsäle

können, gibt es nur zwei Übungsstun­
den pro Woche. Hier rechnet ein As­
sistent vor mindestens 50 Studenten 
typische Aufgaben vor. Weil dieser 
Mensch aber auch dauernd über Zeit­
mangel klagt und ein horrendes Tem­
po vorlegt, bekommt der Student 
zwar viel Information, braucht aber 
auch viel Zeit zum Nacharbeiten und 
Verstehen. Das Dumme ist nur, daß 
er trotz aller Mühe diese Zeit kaum 
hat, weil er diverse andere Übungen 
und Zeichnungen und ähnliches fer­
tigstellen muß. Das Ergebnis ist, daß 
man im Stoff immer weniger mit­
kommt. In den anderen acht Fä­
chern, in denen Prüfungen abgelegt 
werden müssen, ist es ähnlich. So 
geht das ein, zwei oder drei Seme­
ster. Dann kommt die Prüfung, die 
als Vordiplomprüfung gilt.

Mit dieser Methode erreichen die 
Professoren vielerlei: Als erstes eine 
Vereinzelung beim Lernen. Zweitens 
fühlen sich die, die nicht mitkom­
men, unfähig und dumm. Und drit­
tens sollen sich diejenigen, die sich 
trotz hoher Durchfallquoten durch­
gekämpft haben, als etwas Besonde­
res fühlen. Als Angehörige einer 
technischen Elite, die dazu auch 
noch entsprechend gut bezahlt 
wird.

Bezüglich der hohen Durchfallquo­
ten äußern die Professoren mehr 
oder weniger offen ihre Überzeu­
gung, daß die Mehrheit der Studen­
ten eben unfähig ist und einfach 
nicht an die Hochschule gehört. Auf 
recht böswillige Art vollstrecken sie 
den "Leistungsgedanken" an der Stu­
dentenschaft und verleugnen neben­
bei ihre Unfähigkeit zum Lehren.
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Streik für einen 
Haustarif

Köln. Seit dem 22.11. 
streiken bei der Bildträger­
firma Bremer und Co. in 
Grevenbroich die in der Pro­
duktion Beschäftigten, 85% 
der ljoköpfigen Beleg­
schaft. Sie fordern einen 
Werkvertrag über tarifliche 
Festlegungen, die der Kapi­
talist bisher verweigert: ta­
rifliche Festlegung der 
Stundenlöhne, eines zusätz­
lichen Urlaubsgeldes, des 
Weihnachtsgeldes und ver­
mögenswirksamer Leistun­
gen. Die Gewerkschaft Holz 
und Kunststoff trägt diesen 
Streik. Für ihre Forderun­
gen führten die Streikenden 
eine Demonstration durch. 
- (gba)

Personalkostenanteil 
sinkt

Heidelberg. Zum Auftakt 
der Haushaltsberatungen 
für das Jahr 1986 lag dem 
Gemeinderat der Rechen­
schaftsbericht 1984 vor. 
Zwei Entwicklungen der 
Kommunalpolitik zeichnen 
sich ab: zum einen eine stei­
gende Abführung vom Ver­
waltungshaushalt an den 
Vermögenshaushalt zur 
Wirtschaftsförderung (63 
Mio. DM insgesamt, 20 Mio. 
über dem Haushaltsansatz) 
und zum anderen ein sinken­
der Personalkostenanteil, 
gemessen am Verwaltungs-

Chile. Seit dem 30.10.85 streiken 10000 Hafenarbeiter. 
Die Kapitalisten haben den Lohn weit unter das Existenz­
minimum drücken können, denn für einen Hafen mit 6000 
Arbeitsplätzen hat die Regierung an 25000 Ausweise aus­
geteilt, die zur Arbeit berechtigen. Die Streikenden for­
dern, daß die Arbeitsvermittlung durch die Gewerkschaf­
ten durchgeführt wird, eine Lohnerhöhung von 1500 auf 
4000 Pesos pro Schicht, die Bildung von Kommissionen für 
die Überprüfung der Arbeitsverteilung und für Arbeitssi­
cherheit. Bild: Auf der Kundgebung gegen das Pinochet- 
Regime am 21.11. in Santiago. Eine Forderung auf dem 
Schild: "Eine würdige Arbeit für unsere Väter". — (gba)

Köln. Über 5000 Schüler 
aus Pflegeberufen und Be­
schäftigte im ÖD demon­
strierten am 14.12. gegen 
die Absenkung der Ausbil­
dungsvergütungen. Auf 
zahlreichen Transparenten 
wurden die Profite der 
Pharma- sowie die Ausga­
ben für die Rüstungsindu­
strie angegriffen. Haupt­
redner H. Schmidt, gHV- 
Mitglied, erklärte, daß die 
Taktik des Dienstherrn, je­
weils in Teilbereichen Lohn­
senkungen durchzudrücken, 
in der Tarifauseinanderset­
zung zurückgeschlagen wer­
den muß. — (frw) 

haushalt. Er betrug 26,5 
Prozent, obwohl ein Stellen­
ausbau von 13 Prozent im 
gehobenen Beamtenbereich 
stattgefunden hat und noch 
2,3 Mio. DM an variablen 
Lohngeldern für Arbeitsbe­
schaffungsmaßnahmen ent­
halten sind. Vergleichbare 
Städte wie Freiburg haben 
einen Personalkostenanteil, 
von 30,80 und Mannheim von 
32,63 Prozent. Nur Pforz­
heim erreichte 26,06 Pro­
zent Personalkostenanteil,! 
und der dortige Oberbürger­
meister erhielt für die Ra­
tionalisierung und Privati­
sierung kommunaler Dienst­
leistungen den "Privati­
sierungspreis" von den 
Deutschen Wirtschafts­
junioren 1985 verliehen. 
- (irs)

38,5-Stunden-Woche 
im Groß-/Einzelhandel 
Frankfurt. Seit Novem­
ber 1984 verhandelt die HBV 
in Hessen über Lohn- und 
Manteltarife. Bei der 
Schlichtung am 7.12.85 ka­
men Lohn- und Gehaltserhö­
hungen von 3% (ab März *85 
rückwirkend) heraus, ab Ok­
tober '86 ist die 38,5-Stun­
den-Woche gültig. Besserer 
Kündigungsschutz für ge­
werbliche Beschäftigte ab 
dem 25. Lebensjahr und Ver­
besserungen bei Zuschlägen 
für Mehr- und Nachtarbeit 
wurden erreicht; weiter die 
Verpflichtung zur Schrift­
form bei Aufhebungsverträ­
gen und die Zusage, daß kei­
ner wegen Teilnahme an 
Warnstreiks benachteiligt 
werden kann. — (rst)

Verlängerter Laden­
schluß beschlossen

Hannover. Nachdem der 
niedersächsische Minister­
präsident Albrecht (CDU) 
im Bundesrat gegen seine 
Wirtschaftsministerin den 
Vorstoß der CDU-Länder 
für verlängerte Laden­
schlußzeiten zu Fall ge­
bracht hat, ist jetzt in sei­
ner eigenen Landeshaupt­
stadt eine Entscheidung zu­
gunsten verlängerter Öff­
nungszeiten während der 
Messen gefallen. Geholfen 
hat die SPD, deren Vertre­
ter bei der entscheidenden 
Abstimmung im Ausschuß 
fehlte. Die HBV hatte in den 
seit langem laufenden Aus­
einandersetzungen ver­
schiedene Aktionen durch­
geführt. In kurzer Zeit wur­
den 2 500 Unterschriften 
gesammelt, eine Podiums­
diskussion mit Vertretern 
der Ratsparteien wurde 
durchgeführt, Kundgebun­

gen fanden statt, zur Rats­
sitzung wurde ein Auto- 
Corso organisiert, Beschäf­
tigte in weißen Kitteln nah­
men an der Sitzung teil und 
entrollten ein Transparent 
mit der Aufschrift "Hände 
weg vom Ladenschluß".
- (kai)

Klage der IHK- 
Azubis abgewiesen!

Dortmund. In dem Prozeß 
der acht Chemielaboranten 
gegen die IHK- Ausbildungs­
GmbH auf angemessene 
Vergütung wurde in einem 
Verfahren vor dem Landes­
arbeitsgericht Hamm wie 
folgt entschieden: Außer­
betriebliche Ausbildungs­
gesellschaften, die mit Mit­
teln aus staatlichen Sonder­
programmen Jugendlichen 
eine berufliche Ausbildung 
ermöglichen, brauchen sich 
nicht an Tarifverträge zu 
halten. Die von diesen 
GmbHs betreuten Azubis 
können weit geringer ent­
lohnt werden als andere 
Lehrlinge, auch wenn dies 
zu krassen Einkommensun­
terschieden führt. (WAZ 
vom 13.12.85) — (wer)

IGM Stuttgart: 7,5% 
mind. auf Ecklohn

Stuttgart. Auf der Ver­
treterversammlung der IGM 
Stuttgart, mit 113000 Mit­
gliedern größte Verwal­
tungsstelle, berichtete der 
erste Bevollmächtigte
Zwickel über die Beschluß­
fassung in der Ortsverwal­
tung zur Lohnforderung: 
Man trete für 7,5%, minde­
stens aber 7,5% auf den Eck­
lohn ein. Dieser Mindestbe­
trag entspricht einem tarif­
lich abgesicherten Festbe­
trag von 175 DM bei monat­
lich durchschnittlich 173,9 
Arbeitsstunden. — (ros)
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Gesundheitspolitik des Westberliner Senats

Senkung der Lohnnebenkosten als Ziel 
Bettenabbau als Mittel

Westberlin. Am 17. Dezember wurde abschließend der 
neue Bettenbedarfsplan, besser Bettenstreichungsplan ge­
nannt, im Abgeordnetenhaus behandelt. Trotz massiver 
Proteste seitens der Gewerkschaft ÖTV, der SPD, der Al­
ternativen Liste sowie auch Ablehnung in den Reihen von 
CDU und FDP selbst hat Senator Fink daran festgehalten, 
bis 1992 rund 2500 Betten im Akutbereich abzubauen. Mit 
einem Schlag sollen 900 Betten durch die Schließung des 
Universitätsklinikums Charlottenburg gestrichen werden; 
das Rudolf-Virchow-Krankenhaus im Wedding soll dann 
Universitätsklinikum werden— ohne entsprechenden Bet- 
tenzuwächs. Das Krankenhaus Britz soll ganz geschlossen 
werden, das Behring-Krankenhaus privatisiert werden. Das 
Krankenhaus Jungfernheide und das Rittberg-Krankenhaus 
sollen in die leeren Räume des Klinikums Charlottenburg 
.einziehen; das Lazarus-Krankenhaus und das Paul-Ger- 
hard-Stift in die vor kurzem durch Umzug ins Humboldt- 
Krankenhaus frei gewordenen Räume des Krankenhauses 
Moabit— natürlich immer unter Verringerung der Betten­
zahlen. Alle Einzelmaßnahmen des Senats aufzählen zu 
wollen, würde diese Seite nicht ausreichen.

Tendenz ist aber ganz eindeutig, die städtischen Betten 
bzw. Krankenhäuser zugunsten der kirchlichen und ge­
meinnützigen zu schließen oder umzuwandeln. Schon jetzt 
existieren Situationen, wo verschiedene Träger unter ei­
nem Dach arbeiten wie z.B. im Krankenhaus Moabit, wo 
neben dem Rest des städtischen Krankenhauses sich noch 
die Diakonie und ein privater Träger eingenistet haben.

Senat und Krankenkassen führen als Grund für den Bet­
tenabbau die sogenannte Kostenexplosion im Kranken­
hausbereich an. Ganz offen wird gesagt, daß die Lohnne­
benkosten zu hpch seien (AOK-Satz: 13,2%). In dieser Si­
tuation ist die ÖTV die einzige Organisation, die in ihren 
Publikationen wenigstens andeutet, wer die "Kostenexplo­
sion" zu verantworten hat, wenn sie auf den schlechten Ge­
sundheitszustand der Bevölkerung und auf die Tatsache, 
daß es hier überdurchschnittlich viele Einzelhaushalte 
gibt, hinweist. Tatsächlich gibt es in Westberlin eine 
durchschnittlich höhere Belegung der unteren Lohngrup­
pen, vor allem in der Elektroindustrie (Siemens, AEG, Os­
ram), was zumeist gleichzeitige Akkord-, Nacht- und 
Schichtarbeit bedeutet. Die ÖTV ist auch die einzige, die 
eindeutig jeden Bettenabbau ablehnt, während die Alter­
native Liste nur solange dagegen ist, wie nicht genügend 
Sozialstationen und ambulante Hauskrankenpflege gebo­
ten werden. Hier kommt sie dem Gesundheitssenator ent­
gegen, der schon 1982 seinen Grundsatz so formulierte: 
"Soviel ambulant wie möglich, so viel stationär wie nötig." 
Die SPD lehnt zwar die Schließung des Klinikums Charlot­
tenburg ab, ist aber nicht gegen Bettenabbau überhaupt. 
Um die Front gegen die Schließungen zu schwächen, hat 
der Senat begonnen, mit der SPD zu verhandeln.

Seit Bekanntwerden der Pläne des Gesundheitssenators, 
vor allem seit den konkreten Plänen zur Schließung des 
Klinikums Charlottenburg, haben sich die Beschäftigten 
mit Unterstützung der ÖTV dagegen gewehrt. Im Novem­
ber berichtete die bürgerliche Presse täglich über die Aus­
einandersetzungen in den Krankenhäusern, über Warn­
streiks, Go-Ins bei Stadträten und im Rathaus Schöneberg. 
Es fanden Demonstrationen, Kundgebungen und Infostände 
statt. Der Senat fühlt sich jedoch stark genug. Deshalb hat 
die OTV den Senat aufgefordert, in Verhandlungen über ei­
nen Schutztarifvertrag mit ihr zu treten.

Aus der Presseerklärung der OTV

Die Gewerkschaft ÖTV Berlin wendet sich gegen die Be­
hauptung, in Berlin gäbe es zuviel Krankenhausbetten.

In Berlin ist der Krankenstand der Arbeitnehmer seit 
Jahren höher als in allen vergleichbaren Ballungsräumen 
des Bundesgebietes. Er lag 1984 bei durchschnittlich 7 Pro­
zent, in Hamburg bei 6 Prozent. Darüberhinaus ist die Al­
tersstruktur der Gesamtbevölkerung in Berlin stärker zu 
den jungen und alten Menschen hin verschoben. 52,3 Pro­
zent der Berliner Haushalte sind Ein-Personen-Haushalte 
(Bundesdurchschnitt 31,3 Prozent). Zu berücksichtigen ist 
auch, daß in Berlin das im Bundesgebiet übliche Auswei­
chen auf Krankenhausbetten des Umfeldes nicht möglich 
ist. Die Folge ist ein extrem hoher Auslastungsgrad von 
durchschnittlich 88 Prozent im Akutbereich der Berliner 
Krankenhäuser (Bundesdurchschnitt 78 Prozent)__

Mit dem Bettenabbau ist ein Abbau von Planstellen ver­
bunden. Zwischen 1981 und 1984 wurden mit dem Abbau 
von 800 Akutbetten über 2000 Arbeitsplätze in den städti­
schen Krankenhäusern vernichtet. Für die Jahre bis 1990 
plant der Senat von Berlin mit der Zurücknahme von über 
2500 Betten einen Planstellenabbau von über 7000 Stel­
len.

Wie die aktuellen Verlagerungspläne des Klinikums 
Charlottenburg zeigen, soll der Arbeitsplatzabbau in Zu­
kunft vorrangig in qualitativ hochrangigen Bereichen der 
städtischen Krankenhäuser durchgeführt werden. Damit 
sind Arbeitsplätze in jenen Krankenhäusern betroffen,

— die den Rechten und Pflichten nach dem Landespersonal­
vertretungsgesetz unterliegen,

— deren Einkommensstruktur tariflich abgesichert und
— an denen gewerkschaftliche Betreuung möglich ist...

Presseerklärung der Alternativen Liste

Wir können einen weiteren Bettenabbau auch deshalb nur 
verurteilen, weil der stationäre Bereich durch die vorhan­
denen Sozialstationen nicht entlastet wird, das Netz am­
bulanter Betreuungsdienste überhaupt.nicht ausreicht...

Der finanzielle Aufwand für Sozialstationen steht in kei­
nem Verhältnis zu den Ausgaben im Arzneimittelsektor; 
die durch Bettenstreichung freiwerdenden Gelder werden 
nicht annähernd zum Ausbau des Sozialstationen-Netzes 
verwendet. Hier verkommt der Gesundheitssenator zum 
Sparsenator!...

Verursacht wird die Kostenexplosion im Gesundheitswe­
sen hauptsächlich durch die zügellosen Praktiken der Phar­
maindustrie, überhöhte Ärzteeinkommen und die von öf­
fentlicher Hand völlig vernachlässigte Gesundheitsvorsor­
ge...

Solange keine ausreichende ambulante Krankenversor­
gung unter psycho-sozialen und medizinischen Gesichts­
punkten sichergestellt ist, wenden wir uns gegen jede wei­
tere Bettenstreichung!...

Erst die ambulante Versorgung aufbauen, dann verant­
wortungsvoll Betten abbauen!

Aus dem SPD-Beschluß auf dem 
L a n d e s p a r t e i t a g vom 16.11.85

Die Berliner SPD lehnt jede Privatisierung oder Teilpriva­
tisierung von Krankenhäusern ab.

Die SPD fordert die Erhaltung des Universitätsklinikums 
Charlottenburg am gegenwärtigen Standort, die Weiter­
führung der geplanten Um- und Ausbaumaßnahmen und die 
Erhaltung der Arbeitsplätze im Klinikum Charlottenburg 
und am Rudolf-Virchow-Krankenhaus ...

Die SPD fordert den Senat auf, keine weiteren Bettenre­
duzierungen, Verlagerungen oder Zusammenlegungen von 
Krankenhäusern oder Krankenhausabteilungen vorzuneh­
men, bevor ein fortgeschriebener Bettenbedarfsplan vor­
gelegt, öffentlich und in den vorgesehenen Gremien erör­
tert und vom Abgeordnetenhaus abschließend beraten und 
gebilligt worden ist...

Eine weitere Verlagerung von Pflegekapazitäten auf die 
häusliche Krankenpflege ist nur bei einer Verbesserung der 
finanziellen und personellen Ausstattung der Sozialstatio­
nenzurechtfertigen. — (har)
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Antifaschistischer Kampf

Bücher über den Widerstand 
in Konzentrationslagern

Widerstand und 
Disziplin

Ein zeitgenössischer Kriti­
ker ruft Bruno Apitz, der 
selbst im KZ Buchenwald 
war, zu: "Die Gestalten, die 
Du schufst, werden im Ge­
dächtnis all derer bleiben, 
die von ihrem Geist durch­
drungen sind." Dem heuti­
gen Leser ist das 1958 ver­
öffentlichte Buch gerade 
deswegen nicht mehr leicht 
zugänglich. Das dokumenta­
rische Element fehlt fast 
ganz. Das KZ wirkt als Ku­
lisse, die Handlung arbeitet 
an Konflikten wie: Darf, 
kann, soll, ja muß man Ver­
brechen hinnehmen, eventu­
ell sogar Vorschub leisten, 
um den Widerstand, die Per­
spektive der Befreiung nicht 
zu gefährden? Konkret geht 
es um die Mitwirkung bei 
Abtransporten, von denen 
niemand weiß und jedem 
klar ist, daß sie zur Vernich­
tung führen. Der Roman be­
gründet die Mitwirkung der 
Mitglieder des Widerstandes 
an der Lagerselbstverwal­
tung. Verrat ist für ihn Ver­
rat von Tatsachen über den 
Widerstand, dafür läßt er 
nicht einmal die Folter als 
Erklärung gelten. Zweifel 
an der Richtigkeit solcher 
Normen hegt Apitz nicht. 
Ergänzend zum Verstand 
müsse allerdings auch das 
Herz sprechen. Ein Gegen­
satz des revolutionären Kal­
küls zu revolutionärem Füh­
len erscheint als tragische 
Notwendigkeit. (Bruno
Apitz, Nackt unter Wölfen, 
Mitteldeutscher Verlag,
Halle Saale, 560 S.— maf)

Konzentrationslager 
Buchenwald

Ein Buch, das Mut macht, 
auch wenn es von den unsag­
baren Qualen berichtet, de­
nen die über 70000 Häftlin­
ge des KZ Buchenwald aus­
gesetzt waren. Es macht 
Mut, weil die Autoren- fünf 
ehemalige Häftlinge und 
Mitglieder der "Lagerge­
meinschaft Buchenwald/ 
Dora" - sowohl chronolo­
gisch als auch an Einzelbei­
spielen berichten, daß es 
selbst unter den Bedingun­
gen der totalen Vernichtung

möglich war, solidarisch zu 
handeln, Widerstand gegen 
die SS-Schergen zu leisten 
und schließlich sich selber 
am 11. April 1945 zu befrei­
en. Ein wesentliches Mo­
ment zur Ermöglichung des 
Widerstandes war die Er­
kenntnis in die Systematik 
des Grauens: "Sklaven für 
Flick und Krupp, IG-Farben 
und Stinnes, für Hunderte 
deutscher Konzerne waren 
die Schutzhäftlinge ... Zwi­
schen vier und sechs Mark 
zahlte der Konzern, sozusa-

"Der Tag der Befreiung"

gen als Verwaltungsgebühr, 
der SS pro Arbeitstag eines 
Sklaven. Und wenn sie zu 
Tausenden wegstarben— die 
Wehrmacht und die SS be­
sorgten Neue .. ." So rich­
tig, wie die Autoren die 
Greueltaten der SS aus den 
Interessen der Kapitalisten­
klasse erklären, so falsch ist 
es, den Widerstand als Be­
weis dafür anzuführen, "daß 
es ein anderes Deutschland 
gibt, ein besseres Deutsch­
land, ein Deutschland der 
Völkerverständigung und 
der Solidarität". Es war kein 
anderes "Deutschland", was 
in Buchenwald siegreich ge­
gen die Faschisten ge­
kämpft hat, sondern es war 
ein Sieg "der Volksfront, der 
Volksfront-Politik, die 
Kommunisten, Sozialdemo­
kraten, Christen und partei­
lose Antifaschisten ... ver­
einte", wie die Autoren auf 
S. 154 selber schreiben. 
(Carlebach u.a., Buchen­
wald, ein Konzentrationsla­
ger, Röderberg 1984, 15
DM,- rub)

Die Prüfung- 
Leben im KZ

Nach seiner Flucht aus dem 
Konzentrationslager Fuhls­
büttel schreibt Bredel seine 
Erlebnisse in Form der do­
kumentarischen Erzählung 
auf. Sein Roman berichtet 
Ende 1934, übersetzt in 17 
Sprachen, von den Folter- 
und Mordmethoden der Ge­
stapo und SS im ersten Jahr 
der faschistischen Herr­
schaft. Die Schergen ver­
suchen, aus den neu einge­
lieferten Häftlingen Ge­
ständnisse herauszuprügeln. 
Nachts ziehen die verrohten 
Aufseher von Zelle zu Zelle, 
stundenlang hören die Ge­
fangenen die Schreie, bis sie 
selber an die Reihe kom­
men. Quälende Gedanken in 
der Dunkelhaft: Wie geht es 
der Frau? Wirst du noch 
mittun, wenn du hier jemals 
rauskommst? Der Arbeiter 
Kreibel und Thorsten, der 
noch vor Aufnahme der ille­
galen Arbeit in Hamburg 
verhaftet wurde, verständi­
gen sich über Klopfzeichen. 
Sie vereinbaren Gymnastik, 
machen sich Mut. Plötzlich 
gutes Essen. Die Faschisten 
wollen auch von den Geg­
nern gewählt werden. Für 
jede Ja-Stimme für die Na­
zi-Herrschaft soll einer ent­
lassen werden. "Vergessen 
sie die Unbill... diese Män­
ner in Uniform da kennen 
nur eine große Liebe, hinter 
der alles zurückstehen muß, 
die Liebe zu Deutschland 
..." Die SS-Wachen singen, 
keiner der Häftlinge singt 
mit. 53 von 213 wählen mit 
"Nein". Hoffnung auf Ent­
lassungen lockert die frei­
willig gehaltene Disziplin. 
Die Kommunisten organi­
sieren Schulungen. (Willi 
Bredel, Die Prüfung, Auf­
bau-Verlag Leipzig und Ber­
lin, 9,70 DM— düb)

Ein "erzieherisches" 
Konzentrationslager 

1981 rief eine französische 
Zeitung ehemalige Häftlin­
ge des Saarbrücker Konzen­
trationslagers "Neue
Bremm" auf, ihre Erfahrun­
gen zu berichten. Ihre Be­
richte sowie weitere Doku­
mente sind nun in einem im 
Auftrag der VVN Saar her­
ausgegebenen Buch erschie­
nen. Das KZ Neue Bremm 
war ein "Erziehungslager" 
speziell für französische 
Widerstandskämpfer und 
Fremdarbeiter. Wer in

einem der über 35 Saar­
brücker Fremdarbeiterlager 
dagegen aufbegehrte, in den 
Werken von Kapitalisten 
wie Röchling, Bürbach usw. 
der "Vernichtung durch Ar­
beit" anheimzufallen, wurde 
nach "Neue Bremm" gelie­
fert und dort oft binnen we­
niger Monate zum Krüppel 
gemacht oder erschlagen. 
Die Autoren weisen mehr­
fach auf die Verantwortung 
der Kapitalisten für die Ver­
brechen z.B. an zahllosen 
sowjetischen Fremdarbei­
tern in den Kohlegruben der 
Saar hin. Warum mußten sie 
dann Oskar Lafontaine von 
der SPD erlauben, in einem 
Vorwort diese Wahrheit auf 
unverschämte Weise zu un­
terdrücken und von "unserer 
Geschichte" zu faseln? La­
fontaine: "Wir können und 
wollen keine Seite unserer 
Geschichte verleugnen — 
auch dann nicht, wenn die 
Erinnerung daran gelegent­
lich unangenehm erscheinen 
mag." (R. Bernhard, D. Ren- 
ger, Neue Bremm, Ein KZ in 
Saarbrücken, Röderberg- 
Verlag, 12,80 DM— rül)

Organisierter 
Widerstand in KZs

H. Langbein, der in jahre­
langer Arbeit die Quellen 
über den organisierten Wi­
derstand in den Konzentra­
tionslagern der Nazis zu­
sammengetragen und einen 
umfassenden Bericht ver­
faßt hat, war selber in 
Auschwitz inhaftiert. Lang­
bein hatte mit der Kampf­
gruppe Auschwitz, die von 
polnischen Sozialisten und 
Kommunisten organisiert 
worden war, den Widerstand 
mitgetragen. Er berichtet 
mit genauer Kenntnis, wie 
in den Konzentrationslagern 
die politischen Häftlinge 
verschiedener Länder Ver­
bindungen entwickelten, 
den Terror der SS-Wach­
mannschaften bekämpften 
und in mehreren Lagern be­
waffnete Aufstände organi­
sierten. Obwohl Langbein in 
Bezug auf die tragende Rol­
le der Kommunisten in die­
sem Widerstand einige glo­
rifizierende "Legenden", die 
seiner Meinung nach dar­
über gebildet worden seien, 
zurechtrücken möchte, wird 
er aber doch den Tatsachen 
gerecht und führt selber et­
wa als Beispiel für das Zah­
lenverhältnis der politi­
schen Inhaftierten an, daß 
sich im KZ Buchenwald bei
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der Selbstbefreiung der 
Häftlinge am n. April 1945 
"796 Mitglieder der KPD 
und 31 der SPD" befunden 
hätten, und er zitiert einen 
"berufenen Zeugen", der 
"keiner kommunistischen 
Organisation" angehört. 
Dieser erwähnt "den unbe­
strittenen Verdienst der 
Kommunisten, (in Buchen­
wald) eine illegale Lageror­
ganisation und Militärorga­
nisation geschaffen zu ha­
ben". (Hermann Langbein, 
... nicht wie die Schafe zur 
Schlachtbank. Widerstand in 
den nationalsozialistischen 
Konzentrationslagern. Fi- 
scher-TB 3486 — gba)

Zeichnungen 
aus Auschwitz

Das kleine Buch "Überleben 
und Widerstehen" (Pahl-Ru- 
genstein Verlag) dokumen­
tiert und kommentiert 
Zeichnungen und Bildchen 
von KZ-Häftlingen aus 
Auschwitz sowie aus der 
Zeit kurz nach der Befrei­
ung 1945. Trotz einfachster 
technischer und künstleri­
scher Mittel wirken diese 
angesichts des Todes ge­
zeichneten Gesichter ganz 
lebendig und nah, das Leiden 

M. Koscielnik, "Kameradendienst", 1943, Kreide

numerierter Opfer wird 
sinnlich faßbar. Die Erläu­
terungen zu den Bildern ma­
chen verständlich, warum 
die (illegale) kulturelle Tä­
tigkeit— Erzählen, Schrei­
ben, Zeichnen, Musizieren, 
selbst Fotografieren — für 
das Überleben notwendig 
war: jede noch so kleine Ei­
genständigkeit und Verstän­
digung unter den Häftlingen 
gab ihnen Kraft gegen die 
scheinbar unumschränkte 
sadistische Willkür der SS. 
Deshalb zeichneten sie un­
ter Lebensgefahr neben of-

fiziellem Kitsch für die 
Wohnzimmer der SS-Wäch­
ter heimlich Portraits ihrer 
Mitgefangenen sowie Über­
leben und Sterben im Lager. 
Die Kunstgeschichtsschrei­
bung hierzulande zählt übri­
gens diese Werke nicht zur 
erwähnenswerten Kunst des 
20. Jahrhunderts.—(güv)

Das Mädchenorchester 
in Auschwitz

Im gleichnamigen Buch 
schildert die Französin Fa- 
nia Fenelon ihr Leben zwi­
schen 1943 und Kriegsende^ 
insbesondere ihre KZ-Zeit 
in Auschwitz. Sie wird als 
Widerstandskämpferin ver­
haftet, gibt sich als Volljü­
din aus und kommt Anfang 
1944 nach Auschwitz. Durch 
Zufall entgeht Fania Fene­
lon der Einlieferung ins Kre­
matorium. Sie als studierte 
Musikerin meldet sich für 
das Mädchenorchester und 
wird genommen. Aufgabe 
dieses einzigartigen KZ-Or- 
chesters ist: Abmarsch und 
Ankunft der Arbeitskom­
mandos mit Marschmusik zu 
begleiten und klassische, 
"empfindsame" Musik für 
den Kommandanten und für 
die Offiziere und Aufseher-

innen der SS zu spielen. 
Trotz gewisser Privilegie­
runggegenüber den anderen 
KZ-Insassen bleibt die To­
desdrohung für die ca. 30 
Musikerinnen. Fania Fe­
nelon wird mit der von der 
SS betriebenen Spaltung in­
nerhalb des Orchesters zwi­
schen Ariern und Nichtari­
ern und zwischen den ver­
schiedenen Nationalitäten 
konfrontiert, erlebt aber 
auch gegenseitige Unter­
stützung und Widerstand. 
(dtv-Taschenbuch, Nr. 1706, 
9,80 DM,— sie)

Gentechnik

Gegen genetische Tests bei 
Einstellungsuntersuchungen’

Vor kurzem hat eine vom Bundesforschungs- und Bundes­
justizministerium eingesetzte Kommission zur Gentechnik 
ihren Abschlußbericht vorgelegt. Die Kommission wurde 
von dem ehemaligen Bundesinnenminister und einstigen 
Vorsitzenden des Bundesverfassungsgerichtes E. Benda ge­
leitet. Es ist unmöglich, a^uf alle Punkte des Berichts 
hier einzugehen. Bezüglich der für die Arbeiterklasse 
entscheidenden Frage, ob bei Einstellungsuntersuchungen 
vor allem in der chemischen Industrie genetische Tests 
durchgeführt werden, mittels derer eine angeblich un­
terschiedliche Belastbarkeit auf Giftstoffe am Arbeits­
platz festgestellt werden soll, kommt die Kommission zu 
dem Ergebnis:

"Eine Genomanalyse im Zusammenhang mit einem Ar­
beitsverhältnis ist nur zum Zweck arbeitsmedizinischer 
Vorsorge zulässig. Fehlt es einem Arbeitgeber an einem 
berechtigten Auskunftsinteresse, so dürfen aus der Ver­
weigerung der Einwilligung des Arbeitnehmers keine nach­
teiligen Folgen zu Lasten des Arbeitnehmers gezogen wer­
den." (1)

Die Kommission ist also dafür, stellt aber fest, daß solch 
eine Untersuchung nur dort gemacht werden soll, wo es ei­
nen Bedarf, sprich: Dreck, gibt. Zu dieser Frage hat im 
September auch eine öffentliche Anhörung der Enquete­
kommission Gentechnologie stattgefunden. Dort hat sich 
ein Prof. Neumann vom Institut für Pharmakologie und 
Toxikologie der Universität Würzburg speziell über Anilin 
ausgelassen, das von der BASF in großen Mengen herge­
stellt wird (2). Für Anilin sei dieses Jahr erstmals ein Bio­
logischer Arbeitsstoff-Toleranz-Wert (BAT-Wert) festge­
legt worden, der "entscheidend über den alten MAK-Wert 
hinausgeht, weil er‘eben die individuellen Eigenschaften 
miteinschließt". Danach soll kein Arbeiter mehr als 5% 
Methämoglobin aufgrund der Anilinaussetzung entwickeln. 
Gewöhnlich transportiert Hämoglobin den Sauerstoff im 
Blut. Dazu ist Methämoglobin (verändertes Hämoglobin) 
nicht in der Lage. Wieviel Methämoglobin ein Arbeiter nun 
bei gegebener Anilinkonzentration produziere, hänge von 
seiner genetischen Konstitution ab, ob er ein langsamer 
oderein schneller Acetylierer sei. Einen Beweis dafür er­
bringt Neumann nicht. Es scheint mir eher wahrscheinlich 
zu sein, daß ein Arbeiter, der lange Zeit Anilin ausgesetzt 
war, deshalb zu den schnellen Acetylierern gehört, weil die 
dafür nötige enzymatische Funktion stimuliert worden ist. 
Ein Arbeiter, der neu eingestellt wird und bisher keinem 
Anilin ausgesetzt gewesen war, würde damit eher zu den 
langsamen Acetylierern gehören. Neumann behauptet nun, 
daß die langsamen Acetylierer mehr gefährdet seien. Aber 
das dürfte falsch sein. Die schnellen Acetylierer bilden 
viel eher jene 5% Methämoglobin als die langsamen. Indem 
er gerade das Umgekehrte behauptet, spielt er sich zum 
Schützerderlangsamen Acetylierer und gegen die Diskri­
minierung dieser Arbeiter auf und legt gleichzeitig den 
BAT-Wert mittels der schnellen Acetylierer fest. Sollte 
sich herausstellen, daß bei hoher Anilinkonzentration jene 
schnellen Acetylierer noch mehr Methämoglobin bilden 
würden, so wäre eben der BAT-Wert noch mehr hochzuset­
zen und die schwachen Acetylierer damit noch "geschütz­
ter". Mit Arbeitsschutz haben also solche Tests rein gar 
nichts zu tun. Sie sind eher dazu geeignet, dem Kapitali­
sten Information über den Grad des Verschleißes des Ar­
beiters zu geben. Wie das Anilin und seine Umbauprodukte
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sonst auf den Organismus wirken, ob etwa verstärkt Bla­
senkrebs etc. auftritt, das interessiert da gar nicht. Haupt­
sache der Arbeiter fällt jetzt nicht um. Auf den Gedanken, 
daß jenes die Acetylierung bewirkende Enzym ansonsten 
normale stoffwechselphysiologische Funktionen hat, 
kommt der Professor gar nicht mal. Ein solches Enzym mit 
einem Gift, statt mit seinem normalen Substrat zu "be­
schäftigen“, hat die Konsequenz, daß es seine normale 
Funktion nicht mehr wahrnehmen kann, bzw. daß es jetzt 
in solchen Mengen hergestellt wird, daß der Organismus 
schneller verschleißt. Genetische Tests sollen diese Per­
version des "Arbeitsschutzes" auf die Spitze treiben, Be­
rufskrankheiten generell bestritten und der Rassismus ge­
fördert werden.
(1) Kurzfassung des Berichts der Arbeitsgruppe In-vitro- 
Fertilisation, Genomanalyse und Gentherapie (2) Stenogr. 
Protokoll der 20. Sitzung der Enquete-Kommission "Chan­
cen und Risiken der Gentechnologie" - (beh)

Vergewaltigung in der Ehe (1):

Faschismus: Vergewaltigung 
systemimmanent

Wir wollen dem Leser zwei Diskussionsbeiträge vorlegen, 
die die Frage untersuchen, warum sich bis heute die Para­
graphen 176 und 177 des Strafgesetzbuches (StGB) in der 
BRD halten konnten, wonach Vergewaltigung nur dann vom 
Opfer angezeigt werden kann, wenn sie "außerehelich" ge­
schah. Damit wird das Selbstbestimmungsrecht der Ehe­
frau nach sexueller Integrität und Unantastbarkeit mit 
Füßen getreten.

Die erste Untersuchung setzt sich mit den bis heute gül­
tigen Anschauungen aus der Zeit des Faschismus auseinan­
der, in der vor allem die gesellschaftliche Prägung der Rol­
le der Frau durch den Faschismus dem Leser näherge­
bracht werden soll. Die zweite behandelt die erst in den 
60er und 70er Jahren stattgefundene Diskussion um eine 
Reform eben dieser Paragraphen und versucht, die Posi­
tion des linken Spektrums in der BRD abzuklopfen und zu 
einer eigenen Beurteilung zu kommen.

Der Faschismus bekämpfte den damals noch jungen Fe­
minismus mit den ihm zur Verfügung stehenden Propagan­
damitteln. So können wir bei A. Rosenberg zu diesem The­
ma erfahren:

"Wie die Juden überall nach Gleichberechtigung rufen 
und darunter nur ihre Vorberechtigung verstehen, so steht 
die beschränkte Emanzipierte fassungslos dem Nachweis 
gegenüber, daß sie keine Gleichberechtigung fordert, son­
dern ein Parasitenleben auf Kosten der männlichen Kraft, 
ausgestattet dazu noch mit gesellschaftlichen und politi­
schen Vorrechten." Bei Th. Friedrich in "Formenwandel" 
auf S. 112 können wir lesen: "Mit diesem Auseinander­
rücken der Aufgabenbereiche beider Geschlechter will der 
nationalsozialistische Staat das Irregehen der eben abge­
schlossenen Kulturentwicklung berichtigen. Er will den na­
turgegebenen und naturgewollten Zustand wieder zur Gel­
tung bringen. Zur Natur zurück! Das ist das Hauptstich­
wort aller großen Umwälzungen."

Die Frau war als "Hüterin der Rasse" vorgesehen, die 
dem Manne und dem Staate absolut untergeben war und auf 
eine eigene Existenz keinerlei Anspruch hatte.

"Als einzige in Frage kommende ‘Emanzipation' der 
Frau konnte ihre Gleichwertigkeit in der Funktion der Frau 
und Mutter und die Ebenbürtigkeit der Welt der Frau in der 
nationalsozialistischen Volksgemeinschaft mit der des 
Mannes gewertet werden" (M.Lück, Die Frau im Männer­
staat). "Im Manne - und das ist das Kennzeichen unserer 
nordischen Wesensart— strömt das Leben mit dem Wagnis 
des letzten Einsatzes in eine ferne Zukunft, zu einem gro­

ßen Ziel, nach einem letzten unbedingten Sinn und Wert 
geschichtlicher und metaphysischer Größe." (F.A. Beck, 
Politische Gemeinschaft und geistige Pesönlickeit, Dort­
mund 1936, S. 37)

Die Frau hatte einen nationalsozialistischen Kulturauf­
trag: Vermehrung der Herrenrasse. "Dann erst, wenn Geist 
und Gemüt mit den Gesetzen volklicher Entwicklung und 
Aufartung innig vertraut sind, erwächst das tiefe Ver­
ständnis für die Notwendigkeit; bei der Entscheidung für 
den Gatten nicht nur das eigene augenblickliche Behagen 
maßgeblich sein zu lassen, sondern recht- und pflichtmäßig 
den Gatten nach dem Gesichtspunkt zu wählen, was er als 
Träger der Erbmasse bedeutet, die er den Nachkommen 
weitergibt." (G. Palm, S. 4)

Nicht nur mit dem "Gesetz zur Verhütung erbkranken 
Nachwuchses" vom 14.7.1933 traten eine Reihe von Rege­
lungen in Kraft, die für die gesellschaftliche Stellung der 
Frau von Belang waren. In den "Nürnberger Grundgeset­
zen" waren die meisten Bestimmungen verankert, die kon­
krete Anordnungen zur Verhinderung und Vorbeugung ge­
gen erbkranken Nachwuchs wie auch allgemeine Maßnah­
men zur "Reinhaltung der Rasse" enthielten.

Die Frau war pervertiertes Objekt und hatte entweder 
als "Mutter" oder als völlig variables Arbeitskräftepo­
tential des Kapitals zu funktionieren. S. Brownmiller 
schreibt in ihrem Buch "Gegen unseren Willen" zum Thema 
Vergewaltigung durch deutsche Soldaten:

"Da Vergewaltigung die deutlichste Handlung darstellt, 
mit der ein Mann einer Frau demonstrieren kann, daß sie 
durch seine überlegene Stärke und Macht erobert — besiegt 
— ist, war es im Rahmen des Faschismus nur zu logisch, 
wenn der deutsche Soldat durch Vergewaltigung zu bewei­
sen suchte, daß er ein Herrenmensch sei, ja es wäre gera­
dezu unlogisch, wenn der deutsche Soldat Vergewaltigung 
nicht in sein Waffenarsenal aufgenommen hätte. Verge­
waltigung hat für die Deutschen ... bei ihrem Vorhaben 
der totalen Erniedrigung und Ausrottung 'minderwertiger 
Völker' und der Festigung ihrer eigenen vermeintlichen 
Herrenrasse eine wichtige Rolle gespielt."

So war auch absolut vorherrschend die schon von Feuer­
bach vertretene Lehre, daß die Gewalt, die der Ehemann 
gegenüber seiner Ehefrau anwende, nicht rechtswidrig sei. 
"Wer, wie der Ehemann, auf den Beischlaf ein vollkomme­
nes Recht hat, macht sich durch Erzwingung desselben kei­
ner Nothzucht schuldig, obgleich er wegen des Excesses 
strafbar werden kann." (Feuerbach, Mittermaier, S. 445) 
So führt D. Helmken in "Vergewaltigung in der Ehe" aus:

"Vermutlich im Gefolge strenger bürgerlicher Moral­
vorstellungen beschränkte man die Straflosigkeit eheli­
cher Notzucht aber nur auf den der Fortpflanzung dienen­
den, 'normalen' Geschlechtsverkehr. Die gewaltsame, 'wi­
dernatürliche Wollustbefriedigung, zu welcher auch die 
Frau dem Manne keinswegs verpflichtet ist', sollte dage­
gen strafbar sein. Diese Position kann als die herrschende 
im deutschsprachigen Raum im 19. und 20. Jhdt. bezeich­
net werden."

Diese herrschende Meinung wird in exemplarischer Wei­
se durch das für diesen Komplex Präzedenzwirkung entfal­
tende Urteil des Reichsgerichts (in Strafsachen im 71. 
Band der Entscheidungssammlung) aus dem Jahre 1937 
dargestellt. "Der Angeklagte, der zuvor selbst das Schei­
dungsverfahren eingeleitet hatte, hatte wiederholt von 
seiner Ehefrau mit Gewalt die Duldung des Beischlafes er­
zwungen und sie dabei auch mißhandelt. Vom Landgericht 
Naumburg war er deshalb nach § 176 Abs. 1 Ziff. 1 StGB in 
Tateinheit mit Nötigung und Körperverletzung verurteilt 
worden.

Das Reichsgericht hob das Urteil auf die Revision des 
Angeklagten auf. In seiner Begründung führte es aus: "Zum 
äußeren Tatbestand einer unzüchtigen Handlung gehört 
nach ständiger Rechtsprechung ein Tun, das nach gesunder 
Volksanschauung das Scham- und Sittlichkeitsgefühl in ge­
schlechtlicher Beziehung verletzt und damit gegen die Ge­
bote sittlicher Zucht verstößt. Das ist bei der Ausführung 
des Beischlafes zwischen Eheleuten in der Regel nicht der
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Fall. Für eine andere Beurteilung ist auch dann kein Raum, 
wenn etwa die Ehefrau im Einzelfalle befugt war, ihrem 
Ehemanne den geschlechtlichen Verkehr zu verweigern. 
Der Begriff der unzüchtigen Handlung ist aus sich heraus 
zu erklären; eine an sich zulässige Handlung wird nicht da­
durch zu einer unzüchtigen, daß sie mit Gewalt vorgenom­
men wird.“

"Die Anschauung des Volkes wehrt sich mit Entschieden­
heit gegen die Auffassung, daß der Ehemann in geschlecht­
licher Hinsicht mit seiner Frau nach Willkür verfährt und 
sich mit Gewalt den Beischlaf mit ihr verschafft. Sie emp­
findet aber einen Beischlaf unter Eheleuten, auch wenn er 
erzwungen ist, nicht als Unzucht, sondern vielmehr als 
strafbare Beeinflussung des Willens der Ehefrau. Solches 
Tun kann daher nur nach § 240 StGB geahndet werden.“ 
(RGSt 71, S. 109,110)

Levy 1932: “Durch die Eheschließung hat die Frau ihren 
Willen dahin kund getan, daß sie bereit ist, geschlechtli­
chen Verkehr mit dem Ehemann zu pflegen. Während des 
Bestehens der Ehe muß vermutet werden, daß dieser Wille 
grundsätzlich fortdauert. Weigert sie sich also, den Bei­
schlaf zu dulden, dann kann der Grund nur in zeitlichen, 
örtlichen Umständen oder stimmungsmäßig bedingt sein. 
Mit Recht hat daher der Gesetzgeber angenommen, daß 
der nun ausgeübte Zwang nur eine Nötigung zu einem ja 
grundsätzlich gebilligten Verhalten darstelle, und hält die 
Strafdrohung der Nötigung für ausreichend.“ (Levy, Die 
Gewaltanwendung beim Sittlichkeitsdelikt, in Kleine 
Schriften zum besonderen Teil des Strafgesetzbuches, 
Band III, Dissertation Köln 1932, S. 38)

Um die Aktualität dieser o.a. Probleme zu begreifen, 
müssen wir uns vor Augen führen, daß der § 177 StGB bis 
heute die Ehefrau vor dem strafrechtlichen Schutz gegen­
über der Vergewaltigung ihres Ehemannes ausnimmt. Im 
wesentlichen würde auch heute kein Gericht anders argu­
mentieren, wie das in dem Prozeß von 1937 geschehen war. 
Mit den rechtlichen Problemen und der Diskussion darum 
heute werden wir uns im nächsten Beitrag befassen, ebenso 
mit der in diesem Zusammenhang dazugehörigen Beur­
teilung des Rechts auf Menschenwürde, Gleichheit und 
sexuelle Selbstbestimmung der Frau heute.

Die Rolle der Frau in der 
nationalsozialistischen Gesetzgebung

Die Nationalsozialisten formten die Gesetzgebung ent­
sprechend des Stellenwertes, den sie Frauen einräumten. 
Keineswegs waren sie nur Befürworter der Ehe. Im Mittel­
punkt der NS-Familienideologie steht der Zuchtgedanke. 
Daher reicht die Gesetzgebung auf der einen Seite von der 
Festigung der Ehe, über die Erleichterung der Eheschei­
dung bei Kinderlosigkeit bis hin zur Doppelehe, auf der an­
deren Seite finden sich dann die Gesetze zur Annullierung 
von Ehen und zur Zwangssterilisation.

— Gedanken über die Ehe im NS-Staat von Eie Vorwerck:
“Die Frau sieht in Ehe und Mutterschaft die schönste Er­

füllung ihrer Lebensaufgabe und zugleich ihre größte Lei­
stung für die Volksgemeinschaft. Sie wird deshalb bei der 
Ausübung ihrer ehelichen und mütterlichen Pflichten das 
Gefühl haben, ihr Amt im Staate voll und ganz zu erfüllen 
und damit dem Wunsch, in dieser ihrer Pflichterfüllung 
auch anerkannt zu werden.“ (Frauen im Deutschen Fa­
schismus, Bd. 2, S. 114)

— Himmler über die Ehe:
“Da ein Mann im Normalfall unmöglich ein ganzes Leben 

mit einer Frau auskommen kann, zwingt man ihn zur Un­
treue und, um diese zu verdecken, zur Heuchelei. Die Fol­
gen sind Zerwürfnisse in der Ehe, Abneigung der Ehegatten 
und im Endergebnis Kinderarmut... Auf der anderen Seite 
wagt der Mann mit derjenigen Frau, mit der er ein soge­
nanntes Verhältnis unterhält, keine Kinder zu zeugen.“ 
(dito, S. 116)

— Gaustabsamtsleiter Bertus Gerdu berichtet:
“Um jedoch den Führungsanspruch des deutschen Volkes 

zu sichern ..., müssen alle ledigen und verheirateten deut­
schen Frauen, soweit diese noch nicht vier Kinder haben,

"Herrenmensch“ und “Mutter“ gemäß der NS-Propaganda 

im Alter bis zu 35 Jahren verpflichtet werden, von reinras­
sigen einwandfreien deutschen Männern vier Kinder zu 
zeugen. Ob diese Männer verheiratet sind, spielt dabei kei­
ne Rolle. Jede Familie, die bereits vier Kinder hat, muß 
den Mann für diese Aktion freigeben.“ (Frauen im deut­
schen Faschismus, Bd. 1, S. 135)

— Himmler erläßt am 28.10.1939 folgende Anordnung:
“Über die Grenzen vielleicht sonst notwendiger bürgerli­

cher Gesetze und Gewohnheiten hinaus wird es auch außer­
halb der Ehe für deutsche Frauen und Mädel guten Blutes 
eine hohe Aufgabe sein können, nicht aus Leichtsinn, son­
dern in tiefstem sittlichen Ernst Mütter der Kinder ins 
Feld ziehender Soldaten zu werden ... Für alle ehelichen 
und unehelichen Kinder guten Blutes, deren Väter im Krie­
ge gefallen sind, übernehmen besondere, von mir persön­
lich Beauftragte ... die Vormundschaft. Wir stellen uns zu 
diesen Müttern und werden menschlich die Erziehung und 
materiell die Sorge für das Großwerden dieser Kinder ... 
übernehmen." (dito, S. 136)

— Scheidungsreformgesetz (1938):
Bekam eine Frau keine Kinder, konnte ihr materiell die 

Lebensgrundlage durch Scheidung entzogen werden. Aner­
kannte Gründe für eine Trennung waren u.a. “Nachwuchs­
verweigerung und Unfruchtbarkeit“. Galt die sexuelle Ver­
weigerung in der Ehe als Scheidungsgrund, so wurde die 
Vergewaltigung außerhalb der Ehe (zwischen Ariern) als 
“gesunde Lebensäußerung“ gewertet, die “einen Lichtblick 
in gesunde Zukunft“ bedeutet und “erfahrungsgemäß viel­
fach gesunde und kräftige Kinder, durch die unser Volks­
tum wertvoll bereichert wird“ hervorbringt. (Die Verge­
waltigung und ihre Opfer, S. 2)

— Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses:
“Sterilisiert werden kann, wer erbkrank ist. Antragsbe­

rechtigt ist der Kranke selbst oder ... sein gesetzlicher 
Vertreter mit Genehmigung des Vormundschaftsgerichts. 
Als Erbkrankheiten gelten: Schizophrenie, ... erbliche 
Blindheit, erbliche Taubheit, schwere körperliche Mißbil­
dung. Außerdem gilt das Gesetz für Personen, die an 
schwerem Alkoholismus leiden ... Hat das Gericht die Un­
fruchtbarmachung endgültig beschlossen, so ist sie auch 
gegen den Willen des Unfruchtbarzumachenden auszufüh­
ren.“ (Frauen im deutschen Faschismus, Bd. 1., S. 134) 
Quellenhinweis: S. Brownmiller, Gegen unseren Willen, 
Fischer, FfM. 1984; Frauengruppe Faschismusforschung, 
Mutterkreuz und Arbeitsbuch, Fischer, FfM. 1981; D. 
Helmken, Vergewaltigung in der Ehe, Kriminal. Verl., Hei­
delberg 1979; B. Hinz, Die Malerei im deutschen Faschis­
mus, München, Wien 1974; A. Kuhn/V. Rothe, Frauen im 
deutschen Faschismus, Bde 1, 2, Schwann, Düsseldorf 
1982; M. Lück, Die Frau im Männerstaat, P. Lang Verl., 
FfM., 1979; M. Schmidt/G. Dietz, Frauen unterm Haken­
kreuz, dtv, München 1985; K. Weiß, Die Vergewaltigung 
und ihre Opfer, Stuttgart 1982. - (heb, heg, lip, - DK- 
AK Besondere Unterdrückung der Frauen)
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CSU-Parteitag 1985

Nationalistisch-christlich-sozial:
Strauß unterwegs auf Wählerfang

Obwohl der CSU-Parteitag bei Erscheinen dieses Heftes 
gut einen Monat zurückliegt, ist es dennoch lohnend, sich 
ausführlicher mit der dort für die Landtagswahlen im 
Herbst 1986 und die Bundestagswahlen Anfang 1987 vor­
getragenen Propagandalinie zu befassen.

Alle Welt geht davon aus, daß die CSU bei diesen Wahlen 
wiederum ein Ergebnis von um die 60% Zustimmung für 
ihre Politik erhält, die politische Opposition in Bayern 
scheint dazu verdammt, sich um die Verteilung der rest­

lichen 40% Wählerstimmen untereinander zu streiten. Wir 
meinen, daß die Aussichten nicht ganz so trostlos sind. Die 
Mobilisierungserfolge der Reaktion in Bayern sind Ergeb­
nisse eines Konzepts, das an materiellen Interessen in 
sozialdemagogischer Manier anknüpft, um so Anhang für 
die nationalen und imperialistischen Ziele der westdeut­
schen Bourgeisie zu gewinnen. Genauere Kenntnis dieses 
Konzept der CSU ist schon der erste Schritt, um die re­
aktionäre Mobilisierung zu stören.

Eine gefährliche Mischung: 
Nationalismus, sozial eingefärbt

Strauß spottete auf dem CSU-Partei­
tag über jene Delegierten, die ihm auf 
dem vorigen Parteitag 1983 bei der 
Wahl zum Parteivorsitzenden wegen 
seiner Vermittlertätigkeit für einen 
DDR-Kredit die Stimme verweigert 
hatten, sie hätten damals wohl "nicht 
verstanden, worum es ging". Die Kri­
tiker sind verstummt, Strauß erzielt 
eines seiner besten Wahlergebnisse 
und allgemein herrscht der Eindruck 
vor, die CSU schare sich geschlossen 
um ihren Vorsitzenden und sei wie er 
bemüht, den Geruch von reaktionärem 
Revanchismus und Kriegstreiberei 
’gen Osten loszuwerden. Alles nur 
Wahltaktik und Schwindelabsichten? 
Der Eindruck täuscht.

Die CSU setzt auf die Absiche­
rungsinteressen der von den Kapitali­
sten mit der Leitung der Produktion 
im weitesten Sinn beauftragten Lohn­
abhängigen, also bis hinunter zum 
handarbeitenden Vorarbeiter, um die­
se an die Expansionspolitik des Kapi­

tals zu binden. Dieser Propagandaplan 
— und das haben inzwischen tatsäch­
lich auch die damaligen Strauß-Kriti­
ker in der CSU begriffen - setzt nicht 
auf Polemik gegen die von der SPD 
einst geführte nationalistische Agita­
tion, sondern baut auf ihr auf und 
führt sie weiter.

Man erinnere sich an Helmut 
Schmidts "Modell Deutschland": Der 
deutsche Ingenieur und der deutsche 
Facharbeiter hätten dafür zu sorgen, 
daß durch ihre Wertarbeit ("Blau­
pausenexport") Deutschland wieder 
etwas gilt in der Welt; sie sicherten 
somit durch Erblühen der deutschen 
Wirtschaft den sozialen Fortschritt. 
Wie gefährlich diese Sorte Propagan­
da 'Fortschritt durch gute Weltmarkt­
position’ für die Arbeiterbewegung 
war, erweist sich jetzt nachträglich 
noch einmal dadurch, daß Strauß naht­
los daran anknüpfen kann, um aggres­
sivsten Expansionismus sozialdema­
gogisch zu umhüllen.

Die 'dritte industrielle Revolution’ 
böte dem, der sich dabei eine techno­
logische Überlegenheit verschaffen 
kann, die einmalige Chance, die poli­
tischen Gewichte zu seinen Gunsten 
zu verschieben, ja nicht einmal mehr 
Krieg oder (Konter-)Revolution sei 
zur Neuaufteilung der Welt nötig, 
ohne einen Schuß abzugeben, könne 
man die Russen in die Knie zwingen 
(s.a. Auszüge aus der Strauß-Rede).

Strauß weiß, wie dem Publikum die 
weltweiten Bestreben des BRD-Impe- 
rialismus nahezubringen sind: Der 
Bogen geht von der 'Familie' über die 
'Heimat Bayern' zum 'Vaterland 
Deutschland' im 'freien Europa' als 
'Bestandteil der westlich-abendländi­
schen Kultur'. So muß man dann das 
SDI-Programm der USA unterstüt­
zen, weil bloß so - "ohne törichtes 
teutonisches Geschwätz" - Europa 
und damit Deutschland an der Ent­
wicklung modernster Technologie 
teilhaben könne. Oder Südafrika sei zu 
halten wegen seiner enormen Bedeu­
tung für die technologische Über­
legenheit des Westens usw.

In dieses Ideengebäude von der nöti­
gen Größe und Überlegenheit

Dokumentiert: CSU-Parteitag *85 
Strauß: Der Westen ist 
dem Osten überlegen!

Über eines sollten wir uns im klaren 
sein: Veränderungen in Europa wer­
den nicht mehr auf Schlachtfeldern 
und Revolutionsbarrikaden stattfin­
den. Diese politische Epoche gehört 
endgültig der Vergangenheit an. Der 
Zweite Weltkrieg muß der letzte eu­
ropäische Krieg gewesen sein ... Wir 
leben hier in völlig neuen militäri­
schen Maßstäben. Ich glaube auch 
nicht an einen kleinen Krieg in Euro­
pa. In Europa wird es entweder kei­
nen Krieg geben öden den großen 
Krieg geben - und der große Krieg 
wird nie mehr kommen! Ich bin fel­
senfest davon überzeugt. Aber gegen 
die modernen Machtsysteme autori­
tärer Herrschaftsordnungen ist auch 
das Mittel der Revolution, wie sich 
in Europa gezeigt hat, nicht mehr 

anwendbar, eine Erkenntnis — ob man 
sie liebt oder nicht, steht hier nicht 
zur Diskussion. 1953 Berlin, 1956 Po­
len, Ungarn, 1968 Tschechoslowakei, 
1981 Polen ...

Die Hinnahme der bestehenden Ver­
hältnisse, das Sich-Abfinden mit der 
Teilung Europas, ist auch keine lang­
blickende, weiterführende Strategie. 
Krieg ist kein Mittel der Politik mehr, 
Revolution kein Mittel der Politik 
mehr. Im Westen gibt es keinen An­
satz zur Revolution, und im Osten gibt 
es keine Möglichkeit zur Revolution. 
Heißt das, die Geschichte ist zum 
Stillstand gekommen? ... Weil Men­
schen Geschichte machen, bleibt auch 
die Geschichte motorisch. Nur ihre 
Ausdrucksformen sind nicht mehr 
Krieg und Revolution in Europa. Wo 
liegen die Ausdrucksformen? ... Die 
Ausdrucksformem liegen in der revo­
lutionären Veränderung unserer tech­

nischen, industriellen, sozialen Ver­
hältnisse durch die dritte industrielle 
Revolution.

Es wird vielleicht noch Jahre dau­
ern, bis die Sowjetführung an dem 
Punkt der Erkenntnis angelangt ist, 
daß die gesamte kommunistische 
Ideologie, die marxistisch-leninisti­
sche Geschichtsphilosophie Irrtum 
war, ein Irrtum, der nie Wahrheit wer­
den kann ... Ich wage es zu sagen, daß 
das sowjetische Machtsystem, Wis­
senschaft, Technik und Wirtschafts­
politik des Kreml ohne Anlehnung an 
den Westen und Zusammenarbeit mit 
dem Westen sich nur noch durch Spio­
nage, aber nicht mehr durch eigene 
Kreativität und Produktivität in der 
Zukunft behaupten kann!

Hier eröffnet sich die Perspektive, 
hier eröffnet sich die Vision in das 
nächste Jahrhundert. Hier eröffnet 
sich der Ausblick, daß der rapide Wan-
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Deutschlands fügen sich die "sozialen” 
Forderungen der CSU ein. Da hört 
man dann, wie Strauß gegen die FDP 
als "Fanatiker der Sozialen Markt­
wirtschaft" polemisiert, die mit 
"holzhackerischen Formeln" den "in­
neren Frieden und die soziale Gerech­
tigkeit" gefährden, oder gar daß die 
CSU für "Mindestbedingungen" in den 
Lebensumständen der Arbeiterbevöl­
kerung eintritt — das alles geht ideolo­
gisch auf mit der Rechnung 'wirt­
schaftliche Leistungsfähigkeit' in 

\ Deutschland, besonders in Bayern, er­
gibt ein "Land des menschlichen 
Maßes". Daß in der Wirklichkeit die 
sozialen Taten der CSU im Vergleich 
zu diesem Propagandagemälde weit 
dürftiger aussehen, ist nochmal was 
anderes.

’ Dennoch wirkt die CSU mit einer
solchen Propaganda nicht einfach un­
glaubwürdig. Sie ist eine sozialdema­
gogische Partei, die aus ihrer Ge­
schichte heraus verstanden hat, die 
Sozialangst der untergehenden Bau­
ernschaft, nach dem Zweiten Welt­
krieg noch größte Klasse im agrari­
schen Bayern, zu verschmelzen mit 
den Absicherungsinteressen der lei­
tenden Klassen und Schichten, die sich 
auf Gedeih und Verderb mit dem Kapi­
tal verbunden sehen, dem sie dienen.

Das macht die Sozialdemagogie der 
CSU so gefährlich: Im Unterschied 
etwa zu Prof. Biedenkopf und ähnli­
chen Leuten, die das Bild von der CDU 
als Wirtschafts- und Mittelstandspar­
tei prägten, nimmt die CSU zur Hand­
arbeit keine grundsätzlich verächtli­
che Haltung ein. Für die CSU sind 
Handarbeit und Eigentum keine Ge­
gensätze, sondern über den Kleinbe­
sitz irgendwie verbunden. So sind ihr 
beträchtliche Teile der Handarbeiter 
als Kleineigentümer ideologisch zu­
gänglich.

Unterdrückung der Arbeiterbewegung in der Türkei nützt Konzernen wie MAN 
— Strauß begrüßt den türkischen Ministerpräsidenten Özal.

"Attraktives Bayern" ohne "gesetzliche 
und tarifliche Produktionshemmnisse"

del, den Wissenschaft, Technik und 
Produktionsformen herbeiführen, 
auch das Ende des heutigen kommu­
nistischen Systems bedeuten wer­
den. Das heißt noch lange nicht, daß 
dort unsere parlamentarische Demo­
kratie eines Tages mit einem Pau­
kenschlag das bisherige System ablö­
sen wird. Es sind nicht alle Völker 
und alle Staaten für parlamentari­
sche Demokratien europäischen Zu­
schnitts geeignet ... All diese che­
misch reinen Demokratisierer haben 
keine Ahnung von der Natur der Völ­
ker, von der Tradition und Geschich­
te ganzer Regionen ...

Wir müssen die bildungsmäßige, 
wissenschaftlich-technische, postin­
dustrielle Überlegenheit des Sy­
stems der Freiheit gegenüber den 
archaischen, obsoleten und atavisti­
schen Vergangenheitsformen des 
Kommunismus demonstrativ aus­
spielen.

Franz Josef Strauß hat auf dem CSU- 
Parteitag darauf hingewiesen, daß die 
Ansiedlung der großen Konzerne in 
Bayern — insbesondere die "zukunfts­
orientierten Industrien" der oberbaye­
rischen Rüstungskonzerne Siemens, 
MBB, BMW und MTU - keine "Zufalls­
gründungen" oder "Zufallsverlegun­
gen" sind, sondern Ergebnis der über 
30 Jahre "systematisch und zielbe­
wußt" betriebenen Politik seiner Par­
tei. Die "Attraktivität Bayerns" resul­
tiere vor allem aus der Sicherheit für 
die Industriellen, "nicht heute mit der 
und morgen mit jener Politik" rechnen 
zu müssen. Was sind die Gründe für 
diese Beliebtheit bei "Industriellen 
und Investoren"?

Die Bayerische Staatsregierung hat 
jüngst in einer Antwort auf die Inter­
pellation "Soziales Bayern" dazu Stel­
lung genommen, "mit welchen wirt- 
schafts-, finanz- und arbeitspoliti­
schen Maßnahmen" das Wirtschafts­
wachstum gefördert werden solle. 
Welche Konsequenzen hat diese Poli­
tik für die Lebenssituation der Ar­
beiterbevölkerung?

Die angepeilte Senkung der Gewer­
besteuer — in München wird dies durch 
die IHK, FDP und CSU schon gefor­
dert — steht im Gegensatz zur Verbes­
serung der kommunalen Dienstlei­
stungen für die Arbeiterbevölkerung. 
Diese Dienstleistungen wie z.B. der 
öffentliche Nahverkehr, der Woh­
nungsbau, die Energieversorgung, die 
Versorgung und Erziehung von Kin­
dern u.a. müssen dann entsprechend 
von den Lohnabhängigen zu ihren tat­
sächlichen Kosten bezahlt werden und 
werden so unerschwinglich. Hinzu 
kommt, daß die CSU bei ihrer Lan­
despolitik sich zum Ziel gesetzt hat, 

"die Investitionsausgaben zu Lasten 
der konsumptiven Ausgaben" zu stei­
gern.

Die "Verringerung gesetzlicher und 
tariflicher Produktionshemmnisse" ist 
die feine Umschreibung der Absicht, 
die Arbeiter noch stärker zum An­
hängsel der Maschinen zu degradieren 
und ihre Arbeitszeiten in völlige Ab­
hängigkeit zur aktuellen Auftragslage 
zu stellen. Ein gesellschaftliches Le­
ben ist dann kaum möglich, die un­
menschliche Arbeit zu jeder Tages­
und Nachtzeit die Perspektive. Die si­
cher heute schon viel zu dürftigen ge­
setzlichen und tariflichen Schutzmaß­
nahmen für die Arbeitskraft sind da­
mit durch die CSU dem Abschuß frei­
gegeben.

Die "zurückhaltende Lohnpolitik" 
wird schon seit Jahren propagiert und 
von den Kapitalisten praktiziert. Ziel­
setzung hierbei ist, daß nicht jeder ei­
nen Anspruch auf einen Inflationsaus­
gleich und Anstieg des Lohns aufgrund 
der gestiegenen Lebenshaltungsko­
sten haben soll. Eine Verbesserung der 
Lebenssituation soll nur noch erreich­
bar sein, wenn "höhere Leistung" ge­
bracht wird — für die schwerarbeiten­
den Maschinenarbeiter nur noch in 
jungen Jahren und für kurze Zeit er­
reichbar. Damit bleibt die Möglich­
keit, beim Gerangel um die "besten 
Posten" in der Lohnhierarchie sich zu 
beteiligen, sofern die notwendigen 
Qualifikationen hierfür gebracht wer­
den. Die Differenzierung der Löhne 
und das Nach-unten-treten sind Er­
gebnis dieser CSU-Lohnpolitik. Für 
die niedrigst bezahlten und schwerst- 
arbeitenden Frauen und Männer ist die 
Reproduktion nicht mehr gewährlei­
stet. Diese sozialen Schichten müssen
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CSU zur gewerk­
schaftlichen Lohnpolitik

Am 1.12. ehrten Kohl und Strauß in 
Würzburg den christlichen Gewerk­
schaftsführer, Reichsarbeitminister 
unter Brüning und Mitbegründer der 
CSU A. Stegerwald anläßlich dessen 
40. Todestages. Daß der Gewerk­
schafter Stegerwald als Arbeitsmi­
nister die Arbeiter bluten ließ, nah­
men sie als Beweis dafür, "daß So­
zialpolitik von der allgemeinen wirt­
schaftlichen Lage und der Situation 
der Staatsfinanzen nicht zu trennen 
sei". 1924 bestimmte Stegerwald die 
Bedeutung einer christlich-nationa­
len Gewerkschaftsbewegung als "ge­
werkschaftliche Zielsetzung, die 
ausdrücklich über eine nur klassen­
mäßige Lohnpolitik hinausweist, in­
dem sie den Arbeiterberufsverein 
zum verantwortlichen Mitträger der 
Produktion erhebt". Gewerkschaf­
ten, die auf Lohn- und Versiche­
rungsansprüche ihrer Mitglieder ver­
zichten, wenn es die Verantwortung 
für Produktion bzw. Staatsfinanzen 
erfordern, läßt sich die CSU schon 
gefallen.

Generalsekretär E. Stoiber 
schlicht menschlich: "Es ist dem 
Menschen nicht gemäß, immer nur 
zu fordern, zu verlangen, ja sogar zu 
drohen, wenn man etwas nicht be­
kommen kann." Wie das nun be­
stimmt werden könnte, was "man" 
nicht bekommen kann, dafür geben 
die Leitsätze der Christlichen Ge­
werkschaft (CGB) ein positives Bei­
spiel: "Aus der Mitverantwortung für 
die Stabilität der Währung berück­
sichtigen die christlichen Gewerk­
schaften in ihren tarifpolitischen 
Forderungen die realen Zuwachsra­
ten des Sozialprodukts und die volks­
wirtschaftlichen Gesamtzusammen­
hänge." Und Stoiber fährt fort: "Ge­
rade die christlichen Gewerkschaf­
ten sollten dafür ansprechbar seih, 
daß die Mäßigung der eigenen An­
sprüche und die Rücksichtnahme auf 
die Interessen anderer Staatsbürger­
tugenden von ganz besonders hohem 
Rang sind."

Was aber, wenn solche "Tugenden" 
nicht vorhanden? Frage des Bayern­
kurier-Redakteurs Hettlage an den 
ehern. BAG-Präsidenten Müller: 
"Der Durchschnittsbürger glaubt, 
ein Drittel — jeder fünfte Bürger 
glaubt sogar die Hälfte — vom Um­
satz sei Gewinn. Ist ein solches Sy­
stem, in dem wenigstens teilweise 
über die Einkommensverteilung 
durch Urabstimmungen entschieden 
wird, die auf solch groben Fehlein­
schätzungen und Irrtümern beruhen, 
ist ein solches System nicht etwa so 
etwas wie 'grober Unfug'?"

Fehlende Tugend, erfordert die 
staatliche Zuchtrute!
Quellenhinweis: Politische Studien, 
3/1981, Olzog Verlag 

sich verspottet vorkommen, wenn 
Strauß ihnen "einen grundlegenden 
Irrtum" bescheinigt, wenn sie "die So­
zialpolitik letztlich nur nach der 
Quantität der Leistungsansprüche" 
beurteilten und "die menschliche Di­
mension der Sozialpolitik" vernach­
lässigten. Zu den Reichen aufblicken 
und von ihnen Almosen betteln, das 
wünscht sich die CSU.

Die CSU nennt auch immer gerne 
als ihr besonderes Verdienst die "Um­
strukturierung unserer Wirtschaft hin 
zu modernen, technologisch hochste­
henden Fertigungen und Branchen". 
Genannt werden in diesem Zusam­

"Zukunftsinvestitionen" für die Rüstungsindustrie (Tornadabau, MBB Augsburg)

Sir
' Jill

menhang dann die "Daten- und Infor­
mationstechnik", die "Luft- und 
Raumfahrt", die "Chemische Indu­
strie", die "Automobilindustrie" und 
die "elektrotechnische Industrie". Ab­
gesehen davon, daß diese "zukunfts­
orientierte Industrie" vor allem dazu

Aussichten für die Bauern: 
"bodenständiger11 Lohnarbeiter

Die CSU war und ist auf die Zustim­
mung kleiner und mittlerer Bauern für 
ihren chauvinistischen Sammlungs­
kurs in nicht unerheblichem Maße an­
gewiesen. Der Grund ist nicht einfach 
in der Agrarstruktur Bayerns zu fin­
den, also der Tatsache, daß mittlere 
Bauern stärker und große schwächer 
als im Bundesdurchschnitt vertreten 
sind, sowie dem Umstand, daß land­
wirtschaftliche Erwerbstätigkeit re­
lativ ausgeprägter ist. Der maßgebli­
che Grund ist vielmehr in den strate­
gischen Zielsetzungen der CSU zu su­
chen.

Nachdem Mitte der 50er Jahre die 
Phase abgeschlossen war, welche in 
den Partei- und Aktionsprogrammen 
von 1946 und 1954 mit "Sicherung der 
Volksernährung" umschrieben war, 

dient, die imperialistischen Staaten 
aufzurüsten und kriegsfähig zu ma­
chen, sind gerade diese Branchen die 
Vorreiter für die Flexibilisierung der 
Arbeitszeiten.

Diese tatsächliche "soziale Lage" 
der Arbeiterbevölkerung steht im 
krassen Gegensatz zu den chauvinisti­
schen Jubelreden von Strauß: "Noch 
nie hatte das Deutsche Reich in seiner 
vollen Größe und in seiner vollen 
Volkszahl im Vergleich zu den anderen 
europäischen Ländern die gleiche 
Wirtschaftskraft entwickelt, wie die 
Bundesrepublik Deutschland trotz der 

vorangegangenen Zeiten und ihren 
Folgen!" Den "Aufstieg zur stärksten 
Wirtschaftsmacht Europas" mußte die 
Arbeiterbevölkerung mit dem Raub­
bau an ihrer Arbeitskraft und Unter­
drückung ihrer Lebensgewohnheiten 
teuer bezahlen.

betreibt die Partei seit Gründung der 
EG unter Losungen wie "Bayern 
braucht seine Bauern, und die CSU 
steht zu einer auf familiärer Grund­
lage eines breit gestreuten Boden­
eigentums betriebenen Landwirt­
schaft" stark chauvinistisch einge­
färbte Kampagnen gegen "drohende 
Kollektivierung" und "Agrarfabriken". 
Ihr ging es dabei nie um die Existenz­
sicherung kleiner Bauern, wie eine 
Anzahl von ca. 120000 gelegter Land­
wirte im Zeitraum 1960 bis 1977 an­
deutet. Strategische Absicht war und 
ist vielmehr die Anbindung dieser 
Bauern an die Interessen jener, die von 
der Ausbeutung kraft Eigentumstitel 
leben.

Von großer Bedeutung ist des weite­
ren, daß die von den sich nach 1945
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Bayern ansiedelnden Monopolen ver­
langten Arbeitskräfte im Rahmen der 
von der CSU forcierten "Entwicklung 
vom Agrar- zum Industrieland" ohne 
Bauernlegen nicht zu haben war. Ge­
gen den erklärten Willen des Bayeri­
schen Bauernverbandes (BBV) wäre 
diese Entwicklung nicht möglich ge­
wesen. Das von der CSU geförderte 
und entwickelte System von Voll-, 
Neben- und Zuerwerbsbetrieben paßt 
sich hier nahtlos ein. Gegenüber Be­
legschaften, von denen Teile von 
Lohnarbeit und Landwirtschaft leben 
müssen, können sich die Kapitalisten 
noch einmal soviel herausnehmen. 
Den Bauern gegenüber preist die CSU 
den Nebenerwerbsbetrieb als eine Be­
triebsform, die angesichts "notwendi­
ger Strukturreform" und Arbeitslosig­
keit eine "gewisse Sicherheit" biete.

Es ist bekannt, daß sinkende Erzeu­
gerpreise und "Begrenzung der Über­
schüsse" zu drastischen Einkommens­
verschlechterungen der Bauern füh­
ren. In den scharfen Auseinanderset­
zungen im BBV und einigen CSU-Be- 
zirken über den agrarpolitischen Kurs 
wurde der Partei häufig "Verrat am 
Selbstverständnis" und "Politik für die 
Großen” vorgeworfen. Ob diese Kritik 
letztlich die CSU zu schwächen ver­
mag, ist fraglich, da sie häufig mit 
stark nationalistischem Einschlag 
"gegen die EG" geführt wird. Jeden­
falls sah sich der BBV-Vorsitzende 
Sühler vor einem Jahr auf dem CSU- 
Parteitag veranlaßt, eine "soziale An­
passungspolitik" zu fordern, die "den 
Gedanken des Eigentums", einen "ein­
heitlichen BBV”, die "Europaidee” und 
"nicht zuletzt die CSU nicht gefähr­
de". Kiechle aber kann sich mittler­
weile wieder auf Bauernversammlun­
gen blicken lassen, ohne ausgepfiffen 
zu werden, und Strauß erhält Zustim­
mung, wenn er wie auf dem jüngsten 
Parteitag erklärte, daß "der europäi­
sche Einigungsprozeß Opfer fordere", 
die aber "nicht nur von unseren Bauern 
getragen werden dürfen". Die Unter­
ordnung der Interessen der Bauern un­
ter die EG-Politik soll mit "Aus­
gleichsmaßnahmen11 erzwungen wer­
den, die, wie Strauß behauptet, "unser 
Freund Ignaz Kiechle gegen den har­
ten Widerstand des Finanzministers" 
durchsetzte.

Er fährt fort: "Wir brauchen nicht 
nur Korrekturmaßnahmen ... wir 
brauchen eine ... Konzeption, die in 
die Zukunft weist. Es wird ... nicht 
mehr möglich sein .. ., die bäuerliche 
Existenz allein über den Preis zu si­
chern. Es muß ein Doppelsystem sein, 
einmal Preis und einmal staatlich ho­
norierte Anerkennung der Tätigkeit 
unserer Landwirte als Landschafts­
pfleger, -erhalter und -gestalter."

Das Abrücken vom Grundsatz, daß 
die Erzeugerpreise Kosten und Exi­
stenz nicht nur großer Bauern sichern 
müßten, wird von der CSU seit langem 
vorbereitet. Die Förderung von Ne­
benerwerbsbetrieben gehört hierher. 

Aber auch der als Feldzug gegen "So­
zialismus" propagierte "Bayerische 
Weg". Er wurde 1970 gegen den sog. 
Mansholt-Plan entwickelt, der den 
Landverkauf an Großbauern immens 
forcieren wollte. Der "Bayerische 
Weg" beinhaltet die Förderung "bäu­
erlichen Eigentums" unabhängig von 
Größe und Einkommen allein unter 
dem Gesichtspunkt der "Rentabili­
tät". Vorläufiger Abschluß dieses 
Konzepts war 1984 die Beseitigung je­
ner Förderschwelle, welche staatliche 
Kreditierung an ein bäuerliches Ein­
kommen knüpfte, das mindestens dem 
gewerblichen Durchschnittslohn ent­
sprach. Diese Maßnahme brachte Tau­
sende kleiner Bauern in den Genuß von 
"Investitionshilfen" und beseitigte den

Christliches Sittengesetz und die Legende 
von der antifaschistischen Tradition

Es scheint widersprüchlich, daß je 
mehr die CSU sich nach rechts bewegt 
und direkt faschistische Tendenzen 
und Organisationen fördert, sie sich 
umso mehr um eine Distanzierung 
vom Nationalsozialismus bemüht, ja 
sogar versucht, sich den Nimbus einer 
antifaschistischen Tradition zu geben. 
Der Widerspruch löst sich bei näherer 
Betrachtung:

Kernpunkt der CSU-Kritik am Na­
tionalsozialismus ist das "christliche 
Sittengesetz", das von der Politik for­
dert, daß sie "den Menschen in den 
Mittelpunkt ihrer Bemühungen stellt 
und nicht die Macht", wie Strauß beim 
Jubiläumsparteitag formulierte. Der 
"Niedergang Deutschlands" sei "un­
mittelbare Folge des zynischen Ab­
falls der deutschen Politik von den 
Grundsätzen des christlichen Sitten­
gesetzes" gewesen, die Ursache dafür 
in einem "ungezügelten Ausbruch von 
Irrationalismus und Inhumanität" bei 
Hitler zu finden. Diese reaktionär­
moralische Deutung machte es der 
CSU auch einfach, nach 1945 sogleich 
als imperialistisches Ziel zu formulie­
ren: "Vor allem durch seine Kultur 
muß das deutsche Volk die Achtung 
der Völker und seinen alten Platz im 
Kreis der Nationen wiedergewinnen." 
(CSU-Programm 1946) Der Hitler-Fa­
schismus soll als "tragische Episode" 
verstanden werden. Die "Lehre" ist, 
alles daranzusetzen, den entstande­
nen Zeitverlust im Beherrschen der 
Völker wieder wettzumachen. Die Be­
rufung auf das "christliche Sittenge- 
setz'\erlaubt also in der Praxis durch­
aus Übereinstimmung mit Zielen des 
Faschismus.

Auch wenn Strauß behauptet, auf 
den "Widerstand der Christen gegen 
die national-sozialistische Herrschaft 
können wir uns mit Stolz berufen", 
gibt es eine antifaschistische Tradi­
tion aber weder im Kader der Grün­
dergeneration der CSU noch im Pro­
grammatischen. Viel richtiger ist es, 

Industrielohn als zulässigen Ver­
gleichsmaßstab.

Das Abrücken von dem Grundsatz, 
daß die Preise die Einkommen sichern 
müßten, hat weitreichende Folgen: 
Gegen das Absinken der Agrarpreise 
auf Weltmarktniveau können die Bau­
ern noch weniger mit ihrer Existenz 
argumentieren. Niedrige Nahrungs­
mittelpreise würden von der Reaktion 
verstärkt gegen Lohnforderungen auf­
gerechnet. Im Ergebnis will die CSU 
einen "bodenständigen" Lohnarbeiter, 
der seine landwirtschaftliche Pro­
duktion gezwungen war aufzugeben 
und stattdessen als "Landschaftspfle­
ger" ein staatliches Almosen für die 
zusätzliche Vernutzung seiner Ar­
beitskraft erwarten darf.

wenn sich Strauß und die CSU auf die 
"Traditionen" der alten Bayerischen 
Volkspartei (BVP) berufen, einer Par­
tei, die seit ihrer Gründung im Jahre 
1918 (durch Abspaltung vom Zentrum) 
als rechts-konservative Partei fun­
gierte. Die einflußreichsten Ideologen 
und Funktionäre der CSU entstammen 
der BVP. Diese Partei war weder vor 
dem Ermächtigungsgesetz 1933 noch 
danach eine erklärte Partei des Wi­
derstands gegen den Faschismus.

Im Gegenteil: Die Zustimmung der 
BVP zum Ermächtigungsgesetz be­
gründete der BVP-Abgeordnete Ritter 
von Lex folgendermaßen:

"Die Bayerische Volkspartei als 
Partei der christlich-nationalen Welt­
anschauung und Staatsauffassung hat 
nach der schmachvollen Revolution 
1918 in vorderster Linie für die Erhal­
tung und Wiedergewinnung nationaler 
Gesinnung in allen Schichten des Vol­
kes gekämpft..."

Trotz einzelner Verhaftungen aus 
den eigenen Reihen, riet die BVP ihren 
Mitgliedern und Wählern, "unter der 
unmittelbaren Führung Adolf Hitlers 
politisch mitzuarbeiten".

Josef Müller, erster Vorsitzender der 
CSU, einer der wenigen mit "antifa­
schistischer Vergangenheit", nach 
jahrelanger Tätigkeit im Nazi-Ge­
heimdienst "Gruppe Canaris", gegen 
Kriegsende in der militärische Hitler- 
Opposition.
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Fritz Schäffer, Abgeordneter und 
Vorsitzender der BVP, nach 1945 
Gründungsmitglied der CSU und spä­
ter Minister bei Adenauer, schrieb im 
April 1933 in der BVP-Korrespondenz:

"Die Aufgabe, zu der Adolf Hitler 
als ein Neuerer des Reiches berufen 
i>t, ist so groß, daß es notwendig ist, 
alle Kräfte wachzurufen und einzu­
setzen, daß dem Kanzler um Deutsch­
lands Willen die gigantische Aufgabe 
gelingt."

Nach der Kapitulation wurde Schäf­
fer — dem der jüngste CSU-Parteitag 
ausdrücklich wegen seiner Verdienste 
huldigte - als erster Bayerischer Mi­
nisterpräsident eingesetzt. In seiner 
Regierung waren bekannte Nazis. Sei­
ne Aufgabe umschrieb er im Juli 1945 
so:

"Die Landesregierung ist keine poli­
tische Regierung, vertritt keine poli­
tische Richtung, sie ist eine deutsche 
Regierung und will das christliche Sit­
tengebot im deutschen Volk Wieder­
aufleben lassen. Alle anderen Kreise, 
die mit irgendwelchen Tendenzen 
kommen, sind abzulehnen."

Nimmt man die Entnazifizierung als 
Gradmesser für "antifaschistische 
Tradition", so wird deutlich, von wel­
cher Sorte diese bei der CSU ist. Sogar 
das Standardwerk bayerischer Ge­
schichtsschreibung (Spindler) kommt 
zu dem Urteil, daß die "politische Säu­
berung . . . ein kläglicher Mißerfolg" 
war und "kaum jemand mehr von Amts 
wegen ein Vorwurf daraus gemacht 
wurde, die Etablierung oder das Funk­
tionieren der faschistischen Diktatur 
ermöglicht zu haben".

Die Gründungsphase der CSU war 
geprägt von Auseinandersetzungen 
verschiedener Flügel der ehemaligen 
BVP. Dabei war die Trennungslinie 
nicht eine mehr oder weniger starke 
Legitimation aus einem mehr oder 
weniger praktizierten Antifaschis­
mus, sondern die Frage, wie man am 
erfolgreichsten eine Partei der "baye­
rischen Erwerbsgesellschaft auf der 
Grundidee sozialer Verantwortung aus 
christlicher Ethik" aufbauen kann. Die 
Gruppe um die Alt-BVPler Josef Mül­
ler und Adam Stegerwald wollten eine 
Partei, die traditionelle konfessionel­
le und territoriale (Altbayern gegen 
Franken) Konflikte meidet und als 
überkonfessionelle christliche Mas­
senpartei Gegenstück zur Sozialde­
mokratie bildet. Stegerwald, ein Füh­
rer christlicher Gewerkschaften, 
wollte eine "Volkspartei, die unter 
Ausschluß jedes Standes- und Klassen­
charakters alle Schichten des bayeri­
schen Volkes auf dem Boden des 
christlichen Staatsgedankens um­
faßt".

Diesem Flügel stand die Gruppe um 
Schäffer, Hundhammer und Baum­
gartner gegenüber, die einen ausge­
prägten katholisch-konservativen 
Kurs steuern und auch in Kauf nehmen 
wollte, daß die CSU nur als bayerische 
Konfessionspartei fungierte.

Beide Gruppierungen hatten mit 
dem Antifaschismus nichts gemein­
sam, nirgendwo wurde in der CSU eine 
antifaschistisch-demokratische Um­
wälzung gefordert. Strauß, nicht ohne 
Stolz, beschreibt die Gründerzeit:

"Es durften keine Trennungslinien 
gezogen werden zwischen Unterneh­
mern und Arbeitern, Männern der 
Wirtschaftsverbände und der Gewerk­
schaften. Wir haben bewußt die sozia­
le Verpflichtung nicht nur in unsere 
Parteiprogramme, sondern auch in

”W ei ß-bl aue's Bayern" — föderalistisch 
verpackte Stärkung des Zentralstaates

Eines der wichtigen Strategieelemen­
te, wie es die CSU selber nennt, ist das 
"vorbehaltlose Bekenntnis zur bayeri­
schen Geschichte, zur bayerischen 
Kultur, zur bayerischen Tradition. Wir 
haben uns mit Bayern identifiziert, 
mit seiner Geschichte und mit seiner 
Kultur, und die Wähler haben uns mit 
Bayern identifiziert."

Der Treibriemen, mit dem die CSU 
die "Liebe zur Heimat, zum Vater­
land" und ihre Bodenverbundenheit 
abwickelt, ist die Propaganda vom fö­
deralistisch-liberalen Ansatz gegen 
die Zentralgewalt. Dabei dürften hi­
storische Momente ("historische Ei­
genständigkeit unserer bayerischen 
Heimat") sicherlich auch eine Rolle 
spielen, aber das Entscheidende, daß 
diese Art von Föderalismus als Propa­
ganda wirken kann, liegt in dem An­
schein von Fortschritt begründet, den 
die CSU erweckt. Strauß auf dem Par­
teitag:

"Der Föderalismus ist wesentlich 
moderner als die zentralistisch ein­
heitliche Gestaltung. Der Föderalis­
mus ist die staatliche Ausdrucksform 
der Subsidiarität — was eine unterge­
ordnete Einheit lösen kann, soll nicht 
nach oben abgegeben werden und, wo­
für man keine zentrale Lösung 
braucht, soll man diejenigen heranzie­
hen, die aufgrund näherer Berührung 
mit den Menschen für den Bürger bes­

Gegen den Widerstand in vielen Gemeinden setzte die Bayerische Staatsregie­
rung in den 70er Jahren Gebietsreformen durch. Bild: Wahlboykott in Horgau.

den Namen unserer Partei aufgenom­
men."

Sozial meinte nie sozialistisch. 
Oberstes programmatisches Gebot 
war und ist das christlich begründete 
Naturrecht auf Privateigentum. Dar­
an erinnert auch Strauß: "Wer Produk­
tionsmittel, die über Familienbe­
triebsgröße hinausgehen, nur der Ge­
meinschaft überantworten will, kol­
lektivieren will, der trägt den un­
terschiedlichen Gegebenheiten der 
menschlichen Natur nicht Rechnung." 

sere Lösungen finden als zentralisti­
sche Einheitslösungen."

Man kann davon ausgehen, daß gro­
ße Mehrheiten in Bayern den Födera­
lismus weder als Seperatismus noch 
Partikularismus oder kleinkariertes 
Hinterwäldlertum erachten — das 
Bild, das auch die politische Opposi­
tion hinsichtlich der Politik der CSU 
vielfach zeichnet, also falsch ist.

Man würde es sich viel zu einfach 
machen, einen bayerischen Chauvinis­
mus und bayerische Volkstümelei als 
von der Natur gegeben hinzunehmen. 
Damit schlägt man sich selbst die 
Waffe der Kritik an der Politik der 
CSU aus der Hand, wie es ja die SPD in 
Bayern schon zwei Jahrzehnte vor­
exerziert. Das sozialdemokratische 
Verlangen, der CSU beweisen zu wol­
len, die "besseren Bayerntraditionali- 
sten" zu sein, kann nur in einem total 
verblödeten Bajuwarismus enden, und 
das tut es auch: Die Auseinanderset­
zungen finden dann auf der Ebene der 
Blaskapellen statt.

Der Föderalismus als umfassende 
Ordnungsidee ist für die CSU die ver- 
fasssungsrechtliche Untermauerung 
des "christlichen Bollwerks Bayern". 
Die föderative Idee ist für die CSU 
wesentlicher Bestandteil der "abend­
ländisch-freiheitlichen Gesellschafts­
ordnung" und das einzig brauchbare 
Aufbaumodell für eine künftige Union
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Dokumentiert: Linke zur CSU
Anti-Strauß-Komitee

"Solange der Widerstand gegen die 
Kohl-Regierung von Seiten der De­
mokraten nicht stärker wird, bleibt 
uns nichts anderes, als immer wieder 
auf die Gefahren, die ihr von Strauß 
drohen, hinzuweisen..."

Unsere Zeit (DKP)
"Auf dem Jubiläumsparteitag der 
CSU anläßlich ihres 40jährigen Be­
stehens unterstrich der Vorsitzende 
Franz Josef Strauß die ’politisch ei­
genständige Rolle der CSU gegen­
über der CDU’. Gleichzeitig ver­
langte Strauß von der Bundesregie­
rung, das ’SDI’-Programm der 
USA-Regierung bedingungslos zu 
unterstützen. Er sprach vom ’ganzen 
deutschen Vaterland’, das 'auf Dauer 
nicht gespalten bleiben’ könne, und 
mahnte, ein 'Bekenntnis' zur Bun­
deswehr und zur sozialen Marktwirt- 

schäft abzulegen. Eine heftige kon­
trovers geführte Diskussion gab es 
über die Frage, ob Schwangerschafts­
abbrüche aufgrund sozialer Indikation 
weiterhin von den Krankenkassen be­
zahlt werden sollten. Eine Entschei­
dung konnte nicht getroffen werden."

Roter Morgen (KPD)
"Den verschiedenen Reden des CSU- 
Vorsitzenden wie dem gesamten Ver­
lauf des Parteitages war gemein, daß 
sie vor allem Gemeinsamkeit mit der 
Bonner Regierung, mit allen Koaliti­
onsparteien, selbst der FDP, demon­
strierten—

Diesen Wahlkampfzwecken wurde 
auch die Forderungen der reaktionär­
sten Kerntruppen geopfert, die sich 
vor allem in der Frage der Abtreibung 
organisiert hatten und dem Parteitag 
eine Debatte aufzwangen. Dabei wur­
de deutlich, daß die CSU-Führung die­
se Haltung durchaus teilt, nur heute, 
aus taktischen Erwägungen, eben 

nichtden geforderten Alleingang un­
ternehmen will...

Marxistische Gruppe (MG) 
"Weder innen- noch außenpolitisch 
hater(F.J. Strauß) in den vergange­
nen 40 Jahren seinen Standpunkt um 
einen Deut geändert. Genau umge­
kehrt ist es: Die Bundesrepublik ist 
straußmäßig geworden. Nicht nur, 
was den Sozial-und den Militärhaus­
halt, was das deutsche Militär und 
die Raketen auf deutschem Boden, 
was die weltweite Mitzuständigkeit 
für Geschäft und Gewalt angeht.

'Gestoppt' worden ist er nicht. 
Umgekehrt: Seine Ziele sind der 
ganz gewöhnliche Alltag in diesem 
Staat..." 
Quellenhinweis: Demokratischer In­
formationsdienst Nr. 59 vom Sept. 
1985, Roter Morgen Nr. 48 vom 29. 
Nov. 1985, MSZ Nr. 10 vom Oktober 
1985, UZ vom 26.11.85

Europas. Mit diesem Modell gelang es 
der CSU, radikal-föderalistische 
Kräfte der Bayernpartei wie alt­
bayerisch-agrarische Kräfte ideolo­
gisch fest an ihre Politik zu binden. 
Die Bayernpartei wurde von der CSU 
geschluckt, und diese Politik hat in 
der Folgezeit bis jetzt eine eminent 
wichtige innerbayerische Funktion als 
ideologisches Bindemittel bestimmter 
Schichten an die CSU gespielt. Propa­
gandistisch bedeutet der Föderalis­
mus für die CSU nach wie vor eine 
strategische Position ersten Ranges. 
So wurden in der Auseinandersetzung 
mit der sozial-liberalen Koalition die 
"Kräfte der Freiheit" bemüht, also 
eines föderativen liberalen Systems, 
gegen die "Kräfte des Sozialismus", 
also einer Zentralgewalt, die auf 
Gleichschaltung gehe und die Gefahr 
des Ausverkaufs der "nationalen In­
teressen" in sich trage.

Uber den Föderalismus versucht die 
CSU das "weiß-blaue Bayern" als Na-

Sechzig Prozent müßten es 
nicht unbedingt werden . . .

Verwunderlich ist schon, daß nur ganz 
wenige linke und antifaschistische Or­
ganisationen etwas zu sagen haben, 
wenn die CSU einen Parteitag abhält 
und absehbar die programmatische 
Diskussion im Unionslager geführt 
wird, wie denn die nächste Bundes­
tagswahl zu gewinnen wäre. Bloß die 
DKP in der UZ und die KPD im Roten 
Morgen haben bisher zu diesem - in 
der bürgerlichen Presse beachteten - 
Ereignis geäußert. Für Organisationen 
wie die MLPD, die Marxistische Grup­
pe, die anarchistischen Organisatio­
nen, Autonomen bis hin zu den Grünen 
scheint diese programmatische Dis­
kussion im Unionslager für die eigene 

tionalgefühl weiter zu verankern: 
Bayern bedeute "Liebe zur Heimat", 
"zum Vaterland", für ein "vereintes 
Deutschland". Über die "Liebe zur 
Heimat" wird zugleich das Bild der 
glücklichen Familie mit Eigentum 
vermittelt.

Neben der antinationalistischen 
Kritik dieser Art von Föderalismus 
wird auch die Enthüllung sein müssen, 
daß kein Funken Fortschritt im föde­
ralistischen Prinzip der CSU enthal­
ten ist, es sich vielmehr darum dreht, 
daß die CSU über Maßnahmen der 
Staatsregierung schlicht und einfach 
das ganze bayerische Gebiet, sowohl 
in den Kommunen und Landkreisen, 
wie auch den Regierungsbezirken, 
nicht nur den Bedürfnissen der impe­
rialistischen Konzerne unterworfen, 
sondern auch durch Gebietsreformen, 
Kommunalreformen und Landesent­
wicklungspläne sämtliche öffentli­
chen Strukturen ihren eigenen Organi­
sationsstrukturen angepaßt hat.

Strategiebestimmung eher unwichtig 
zu sein. Dies hat sich schon heute als 
größeres Problem im Kampf gegen 
den westdeutschen Imperialismus her­
ausgestellt.

Wir sind der Ansicht, daß die Linke 
insbesondere in Bayern sich darüber 
Klarheit verschaffen muß, was die 
CSU für eine Partei ist. Die CSU 
nennt sich selber eine "große Volks­
partei" und findet Zustimmung bei 
"Arbeitnehmern", "Selbständigen", 
"Handwerkern", "Bauern" und "Unter­
nehmern", bei Leuten also, deren sozi­
ale Interessen nicht nur unterschied­
lich, sondern teilweise auch gegen­
sätzlich sind. Wie gelingt denn der do­

minierenden Monopolbourgeoisie, die 
anderen Klassen und Schichten ins 
Schlepptau zu nehmen?

Nach unserem Eindruck hat ein 
Großteil der Linken schon aufgege­
ben, die Anhangbildung der 60%-Par- 
tei zu stören und die weitere Mobili­
sierung für die Reaktion zu verhin­
dern. Mit der allgemeinen Feststel­
lung 'reaktionär' dürfte das auch 
schwer gelingen. Was könnten Ansatz­
punkte für die Kritik dieser Anhang­
bildung sein? Sollten es unmöglich 
sein, CSU-Wählern, die Lohnabhängi­
ge sind oder die wie die kleinen Bauern 
von ihrer eigenen Arbeit leben, darauf 
anzusprechen, daß die CSU-Politik 
hauptsächlich auf ihre Kosten geht 
und die Nutznießer die großen Kapita­
listen sind?

Und sofern Lohnabhängige vor al­
lem übers Christentum an die Christ­
lich Soziale Union gebunden werden, 
würde diese Bindung nicht erschüt­
tert, wenn der "soziale Anspruch" der 
CSU mit der Wirklichkeit in der kapi­
talistischen Fabrik konfrontiert wird? 
Die totale Unterordnung des Men­
schen unter die Produktionsbedürfnis­
se der Kapitalisten steht auch im Ge­
gensatz zum "christlichen Menschen­
bild".
Quellen- und Literaturhinweis: 
Bayernkurier, 30.11.1985; A. Mintzel, 
Geschichte der CSU — ein Überblick, 
Opladen 1977; Rainer A. Roth, Frei­
staat Bayern, München 1975; Schwar­
ze Politik aus Bayern — ein Lesebuch 
zur CSU, Neuwied 1974; Emil Mühler, 
Die ideologischen Grundlagen der 
CSU, Augsburg 1954; Walter Berbe- 
rich, Die historische Entwicklung der 
CSU in Bayern bis zum Eintritt in die 
BRD, Würzburg 1965; Max Spindler, 
Bayerische Geschichte im 19. und 20. 
Jhdt., München 1978; Kurt Hirsch, Die 
heimatlose Rechte, München 1979 
- (alk, dil, kag, kls, ola, ulh)



Im nächsten Heft

Reaganomics in der Krise?
In den letzten Tagen mußte US-Präsi- 
dent Reagan zwei schwere Niederla­
gen hinnehmen. Das Repräsentanten­
haus lehnte seinen Entwurf des Haus­
halts 1986 wegen des darin enthalte­
nen neuerlichen großen Defizits ab, 
und Teile der Republikanischen Partei 
verweigerten einem Gesetzentwurf, 
mit dem die von Reagan verlangten 

neuerlichen Steuersenkungen für hohe 
und höchste Einkommen vorankom­
men sollten, die Zustimmung. In West­
europa, speziell der BRD, melden der­
weil die Aktienbörsen fast täglich 
neue Rekorde, weil große US-Ver- 
sicherungen in Erwartung eines sin­
kenden Dollarkurses Teile ihrer Ver­
mögen in ausländische Aktien anle­
gen. Gerät die US-Bourgeoisie und ihr 
Expansionsprogramm in die Krise?

Baker-Plan— Hoffnung für Großbanken und Schuldnerländer?
Die Kriegskassen der Monopole quellen über. Die imperialistischen Großbanken 
schwimmen in Liquidität. Gesucht sind Schuldner, die die Schulden auch bedie­
nen können. Nicht noch einmal soll die drohende Zahlungsunfähigkeit von z.B. 
Brasilien oder Mexiko die imperialistischen Finanzmärkte erschüttern. Die 
Westmächte haben sich auf einen Vorschlag des US- Finanzministers Baker ge­
einigt, der faktisch die westlichen Regierungen zu Bürgen des Kreditgeschäfts 
der Großbanken macht und bei künftigen Umschuldungen Geldspritzen der Zen­
tralbanken und des IWF vorsieht. Eine Schuldenstreichung soll auf jeden Fall 
vermieden werden.

Maxhüttc: weitere Sanierung
Die Klöckner AG hat beschlossen, das 
Kaltwalzwerk Maxhütte Haidhof in 
der Oberpfalz, an dem der Konzern 
mehrheitlich beteiligt ist, aufzukau­
fen und stillzulegen. Er verspricht 
sich davon Vorteile in der Schlacht um 
die EG-Stahlquoten. Der Erlös soll in 
die Sanierung des Stahlwerks in Sulz­
bach-Rosenberg gesteckt werden. Der 

Verkauf ist verbunden mit 720 Entlas­
sungen. Die Zahl der Arbeitslosen und 
Pendler der Region ist besonders hoch 
und die Löhne niedrig. Die Klöckner- 
AG hat jahrelang Gelder der Staatsre­
gierung für die Sanierung der Maxhüt­
te kassiert. Die von der IGM geforder­
te Staatsübernahme wurde von der 
Regierung abgelehnt, da nach EG- 
Recht dies nur bei gesicherter Profit­
lage möglich sei.

Kritik des Rassismus!
Was ist Rassismus? Eine Ideologie, die dem Kapitalismus eher fremd ist? Der 
Artikel versucht, den Rassismus in seinen geschichtlich gewachsenen Zusam­
menhängen zu kritisieren und aufzuzeigen, daß er eine Ideologie ist, die das ge­
sellschaftliche Verhältnis von Herrschaft aus der Natureigenschaft von Men­
schen ableitet und damit die Klassengesellschaft als ehernes Naturgesetz, von 
Menschen unveränderbar, darstellt. Die Kritik des Rassismus, die die fort­
schrittlichen Kräfte in der BRD entfalten müssen, kann viel lernen von der aza- 
nischen Befreiungsbewegung, die theoretisch und praktisch einen großen Bei­
trag zum weltweiten Kampf gegen den Rassismus leistet.
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